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EINLEITUNG 


»Eine Zensur findet nicht statt« 


(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei 
zu äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein 
zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die 
Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch 
Rundfunk und Film werden gewährleistet. 

Eine Zensur findet nicht statt. 

(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der 
allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum 
Schutze der Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre. 

(3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die 
Freiheit der Lehre entbindet nicht von der Treue zur Verfassung. 


Artikel 5 Grundgesetz 


Die Zensur hat in Deutschland eine lange Tradition und reicht bis zu 
Fürst Metternich und den Karlsbader Beschlüssen von 1819 zurück. 
Nach der Französischen Revolution und dem Untergang Napoleons 
schlossen sich die europäischen Monarchen zusammen, um einen 


erneuten »Aufstand des Pöbels« zu vermeiden. Die Ermordung des 
reaktionären Schriftstellers August von Kotzebue durch den Jenaer 
Burschenschaftler Karl Ludwig Sand am 23. März 1819 lieferte dem 
leitenden Minister des Österreichischen Kaisertums, Fürst Klemens 
von Metternich, den Vorwand, den er brauchte, um den deutschen 
Burschenschaften und dem aufkommenden liberalen und 
demokratischen Nationalismus entgegenzutreten. Bereits Anfang 
März hatte Metternich in Karlsbad eine Konferenz mit seinen 
preußischen Ministerkollegen einberufen und umfassende 
Einschränkungen für Presse, Universitäten und Burschenschaften 
ausgearbeitet. Sands Attentat lieferte nun den Vorwand für eine 
umfassende Zensur, Überwachung der Universitäten, die Entlassung 
unliebsamer Professoren und das Verbot der Burschenschaften. Die 
Umsetzung und Perfektionierung dieses repressiven Metternichschen 
Systems führte in den Folgejahren zu einer umfassenden 
Restauration der politischen Verhältnisse im europäischen Raum des 
19. Jahrhunderts. 


Das bekamen freiheitlich Gesinnte wie Heinrich Heine und Karl Marx 
zu spüren, die, um der Zensur zu entgehen, immer wieder oder — 
wie im Falle Heines permanent — Zuflucht im Ausland suchen 
mussten, wobei die erste Wahl zumeist auf Paris fiel. Dieses 
zensorische Unwesen thematisierte Heine in seinen Werken immer 
wieder und auf ganz besonders bildliche Weise im zwölften Kapitel 
des ersten Bands seiner vierteiligen Reisebilder: 


Heinrich Heine, Reisebilder. Ideen. 
Das Buch Le Grand, Kapitel XII, 1826. 


Am 20. Dezember 1836 schreibt Heine an seinen Verleger Julius 
Campe, er könne sich »die bittere Stimmung« nicht vorstellen, in die 
»mich die Notwendigkeit versetzt, jeden Gedanken den ich denke in 
meinem Kopfe gleich zu zensiren, zu schreiben, während das 
Censurschwert an einem Haare über meinem Kopfe hängt«. 1 


Im viktorianischen England von 1856, das in Sachen 
Meinungsfreiheit der deutschen Kleingeisterei bereits um einiges 
voraus war, schrieb der britische Philosoph John Stuart Mill 20 Jahre 
später in seinem ebenso radikalen wie einflussreichen 
philosophischen Über die Freiheit: 2 


Zensur einer Meinung ist Raub an der Menschheit, gegenwärtig 
wie zukünftig. Ist die Meinung richtig, raubt man uns der 
Gelegenheit, Unwahres gegen Wahres zu tauschen. Ist sie 
falsch, raubt man uns der besseren Erkenntnis und lebhafteren 
Eindrucks der Wahrheit, die durch die Begegnung mit der 
Unwahrheit gewonnen wird. 


Doch während Länder wie Großbritannien und Frankreich eine 
gewisse Tradition der Meinungsfreiheit hochzuhalten versuchten, 
scheint sich Deutschland immer wieder deren Gegenteil verschrieben 
zu haben, nämlich der Zensur. So verfügt Deutschland mit 8 130 
StGB über eines der ältesten Gesetze gegen die sogenannte 


»Hassrede« — ein Gesetz, das sich je nach der politischen Mode 
gegen den jeweiligen politischen Gegner instrumentalisieren lässt. 


»Volksverhetzung« ist ein Nazi-Gesetz 


1871 unter Bismarck als Gesetz gegen »Anreizung zum 
Klassenkampf« gegen die Sozialisten konzipiert, erklärten die 
Nationalsozialisten den Klassenkampf 1933 für erfolgreich beendet 
und benannten es ihrem völkischen Ansatz gemäß in ein Gesetz 
gegen »Volksverhetzung« um, womit »die hetzerische Erörterung 
öffentlicher Angelegenheiten« gemeint ist, die »den Volksfrieden 
gefährdet«. 3 Erst 1959 wurde daraus der heutige 8 130 
»Volksverhetzung« * des Strafgesetzbuches, wobei sich Der Spiegel 
damals über die seltsame Namensgebung wunderte, »die fatal an 
die Terminologie der jüngeren Vergangenheit und auch der SED- 
Justiz« (»Boykott-Hetze«) anklingt«. ? 


Schon damals erkannte Der Spiegel das grundsätzliche Problem aller 
»Hassrede-Gesetze«: Sie werden immer nur von Gruppen, die 
politisch gerade opportun sind, auf solche angewendet, die es nicht 
sind. Während die Nazis »Hass« gegen Deutsche unter Strafe 
stellten, konnte man sich darunter nach dem Ende des Dritten 
Reichs nur Judenfeindlichkeit vorstellen. Heute ist diese 
Feindseligkeit zu »Hass im Netz« mutiert und wird von Gruppen wie 
die Amadeu-Antonio-Stiftung und HateAid geahndet, wobei es 
ausschließlich um Anfeindungen marginalisierter Gruppen geht, die 
von linken Aktivisten definiert werden. Hass gegen die 
Mehrheitsgesellschaft, gegen konservative Politiker, die indigene 
Bevölkerung, Cis-Heterosexuelle, »alte weiße Männers, transkritische 
Feministinnen oder Christen wird hingegen kaum als 
Volksverhetzung geahndet, obwohl auch diese Gruppen »Teile der 


Bevölkerung« sind und sich grundsätzlich die Frage stellt, wer dieses 
Volk überhaupt ist beziehungsweise wer darüber entscheidet. 


Ein neuer Absatz des besagten Paragrafen, 8 130 Abs. 5 StGB, stellte 
seit dem 21. Oktober 2022 anlässlich des Ukrainekriegs »das 
öffentliche Billigen, Leugnen und gröbliche Verharmlosen von 
Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und 
Kriegsverbrechen unter Strafe, wenn die Tat in einer Weise 
begangen wird, die geeignet ist, zu Hass oder Gewalt aufzustacheln 
und den öffentlichen Frieden zu stören«. 6 Dabei wird 
unterschwellig klar, dass es hier um die Leugnung von russischen 
Kriegsverbrechen gehen soll, nicht etwa um ukrainische 
Kriegsverbrechen oder die Sprengung der Nord-Stream-Pipeline, die 
laut dem Investigativjournalisten Seymour Hersh auf die Biden- 
Regierung und namentlich den Nationalen Sicherheitsberater Jake 
Sullivan zurückgehen soll. Wie weit man mit einer 8 130-Klage 
gegen Medien kommen würde, die beispielsweise die Sprengung der 
Nord-Stream-Pipeline durch die USA leugnen, kann man sich 
ausmalen. 


»Eine Zensur findet nicht statt« — oder doch? 


Während die Meinungsfreiheit in angelsächsischen Ländern an die 
erste Stelle gesetzt wird, sieht sich die Bundesrepublik in der 
Nachfolge der Entnazifizierung der streitbaren, wehrhaften 
Demokratie verpflichtet, wobei staatliche und zivilgesellschaftliche 
Institutionen darüber wachen, dass die Meinungsfreiheit nicht 
»missbraucht« wird. Und vor diesem Hintergrund wird Deutschland 
oft unterstelll, weniger Meinungsfreiheit zu dulden als 
angelsächsische Länder. Dabei ist der Artikel 5 des Grundgesetzes 
der Bundesrepublik Deutschland viel weiter gefasst als zum Beispiel 
der 1. Verfassungszusatz der USA, wo nur vom Parlament die Rede 


ist, nicht von der Exekutive oder gar dem Privatsektor.: »Der 
Kongress darf kein Gesetz erlassen, das [...] die Rede- oder 
Pressefreiheit [...] einschränkt.« 7 Das hohe Gut der 
Meinungsfreiheit hat sich in den USA nur durch Gewohnheitsrecht 
entwickelt, nicht Kraft der Verfassung. Dagegen heißt es im 
deutschen Artikel 5 des Grundgesetzes eindeutig: »Eine Zensur 
findet nicht statt.« 8 Die Meinungsfreiheit in der Bundesrepublik 
findet ihre Schranken lediglich »in den Vorschriften der allgemeinen 
Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend 
und in dem Recht der persönlichen Ehre.« 


Entgegen Artikel 5 haben die Merkel-Regierung und die Ampel- 
Regierung jedoch eine weitreichende Zensur im Internet eingeführt, 
indem sie diese an Dritte ausgelagert hat, nämlich 
zivilgesellschaftliche Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Obwohl 
das Instrumentarium der »allgemeinen Gesetze«x samt 8 130 
»Volksverhetzung«, 8 185 »Beleidigung«, 8 186 »Üble Nachrede«, 8 
187 »Verleumdung«, 8 188 »Beleidigung, üble Nachrede und 
Verleumdung gegen Personen des politischen Lebens«, 8 192a 
»Verhetzende Beleidigung« und 8 238 »Nachstellung« 
(Cyberstalking) relativ umfassend ist, soll nun ein Gesetz gegen 
»Digitale Gewalt« hinzukommen, das neben den bereits 
vorhandenen Straftatbeständen die sehr weitläufig definierte 
»Hassrede« umfasst. 


Denn »bis heute existiert keine rechtlich verbindliche Definition von 
>»Hate Speech««, räumen die Wissenschaftlichen Dienste (WD) des 
Deutschen Bundestags ein. Das Ministerkomitee des Europarats 
habe 1997 eine Definition zugrunde gelegt, »die aber letztlich nicht 
mehr als eine Ansammlung politisch besetzter und 
auslegungsbedürftiger Begrifflichkeiten darstellt«: »Jegliche 
Ausdrucksformen, welche Rassenhass, Fremdenfeindlichkeit, 
Antisemitismus oder andere Formen von Hass, die auf Intoleranz 
gründen, propagieren, dazu anstiften, sie fördern oder rechtfertigen, 


einschließlich der Intoleranz, die sich in Form eines aggressiven 
Nationalismus und Ethnozentrismus, einer Diskriminierung und 
Feindseligkeit gegenüber Minderheiten, Einwanderern und der 
Einwanderung entstammenden Personen ausdrückt.« 9 


Laut den Wissenschaftlichen Diensten »existiert beispielsweise keine 
Definition dieser Begriffe im _Netzwerkdurchsetzungsgesetz 
(NetzDG), obwohl in der Begründung 3 zum Gesetzentwurf die 
Begriffe Hassrede (>Hate Speech-), Hasskriminalität und 
Falschnachrichten (Fake News«) im Zusammenhang mit sozialen 
Netzwerken gebraucht werden«. 10 


Der Europarat (Council of Europe, kurz COE) hat Hassrede als »alle 
Arten von Äußerungen, die zu Gewalt, Hass oder Diskriminierung 
einer Person oder Personengruppe aufrufen, diese fördern, 
verbreiten oder rechtfertigen oder die diese verunglimpfen, aufgrund 
ihrer tatsächlichen oder zugeschriebenen persönlichen Merkmale 
oder ihres Status, wie zum Beispiel >Rasse<, Hautfarbe, Sprache, 
Religion, Nationalität, nationale oder ethnische Abstammung, Alter, 
Behinderung, Geschlecht, Geschlechtsidentität und sexuelle 
Orientierung« 11 definiert. Dabei setzt der Europarat den Begriff 
»Rassex in Anführungsstriche, da »das Ministerkomitee [...] 
Theorien [ablehnt], die auf der Existenz unterschiedlicher >Rassen« 
basieren«. Doch »um sicherzustellen, dass jene Personen, die 
allgemein und fälschlicherweise als >einer anderen Rasse 
angehörend< betrachtet werden, nicht vom Schutz ausgeschlossen 
werden«, will der Europarat auf diesen Begriff auch nicht verzichten. 
Im Übrigen ist dieser Verband demokratisch nicht legitimiert und hat 
nichts mit dem Rat der europäischen Union (Council of the European 
Union) oder der Europäischen Union zu tun. 


Am 25. August 2023 trat der Digital Services Act der EU in Kraft, der 
laut Rita Jonusaite, der Repräsentantin und Koordinatorin von EU 
DisinfoLab, »nicht nur illegale Inhalte, sondern auch legale, aber 
schädliche Inhalte regulieren soll«. 12 Und wenn die 


Bundesregierung wie erwähnt ein Gesetz gegen »digitale Gewalt« 
vorbereitet, das die nicht näher definierte Hassrede miteinschließen 
soll, kommt man nicht um die Vermutung herum, dass alle diese 
Gesetze gegen Artikel 5 des Deutschen Grundgesetzes verstoßen, in 
dem es heißt: »Eine Zensur findet nicht statt.« 


Die Pressefreiheit wird gewährleistet — außer 
für russische Berichterstatter 


Am 2. März 2022 sprach der Europarat ein Verbot der russischen 
Auslandsmedien Russia Today und Sputnik aufgrund nicht näher 
genannter »Desinformation« für 450 Millionen EU-Bürger aus. 13 
Der Kreml setze »systematische Informationsmanipulation und 
Desinformation bei seinem Angriff auf die Ukraine als operatives 
Mittel ein«, begründete der EU-Vertreter für Außen- und 
Sicherheitspolitik Josep Borrell vom Partido Socialista Obrero Espanol 
(PSOE) diese Entscheidung. Die betreffenden russischen Medien 
stellten »eine erhebliche und unmittelbare Bedrohung für die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit in der Union« dar. Daher 
unternehme die EU »einen wichtigen Schritt gegen Putins 
Manipulationsversuche und schiebe den vom russischen Staat 
kontrollierten Medien in der EU einen Riegel vor«. 


Gegen die Führungsriege von Russia Today einschließlich 
Chefredakteurin Margarita Simonyan habe die EU »bereits 
Sanktionen verhängt«, so Borrell stolz, daher sei es »nur 
folgerichtig, auch die Tätigkeiten der Unternehmen innerhalb unserer 
Union ins Visier zu nehmen«. 


Dieser beispiellose Akt der Zensur steht offensichtlich in direktem 
Widerspruch zu Artikel 5 des deutschen Grundgesetzes, der 
»Pressefreiheit [...] gewährleistet«. Vor allem da er sich auf Vorwürfe 


der »russischen Desinformation« berief, die, wie wir sehen werden, 
seit dem Wahlsieg von Donald Trump 2016 weitgehend von NATO- 
nahen Think Tanks und Open-Society-NGOs erfunden wurden. 
Gegen chinesische, venezolanische oder iranische Medien wurden 
keine solchen Schritte ergriffen, auch nicht gegen westliche 
Regierungsquellen und Medien, die immer wieder »Desinformation« 
verbreiteten, ob über Corona oder den Ukrainekrieg. 


Wie Senator Hiram Johnson 1914 so treffend gesagt hat, ist »das 
erste Opfer des Krieges die Wahrheit«, und das gilt nicht nur für 
russische Berichterstatter. Als Journalist hat der Autor dieses Buches 
die Erfahrung gemacht, dass man nur umfassend informiert ist, 
wenn man sowohl westliche und ukrainische als auch russische 
Quellen liest und möglichst unterschiedliche Darstellungen 
miteinander vergleicht. Auch im Nahostkonflikt wäre man einseitig 
informiert, würde man nur palästinensischen oder nur israelischen 
Medien folgen. Die einzig richtige Antwort auf einseitige 
Darstellungen sind vielseitige Darstellungen und nicht noch mehr 
einseitige Darstellungen. Die EU maß dem Verbot der 
hochprofessionellen und sehr informativen russischen Medien Russia 
Today und Sputnik News deshalb so große Bedeutung bei, weil sie 
das westliche Narrativ untergraben könnten. 


Meinungsfreiheit bedeutet Redefreiheit, und Redefreiheit 
Denkfreiheit. Durch das Internet und die sozialen Medien haben wir 
einen bisher nie dagewesenen Zugang zu Meinungen und 
Informationen aus aller Welt, worunter sich auch viel Unsinn und 
Widersprüchliches befindet, ob beim Robert Koch-Institut, der 
Prawda oder auf Wikipedia. Diese gegeneinander abzuwägen und 
kritisch zu hinterfragen, bleibt jedem mündigen Bürger selbst 
überlassen. 


Was wir nicht brauchen, ist ein steuerfinanziertes, 
geheimdienstnahes und extrem intransparentes Netzwerk dubioser 
Regierungsagenturen und linker »Nicht«-Regierungsorganisationen, 


die uns diktieren wollen, was Desinformation ist, um dann ihre 
eigene Desinformation klammheimlich per künstlicher Intelligenz und 
Algorithmen im Hintergrund einzubauen. 


Nachdem der reichste Mann der Welt Elon Musk im November 2022 
Twitter übernommen hatte, gewährte er einer ausgewählten Schar 
unabhängiger Journalisten Zugang zu den Interna von Twitter. 14 
Dabei erwies sich bei den Recherchen von Matt Taibbi, Michael 
Shellenberger, Bari Weiss, Lee Fang und anderen, dass die US- 
Regierung massiven Einfluss auf die Meinungsäußerung im Internet 
nimmt. Die sogenannten »Twitter-Files« enthüllten ein Netzwerk von 
Organisationen, die Shellenberger den »Zensurindustriellen 
Komplex« 15 nannte, eine Anspielung auf US-Präsident Dwight D. 


Eisenhowers Warnung 1959 vor dem »military-industrial complex«. 
16 


Am 3. August 2023 enthüllte der US-Abgeordnete Jim Jordan, 17 wie 
die Biden-Regierung direkt auf Facebook Einfluss genommen hat, um 
Bürger zu zensieren, unter anderem in Zusammenarbeit mit dem 
britischen NGO Center for Countering Digital Hate (CCDH). Daraufhin 
kündigte Twitter-Chef Elon Musk am 31. Juli 2023 an, gegen das 
CCDH gerichtlich 18 vorzugehen, und am 5. September 2023, 
Maßnahmen gegen die US-amerikanische Anti-Defamation League 
(»Antidiskriminierungsliga«x, ADL) an, denn sie habe durch üble 
Nachrede den Werbeumsatz von Twitter halbiert. »Unser US- 
Werbeumsatz ist immer noch zu 60 Prozent im Minus, was vor allem 
auf den Druck zurückzuführen ist, den die ADL, wie uns gesagt 
wurde, auf Werbetreibende ausübt. Sie haben es also fast geschafft, 
X/Twitter zu killen«, schrieb Musk. »Um unseren Ruf 
wiederherzustellen, bleibt uns wohl nichts anderes übrig, als gegen 
die ADL wegen Diffamierung Klage zu erheben — welche Ironie! [...] 
Um es klar zu machen, ich bin für Meinungsfreiheit, aber gegen 
Antisemitismus.« 19 


Musk behauptete, dass die ADL laut Auskunft der Werbetreibenden 
mit Falschbehauptungen den halben Börsenwert von Twitter zerstört 
habe. Da er das Unternehmen für 44 Milliarden Dollar gekauft habe, 
wolle er die Antidiffamierungsliga für bis zu 22 Milliarden Dollar 
haftbar machen. Wenn derartige amerikanische Summen eingeklagt 
werden, sollte dies auch deutschen »Hassrede«-NGOs wie HateAid 
und der Amadeu-Antonio-Stftung zu denken geben. 
»\Werbetreibende gehen Kontroversen aus dem Weg, sodass ADL nur 
unbegründete Anschuldigungen zu erheben braucht, um unsere 
Werbeeinnahmen in den USA und Europa zu vernichten«, so Musk 
weiter. »In Asien haben sie viel weniger Macht, daher sind unsere 
Werbeeinnahmen dort immer noch hoch.« Solche unbegründeten 
Anschuldigungen führten dazu, dass Werbetreibende angeblich 
»Pausen« einlegten, »aber diese Pausen sind dauerhaft, bis ADL 
grünes Licht gibt, was sie solange nicht tun, bis wir jedes Konto, das 
ihnen missfällt, heimlich gesperrt haben. Das ist die Beziehung, die 
sie seit vielen Jahren mit X/Twitter pflegen. Vermutlich ist das bei 
allen westlichen Social-Media-Firmen und Suchmaschinen der Fall.« 
20 


Im Juni 2023 ist im Kopp Verlag ein Buch mit dem Titel Die Twitter 
Files: Das ganze Ausmaß der Manipulation von Dr. C. E. Nyder 
erschienen. In diesem neuen Buch werden wir erfahren, wie die US- 
Geheimdienste die Meinungsfreiheit in den USA und in Deutschland 
angreifen. Während die EU und die Bundesregierung mit der US- 
Regierung und Zensur-NGOs zusammenarbeiten, um die 
Meinungsfreiheit zu unterdrücken, veröffentlichten die Twitter-Files- 
Journalisten Michael Shellenberger und Matt Taibbi am 18. Oktober 
2023 zusammen mit 138 führenden Forschern, Journalisten und 
Intellektuellen die »Westminister-Erklärung«, um den Kampf für die 
Meinungsfreiheit aufzunehmen. 21 Im nächsten Kapitel werden wir 
sehen, wie die Enthüllungen von Taibbi, Shellenberger und ihren 
Kollegen geholfen haben, den Zensurindustriellen Komplex in 
Deutschland zu entlarven. 


KAPITEL 1 


Wie die Twitter-Leaks den 
deutschen Zensurkomplex entlarvt 
haben 


Die »Twitter-Leaks« begannen am 3. Dezember 2022, als der 
unabhängige Journalist Matt Taibbi offenbarte, wie die Manager von 
Twitter um Ex-Zensurchef Yoel Roth und Ex-Justiziarin Vijjaya Gadde 
die Enthüllungen der New York Post über Hunter Bidens 
Millionengeschäfte in der Ukraine kurz vor der US-Wahl 2020 als 
»gehacktes Material« zensiert hatten. »Sie haben es einfach 
improvisiert«, schrieb ein Mitarbeiter. »Der angebliche Hack war die 
Ausrede, aber innerhalb weniger Stunden war allen klar, dass das 
nicht stichhaltig war. Niemand hatte jedoch den Mut, die Story 
wiederherzustellen. [...] Alle wussten, dass das falsch war.« 22 »Es 
ist offensichtlich, dass weitreichende Zensur stattfand, darunter 
Dinge, die den Ausgang von Wahlen beeinflusst haben«, sagte Elon 


Musk dazu im Gespräch mit dem deutschen Internet-Unternehmer 
Kim Schmitz - @ KimDotcom - am 5. Dezember 2022. 23 


Besonders frappiert die Tatsache, dass der Twitter-Justiziar James 
Baker, der die Rechtfertigung dafür lieferte, die Demaskierung von 
Hunter Bidens dubiosen Beraterverträgen durch die New York Post 
zu vertuschen, zuvor für das FBI tätig gewesen ist. Und dieser Ex- 
FBI-Anwalt, der an allen FBI-Kampagnen gegen Donald Trump — von 
den Lauschangriffen im Wahlkampf 2016 bis hin zu angeblichen 
russischen Servern im Trump Tower — beteiligt war, wechselte 
offenbar im Juni 2020, also mitten im Wahlkampf, zu Twitter. 


Diese erstaunliche Enthüllung war der erste Hinweis auf die massive 
und flächendeckende Zusammenarbeit zwischen Twitter und den US- 
Geheimdiensten, die seit November 2022 durch die Twitter-Leaks 
offenkundig wurde. Wie die ehemalige New-York-Times-Redakteurin 
Bari Weiss erfuhr, versuchte Baker nach den ersten Enthüllungen 
offenbar, die Herausgabe der Interna an die Journalisten zu steuern. 
Weiss entdeckte nämlich, dass die Herausgabe der Twitter-Akten in 
den Händen eines gewissen »Jim« lag. Als sie nach dessen 
Nachnamen fragte, erfuhr sie, dieser laute »Baker«. »Mir ist die 
Kinnlade heruntergefallen«, erinnert sich Weiss. Musk hat Baker am 
6. Dezember 2022 fristlos gekündigt. 


Erstaunlicherweise versuchten die linken Mainstream-Medien diese 
Geschichte zu ignorieren, obgleich sie eine solch gigantische US- 
Geheimdienst-Propagandaoperation zu einer anderen Zeit extrem 
kritisch gesehen hätten. Dagegen bezeichnete der ebenfalls links 
einzuordnende Journalist Lee Fang die Zusammenarbeit von Twitter 
mit dem US-Pentagon, um die Debatte im Nahen Osten mit Fake- 
Konten zu beeinflussen, als »PsyOp« 24 (psychologische 
Kriegsführung). »Die Medien versuchen, die Geschichte 
kleinzuhalten, weil sie die amerikanische Öffentlichkeit belogen 
haben«, sagte Musk zu Schmitz. »Und bevor sie das zugeben, tun 
sie einfach so, als wäre nichts passiert. Das ist eine Schande. [...] 


Twitter hat sich wie ein Arm der Demokratischen Partei verhalten.« 
25 Anfragen von der Trump-Regierung, die es ebenfalls gab, fanden 
längst nicht so viel Gehör bei den linken Twitter-Mitarbeitern, die laut 
Spendenbelegen zu 99 Prozent demokratische Kandidaten 
unterstützen. Und als das State Department des Außenministers von 
Trump, Mike Pompeo, ebenfalls bei Twitter vorstellig wurde, 
reagierten die Twitter-Mitarbeiter zuerst irritiert, legten dann 
plötzlich sehr viele Bedenken an den Tag und beschlossen, alle 
Behördenanfragen über das Trump-feindliche FBI zu kanalisieren. 


Am 9. Dezember 2022 enthüllte Bari Weiss, dass Twitter unbequeme 
Kritiker auf »Secret Blacklists« gesetzt hatte. 26 Unter ihnen befand 
sich auch Dr. Jay Bhattacharya, der renommierte Coronalockdown- 
Kritiker der Stanford-Universität. Ein Post seines Kollegen Dr. Martin 
Kulldorff von der Harvard-Universitätt wurde als »irreführend« 
gekennzeichnet, obwohl es sich um die fachliche Einschätzung eines 
Wissenschaftlers handelte, dass Kinder nicht geimpft werden sollten. 
Der Journalist Dan Bongino verschwand auf einer »Search Blacklist«, 
das heißt man konnte sein Konto auch bei einer gezielten Suche 
nicht finden, und Aktivist Charlie Kirk erhielt den Vermerk »nicht 
verstärken«. Twitter hatte stets geleugnet, dass es solche schwarzen 
Listen oder einen »Shadowban« - die teilweise Blockierung eines 
Users, um seine Reichweite zu drosseln — für Konservative gebe. 


Donald Trump als »Anführer einer 
terroristischen Vereinigung« 


Am 10. Dezember 2022 veröffentlichte Matt Taibbi die ersten 
Enthüllungen zur Twitter-Sperre von Donald Trump nach dem 
»Sturm aufs Kapitol« am 6. Januar 2021. 27 Die Twitter-Manager 
wussten, dass Präsident Trump keineswegs gegen die Twitter-Regeln 
verstoßen hatte und rechtfertigten seine Sperrung »aus dem 


Gesamtzusammenhang und der aktuellen Stimmung« heraus. Es 
ging dabei um »das Narrativ, das Trump und seine Freunde im 
Wahlkampf und mindestens die letzten 4 Jahre, wenn man ehrlich 
sei, verfolgt haben« 28 , so Yoel Roth. Trump wurde also von der 
Plattform entfernt, weil den Zensurchefs von Twitter seine Politik 
nicht gefiel. Sie betrachteten den Präsidenten als »Anführer einer 
terroristischen Vereinigung, der für Gewalttaten verantwortlich ist, 
die mit dem Attentäter von Christchurch oder Hitler vergleichbar 
sind«. 


Am 8. Januar 2021 veröffentlichte Twitter die Entscheidung, den 
amtierenden Präsidenten der Vereinigten Staaten mit 88,9 Millionen 
Followern wegen angeblicher »Anstiftung zur Gewalt« permanent zu 
sperren. Laut internen Mails gab es dafür keine direkten Zeugnisse, 
die Entscheidung basiere darauf, »wie Trumps Tweets aufgenommen 
und gedeutet werden« würden. 29 


Twitter und die »anderen 
Regierungsbehörden« (CIA) 


Am 21. Dezember 2022, also 3 Wochen nach den ersten Twitter- 
Enthüllungen, äußerte sich endlich das FBI, 
»Verschwörungstheoretiker« würden die US-Öffentlichkeit »mit 
Falschinformationen füttern, mit dem alleinigen Ziel, die Behörde zu 
diskreditieren«. 20 Beispiele oder Beweise für seine 
Anschuldigungen lieferte das FBI allerdings nicht, wobei diese 
Behörde keineswegs die einzige war, die Twitter vor der Übernahme 
durch Elon Musk mit Zensuraufforderungen nur so überhäufte. 
Twitter erhielt Excel-Tabellen mit Tausenden Sperranfragen von allen 
möglichen Behörden, die so zahlreich waren, dass die Twitter-Chefs 
zuweilen den Überblick verloren: vom Pentagon, dem 


Finanzministerium, Außenministerium, Heimatschutz, der NSA, der 
Gesundheitsbehörde und fast allen Bundesstaaten. 


So bat Adam Schiff, der Vorsitzende des Geheimdienstausschusses 
im US-Repräsentantenhaus, Twitter, den renommierten Journalisten 
Paul Sperry zu sperren, weil er angeblich »QAnon-Verschwörungen« 
verbreite. Tatsächlich aber hatte Sperry die Identität des 
»Whistleblowers« Eric Ciaramella ans Licht gebracht, mit dessen 
Hilfe Schiff ein Amtsenthebungsverfahren gegen Donald Trump 
anstrebte. 31 »Nein, wir machen so etwas nicht«, musste selbst 
Twitter protestieren, doch Sperry wurde trotzdem im November 2020 
gesperrt. »Meine Artikel gingen viral«, sagte Sperry zu Brian 
Kilmeade von Fox News, »deshalb wollte Schiff mich sperren lassen. 
Das ist ein skandalöser Machtmissbrauch durch einen mächtigen 
Regierungsbeamten. Als Vorsitzender des Geheimdienstausschusses 
hatte er einen Eid geschworen, die Verfassung und die 
Meinungsfreiheit zu beschützen. Wir erwägen juristische Schritte, 
unter anderem wegen Diffamierung.« 32 


Twitter-Manager trafen sich regelmäßig in San Francisco mit dem 
FBI-Agenten Elvis Chan, der am 29. Juni 2020 ankündigte, zum 
nächsten Treffen sogenannte »Other Government Agencies« (OGA, 
»Vertreter anderer Behörden«) mitzubringen, wobei diese 
Bezeichnung in US-Geheimdienstkreisen als Deckname für die CIA 
gilt. Es sei ein »offenes Geheimnis« gewesen, so Taibbi am 24. 
Dezember 2022, dass mindestens ein hoher Twitter-Mitarbeiter vom 
CIA war. 33 Da die Überwachung von US-Bürgern im Inland durch 
die CIA illegal ist, mussten jedem Meeting ein paar Auslandsthemen 
beigefügt werden. Das ließ sich aber leicht bewerkstelligen, denn 
alle Posts, die beispielsweise den Ukrainekrieg kritisierten, Joe 
Bidens Geschäfte in der Ukraine betrafen oder möglichen 
Wahlbetrug anprangerten, galten als potenzielle »russische 
Desinformation«. 


Am 8. Juli 2020 teilte Twitter-Justiziarin Stacia Cardille ihrem neuen 
Kollegen, Ex-FBI-Agent James Baker, mit, dass seine Teilnahme an 
der Konferenz mit der Sunlight Group am folgenden Tag »nicht 
nötig« sei, denn sie habe »das FBI eingeladen, und die CIA wird 
wohl virtuell teilnehmen«. 34 Diese Konferenzen wurden von 
angeblich zivilgesellschaftlichen linken NGOs und Thinktanks wie 
dem Aspen Institute, der Sunlight Foundation und der Carnegie 
Endowment organisiert. 


Nicht nur Twitter, sondern auch alle anderen großen Internet-Firmen 
wie Facebook, Microsoft, Verizon, Reddit und sogar Pinterest hätten 
sich mit dem FBI, der CIA und anderen Geheimdiensten getroffen, 
schreibt Taibbi. »Other Government Agencies« (also die CIA) 
standen auch mit Yahoo!, Twitch, Clouldflare, LinkedIn und 
Wikipedia in Kontakt. 


All das bedeutete für Twitter einen derart immensen Arbeitseinsatz, 
dass das FBI an Twitter schlussendlich 3415323 Dollar 
Aufwandsentschädigung zu zahlen hatte, wobei Twitter »angesichts 
des Aufwands sogar unterbezahlt war« 35 , konstatiert Taibbi. 


Annalena Baerbock, der German Marshall Fund 
und die Zensur in Deutschland 


Am 12. Januar 2023 zeigte Matt Taibbi, wie die Demokraten 2018 
Twitter unter Druck setzten, um die Enthüllungen des damaligen 
Vorsitzenden des Geheimdienstausschusses, Devin Nunes, über den 
Lauschangriff gegen die Trump-Kampagne als »russische 
Propaganda« zu diffamieren. 36 


Nunes hatte 2018 in einem 4-seitigen Memo festgehalten, wie das 
FBI unbestätigten Gerüchten zufolge, die auf dem sogenannten 


Steele-Dossier des Ex-MI6-Agenten Christopher Steele beruhten, 
einen Überwachungsbeschluss gegen Donald Trumps 
Präsidentschaftskampagne erwirkt hatte. Tatsächlich war das Steele- 
Dossier von der Clinton-Kampagne über die demokratische 
Anwaltskanzlei Perkins Coie sowie die Detektei Fusion GPS bezahlt 
worden; es enthielt eine Ansammlung infamer Gerüchte wie die 
Behauptung, Donald Trump hätte in einem Moskauer Hotel mit 
Prostituierten »Natursekt«-Spiele auf einem Bett praktiziert, in dem 
Barack Obama geschlafen haben soll (»Pipigate«). Im Januar 2018 
forderten Twitter-Nutzer unter #ReleaseTheMemo die Freigabe des 
Nunes-Memos, das am 2. Februar 2018 veröffentlicht wurde. Nunes‘ 
Recherchen wurden im Dezember 2019 von Michael Horowitz, dem 


Sonderermittler des Justizministeriums, im Wesentlichen bestätigt. 
37 


Trotzdem brandmarkten die Demokraten dieses Memo als 
Propaganda von »russischen Bots« und »Trollen«. Die 
demokratischen Politiker aus Kalifornien, Senatorin Dianne Feinstein 
und Abgeordneter Adam Schiff forderten Twitter auf, die Reichweite 
des Hashtags #releasethememo einzuschränken, da es »mit Konten 
verbunden ist, die mit russischer Manipulation zusammenhängen«. 
38 Selbst die linken Twitter-Mitarbeiter zögerten, dem Druck der 
Demokraten stattzugeben, da die einzige Quelle für diese 
Behauptung die linke NGO Alliance for Securing Democracy (ASD) 
39 war, die ein »Hamilton 2.0 Dashboard« unterhält, um »russische 
Propaganda zu tracken«. 40 


Die Alliance for Securing Democracy wurde 2017 nach dem 
überraschenden Wahlsieg Donald Trumps gegründet und ist laut 
InfluenceWatch ein Projekt des German Marshall Fund der USA. 41 
Im Vorstand sitzen auch Bill Clinton und sein Chefstratege John 
Podesta. Die ASD schuf auch ein »2021 German Elections Project« 
42 „ um angebliche »russische Manipulation« bei den deutschen 
Bundestagswahlen 2021 aufzuspüren. Dabei geht es unter anderem 


um den angeblichen Einfluss von Russia Today auf AfD-Wähler 43 
und um »sexistische Hetze im Wahlkampf« speziell gegen Annalena 
Baerbock. 44 Wer hätte gedacht, dass man sich in Washington für 
schlüpfrige Witze über die damalige Grünen-Chefin auf Twitter 
interessiert? Jedenfalls scheint die ASD im Fall des Nunes-Memos 
selbst an Manipulation und Desinformation beteiligt gewesen zu sein. 


Der German Marshall Fund wurde 1972 von Willy Brandt gegründet 
und den USA vermacht. Seit 2017 jährlich mit 2 Millionen Euro von 
der Bundesregierung finanziert, 45 erhielt er 2021 und 2022 je 
150000 Euro für das Projekt »Cities Fortifying Democracy« 46 und 
bekommt überdies Mittel von der United States Agency for 
International Development (USAID) des US-Außenministeriums, dem 
Democracy Fund des eBay-Gründers Pierre Omidyar und den Open 
Society Foundations von George Soros. Von Letzteren erhielt der 
German Marshall Fund 2017-2021 laut deren Website 1137987 Euro. 
Annalena Baerbock war Stiftungsempfängerin des German Marshall 
Fund und bezeichnete sich selbst in ihrem Lebenslauf als Mitglied. 
47 Zu den geförderten deutschen Politikern gehören außerdem Eva 
Högl, Cem Özdemir, Niels Annen und Johannes Kahrs. 


Im Gegensatz zu den Informationen vom Hamilton 2 Dashboard 
konnte Twitter-Zensurchef Yoel Roth keinerlei Verbindung des 
Hashtags #releasethememo zu Russland feststellen. #8 Dennoch bot 
Twitter dem Senator Richard Blumenthal aus Connecticut an, ihm 
anderweitig behilflich zu sein, falls er das Thema ruhen lasse. »Sonst 
könnte er sich potenziell lächerlich machen«, 49 schrieb ein Twitter- 
Mitarbeiter. 


Als Matt Taibbi seine neuen Twitter-Ermittlungen am 12. Januar 2023 
veröffentlichte, beschuldigte ihn der demokratische Abgeordnete aus 
Kalifornien Ted Lieu — wie sollte es auch anders sein? — der 
»russischen Propaganda«. 50 


Wie die deutsche Bundesregierung BioNTech 
half, Twitter zu zensieren 


Wie Lee Fang von der Nachrichtenplattform The Intercept im 
Rahmen der Twitter-Leaks herausfand, hatten die Bundesregierung 
und BioNTech Twitter unter Druck gesetzt, Posts bezüglich der 
mRNA-Technik zu zensieren: 1 Nina Morschhäuser, damals Head of 
Public Policy, Government and Philanthropy für Twitter in Berlin, 
schrieb Mitte Dezember 2020 an Kollegen, dass die Firma BioNTech 
und das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) 
sie kontaktiert hätten, um vor einer »Kampagne« zu warnen, »die 
gegen die Pharmafirmen gerichtet ist, die den Corona-Impfstoff 
entwickeln«. Diese könne »ernsthafte Konsequenzen« haben, 
darunter eine Flut von Posts und Kommentaren, die womöglich 
»gegen die Nutzungsbedingungen verstoßen würden«, überdies 
würden eventuell »Nutzerkonten gekapert werden«. Ganz besonders 
die persönlichen Konten von Impfstoffherstellern könnten zur 
Zielscheibe geraten, und dazu würden wahrscheinlich »Fake-Konten 
eingerichtet werden«. 


Diese Vorwürfe waren ebenso panisch wie nebulös. Was genau sollte 
hier verhindert werden? Im Kern sei es um eine tendenziell linke 
Kampagne gegangen, die die Freigabe der Patente für die infrage 
stehenden Impfstoffe forderte, schreibt der ebenfalls links orientierte 
Journalist Lee Fang in seinem Beitrag auf The Intercept weiter, damit 
ärmere Länder dazu übergehen könnten, die Vakzine selbst 
herzustellen. 


Diese Aussicht löste bei BioNTech in 55131 Mainz, An der Goldgrube 
12 verständlicherweise helle Aufregung aus. Nina Morschhäuser 
leitete eine E-Mail 52 von Jasmina Alatovic, der Leiterin der externen 
Kommunikation bei BioNTech, vom 12. Februar 2020 an die (Ende 
2022 aufgelöste) Twitter-Kontrollbehörde Trust and Safety Council 
weiter, in der es hieß: 


Liebe Frau Morschhäuser, 


das BSI (Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik) 
hat am Freitagabend, 11.12.2020, einen Hinweis über eine 
Online-Kampagne gegen Impfstoffhersteller erhalten. Für 
Montag, 14.12.2020, rufen Aktivisten im Namen einer 
»gerechten« COVID-19 Impfstoffverteilung zu Online- 
Kampagnen auf. 


Im Rahmen der Online-Kampagnen wird etwa dazu aufgerufen, 
BioNTech und unsere Geschäftsführer über soziale Medien zu 
kontaktieren. 


Könnten Sie uns helfen, unseren BioNTech Twitter Account am 
Sonntag für zwei Tage zu »verstecken«, sodass Kommentare 
etc. nicht mehr möglich sind’? 


Viele Grüße, 
Jasmina Alatovic 


Daraufhin bat Morschhäuser laut Fangs Recherchen ihre Kollegen, 
die Twitter-Konten von Pfizer, BioNTech, Moderna und AstraZeneca 
im Auge zu behalten und vor den Aktivisten zu schützen sowie 
Hashtags zu überwachen, die mit der Kampagne in Verbindung 
standen. Sie identifizierte die linke Aktivistengruppe Global Justice 
Now aus dem Vereinigten Königreich als Urheber der Kampagne, 
denn diese hätte ein Onlineformular lanciert, auf dem Unterstützer 
sich eintragen konnten. Nach Schätzungen von Global Justice Now 
hat BioNTech 2021 einen Vorsteuergewinn von 12,3 Milliarden Euro 
erzielt. 


Es ist nicht klar, in welchem Umfang Twitter für BioNTech tatsächlich 
aktiv wurde, schreibt Fang. Eine Mitarbeiterin der Twitter- 
Zensurabteilung, Su Fern Teo, meldete, die Impfstofffreigaben- 
Kampagne scheine gegen keine Nutzungsbedingungen zu verstoßen, 


und fragte nach konkreten Beispielen. Trotzdem wurde die 
Bundesregierung Deutschland aktiv, wie die folgende Antwort des 
BSI auf eine E-Mail-Anfrage des Autoren vom 17. Januar 2023 
bezeugt: 


Das BSI hat im Dezember 2020 über eine Cyber- 
Sicherheitswarnung seine Zielgruppen zu einer Online- 
Kampagne sensibilisiert. Das Format der Cyber- 
Sicherheitswarnung ist ein Standardformat, mit dem das BSI 
seine Zielgruppen regelmäßig über IT-sicherheitsrelevante 
Vorgänge informiert. Die genannte Kampagne hat zur 
massenhaften Kontaktaufnahme verschiedener Unternehmen 
aufgerufen. Je nach Ausprägung kann dies für die Unternehmen 
ähnliche Auswirkungen haben, wie sie etwa ein DDoS-Angriff 
mit sich bringen würde. In der Folge kann es zu Auswirkungen 
auf den Geschäftsbetrieb kommen. Das BSI hat den 
Unternehmen daher Maßnahmen empfohlen, um Auswirkungen 
auf den Geschäftsbetrieb zu vermeiden. Diese Sensibilisierung 
geschieht unabhängig von jedweder inhaltlichen oder 
politischen Ausrichtung einer wie hier geplanten Online- 
Kampagne. 


Im August 2023 geriet das unscheinbare und den meisten 
unbekannte BSI in den Fokus eines Skandals, der die 
Innenministerin Nancy Faeser in Bedrängnis bringen sollte. 


KAPITEL 2 


Böhmermann, Faeser, die 
Cybersicherheitsbehörde BSI und 
der Zensurkomplex 


Auf Anfrage bestreitet also die Bundesregierung, entgegen Artikel 5 
des Grundgesetzes eine verfassungsfeindliche Zensur auszuüben. 
Das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) gibt 
aber offenbar freimütig zu, »standardmäßig« Internetfirmen über 
mögliche »Kampagnen« zu warnen. Deshalb hat das BSI eine 
Schüsselfunktion bei den Bemühungen des Zensurindustriellen 
Komplexes inne, »Hass« und »Desinformation« zu bekämpfen, sowie 
bei dem Bestreben von Innenministerin Nancy Faeser, ein 
»Wahrheitsministerium« zu schaffen. 


Am 7. Oktober 2022 beschuldigte der ZDF-Aktivist Jan Böhmermann 
den BSI-Chef Arne Schönbohm (CDU), heimliche Verbindungen zu 
Russland zu unterhalten. Nach einer internen Prüfung musste das 


Innenministerium im April 2023 zugeben, dass Böhmermanns 
Vorwürfe nicht gerechtfertigt waren. Trotzdem wurde Schönbohm 
von Innenministerin Nancy Faeser am 17. Oktober 2022 freigestellt 
und am 1. Januar 2023 an die wesentlich unbedeutendere 
Bundesakademie für Öffentliche Verwaltung strafversetzt. Um eine 
Überprüfung seines Falls zu erreichen, musste Schönbohm am 17. 
Oktober ein Disziplinarverfahren gegen sich selbst beantragen, das 
in Ermangelung von Beweisen jedoch nie eröffnet wurde. In einem 
mehrseitigen »Langvermerk« des Innenministeriums, das »unter 
Personalräten der Bundesministerien kursierte«, hieß es: 


Disziplinarakte Schönbohm, Blatt 000196 


Gegen die Einleitung (eines Disziplinarverfahrens) könnten unter 
Berücksichtigung der Gesamtumstände des Falles auch die 
folgenden Erwähnungen sprechen: 


- Die noch in Rede stehenden Vorwürfe erscheinen im Vergleich 
zu den im Oktober 2022 (von Böhmermann) verbreiteten 
Vorwürfe, mit denen die Abberufung des Herrn Schönbohm als 
P(räsident) BSI maßgeblich begründet wurde, geringfügig. Eine 
milde oder gar keine Disziplinarmaßnahme (ggf. Missbilligung) 
würfe erneut die Frage nach der Rechtmäßigkeit und 
Verhältnismäßigkeit bzw. den Hintergründen der Abberufung 
des Herrn Schönbohm als P(räsident) BSI auf. Gegenüber Herrn 
Schönbohm bzw. dessen Bevollmächtigen wurde seitens BMI 
bislang kommuniziert, dass die Einleitung eines 
Disziplinarverfahrens nur erfolge, wenn der Verdacht bestehe, 
dass grobe Pflichtverletzungen begangen worden sein könnten. 


- Das Ziel der Abberufung des Herrn Schönbohm wurde 
erreicht. 33 


Laut der Bild kündigte Schönbohm am 31. August 2023 an, gegen 
das ZDF und Jan Böhmermann sowie Innenministerin Nancy Faeser 


zu klagen, >4* denn Faeser soll sogar den Verfassungsschutz 
instrumentalisiert haben, um ihren eigenen Cyber-Sicherheitschef 
auszuspionieren. Dementsprechend hatte Faeser sich am 5. 
September vor dem Innenausschuss zu präsentieren, sagte jedoch 
aus »medizinischen Gründen« ab, obwohl sie an demselben Tag 
Wahlkampfinterviews gab. 5° 2 Tage später, am 7. September, 
erteilte Faeser dem Innenausschuss erneut eine Absage, diesmal 
ohne Angabe von Gründen. Sie erschien aber auf Nachdruck einer 
wütenden Unionsfraktion am 20. September dann doch vor dem 
Innenausschuss, und zwar zusammen mit BfV-Präsident Thomas 
Haldenwang. Beide behaupteten, entgegen den schriftlichen Belegen 
habe es »zu keiner Zeit nachrichtendienstliche Maßnahmen 
gegeben«. 56 


Dabei wurde bereits in der Anhörung vom 5. September 2023 eine 
am 2. März 2023 versandte E-Mail von Martin von Simson, dem 
Leiter der Abteilung Z des Innenministeriums, vorgelegt, in dem von 
Simson zum »Disziplinarverfahren Schönbohm« vermeldet, Faeser 
sei »sichtlich unzufrieden. Sie fand die Dinge, die wir zugeliefert 
haben, zu >dünn< — wir sollen nochmals BfV befragen und alle 
Geheimunterlagen zusammentragen. Ich habe ihr gesagt, dass wir 
alle relevanten Behörden und Abteilungen bereits beteiligt haben 
und es schlicht nicht mehr gäbe. Auch habe ich ihr gesagt, dass sie 
ein Substrat erhalten habe und dass der größere Vermerk 
überzeugender sei. Sie möchte sich diese größere Unterlage selbst 
ansehen. Ich habe zugesagt, ihr diese Unterlage (sic) außerhalb des 
Dienstweges zukommen zu lassen.« >57 Dazu sei angemerkt, dass 
Martin von Simson überdies Faesers Vermieter in Berlin ist und im 
Dezember 2021 in einer sprunghaften Beförderung über mehrere 
Besoldungsstufen auf den Abteilungsleiterposten gehievt worden 
war. 


Hier diskutieren also Beamte des Innenministeriums in allerbester 
Stasimanier darüber, wie man den Cybersicherheitsdirektor der 


Bundesrepublik Deutschland am besten ausspioniert. »Das wäre ein 
Missbrauch des Bundesamts für Verfassungsschutz zu politischen 
Zwecken«, soll laut der Neuen Züricher Zeitung sogar einer von 
Faesers Behördenmitarbeitern gesagt haben. »So etwas hatten wir 
schon einmal. Das ist rechtswidrig.« 38 


Doch wie Focus Online berichtet, schreckte Faeser nicht zurück, auch 
noch Schönbohms Umfeld zu bespitzeln: »BfV-Vizepräsidentin Felor 
Badenberg, heute Justizministerin in Berlin, verlängerte seinerzeit 
beispielsweise Observationsmaßnahmen gegen Bekannte 
Schönbohms, die dubiose Kontakte zu Putins Agent geknüpft haben 
sollen. So wurde angeblich unter anderem Hans-Wilhelm Dünn, 
Präsident des Vereins Cybersicherheitsrat, längere Zeit beschattet 
und offenbar auch abgehört.« 59 In einer Antwort auf eine Anfrage 
der Abgeordneten Joana Cotar und Beatrix von Storch vom 19. 
November 2022 gab das Innenministerium dann zu Protokoll: »In 
der vergangenen Legislaturperiode hatte Frau Juliane Seifert als 
Staatssekretärin im Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) mit Herrn Böhmermann Kontakt. Dieser 
unterstützte ein Projekt zum Thema >Hass im Netz<, das aus Mitteln 
des BMFSFJ finanziert wurde. Nach ihrem Wechsel in das BMI hat 
Frau Staatssekretärin Seifert am 6. April und 23. Mai 2022 jeweils 
kurze Telefon-/Video-Gespräche mit Herrn Böhmermann geführt, in 
denen er um Einschätzungen zum vorangehend genannten Projekt 
bat.« 60 Doch als das Innenministerium eine »Kleine Anfrage« der 
CDU vom 6. Juli 2023 zu beantworten hatte, leugnete es plötzlich, 
dass es »Kontakte zwischen den Mitarbeitern des BMI inklusive der 
Leitungsebene und der Redaktion des ZDF Magazins Royale oder Jan 
Böhmermann« gegeben habe. 


Damit sei nun bewiesen: »Das Innenministerium hat schriftlich 
gelogen, offenbar um Kontakte zwischen engsten Faeser-Vertrauten 
und dem ZDF-Frontmann Jan Böhmermann zu verschleiern«, 61 


schieb das Nachrichtenportal NIUS des ehemaligen Bild- 
Chefredakteurs Julian Reichelt. 


Nach den Telefonaten mit Böhmermann beauftragte — ebenfalls laut 
NIUS - Andreas Könen, der Leiter der Stabstelle IT- und 
Cybersicherheit, sichere Informationstechnik im Innenministerium, 
seine Abteilung »mit der Erstellung eines Dossiers über Schwächen 
und Verfehlungen von BSI-Chef Arne Schönbohm«. Nur wenige Tage 
später, an einem Freitag Ende Mai, legten Könens Mitarbeiter das 
Dossier vor, welches Monate später wiederauftauchte — und zwar 
»direkt nach Ausstrahlung der Böhmermann-Sendung, bei der 
Schönbohm Kontakte zum russischen Geheimdienst nachgesagt 
wurden und er als >Cyber-Clown< verhöhnt wurde«. 


Innenministerin Nancy Faeser nutzte das Geheim-Dossier und 
die darin aufgelisteten Vorwürfe, um Schönbohm das Vertrauen 
zu entziehen und ihn als BSI-Chef zu entlassen. Ein 
hochrangiger Mitarbeiter im Bundesamt für Verfassungsschutz 
berichtete gegenüber NIUS, dass die Vorbereitungen der 
Kampagne gegen Schönbohm über Monate liefen und im 
Nachhinein mit der Böhmermann-Sendung koordiniert schienen. 
Die Anfragen an den Verfassungsschutz, ob man nicht 
irgendetwas über Schönbohm liefern könne, seien so häufig und 
energisch gewesen, dass man am liebsten mit einer 
automatisierten Standard-E-Mail geantwortet hätte: »Wir haben 
nichts über Schönbohm.« 62 


Am 11. September 2023 enthüllte NIUS, dass das Faeser-Ministerium 
nach den Telefonaten mit Böhmermann und lange vor Ausstrahlung 
der Sendung ein »Geheim-Dossier mit belastenden Informationen 
über Behörden-Chef Schönbohm« hatte anlegen lassen. »Dieses 
Dossier wurde dann unmittelbar nach der Böhmermann-Sendung 
aus dem Oktober 2022 genutzt, um Schönbohm die Führung der 
Amtsgeschäfte zu untersagen.« 


Nach den Informationen von NIUS sei es »unmittelbar nach dem 
Gespräch zwischen (Staatssekretärin Juliane) Seifert und (Jan) 
Böhmermann zu einem bemerkenswerten Vorgang« gekommen: 
»BMI-Spitzenmann Andreas Könen (Leiter der Stabstelle IT- und 
Cybersicherheit, sichere Informationstechnik im Innenministerium), 
in der Faeser-Behörde als direkter Aufseher für das BSI zuständig, 
beauftragte seine Abteilung mit der Erstellung eines Dossiers über 
Schwächen und Verfehlungen von BSI-Chef Arne Schönbohm. Nur 
wenige Tage später, an einem Freitag Ende Mai, legten Könens 
Mitarbeiter das Dossier vor.« 63 


Und am 4. November 2022 hatte nach dem Bericht von NIUS vom 6. 
Oktober 2023 Abteilungsleiter Martin von Simson an den 
Parlamentarischen Staatssekretär im Innenministerium, Johann 
Saathoff (SPD), die brisante E-Mail geschrieben: »Parallel arbeiten 
wir mit Hochdruck an einer Lösung, die es Nancy dauerhaft erlaubt, 
Herrn Schönbohm auf eine andere B8-Stelle zu versetzen. Dies ist 
ein komplexes Vorhaben. Derzeit sieht es aber ganz gut aus.« 64 


Nancy Faeser und das 
»Wahrheitsministerium« 


Der ehemalige Verfassungsschutzpräsident Hans-Georg Maaßen 
äußerte dem Autoren gegenüber die Vermutung, die Kampagne 
gegen Schönbohm habe dazu gedient, »einen Spitzenbeamten einer 
wichtigen Behörde, der wegen seines CDU-Parteibuches und seiner 
politischen Überzeugung der politischen Linken verhasst war, auf 
eine dreiste Art und Weise kaltzustellen«. 


Doch weshalb wurde hier »mit Kanonen auf Spatzen« geschossen, 
wie es ein hoher BMI-Beamter in Focus Online formulierte? Warum 
eine hanebüchene ZDF-Kampagne gegen den Chef einer 


verhältnismäßig unbekannten Bundesbehörde wie dem BSI? Wozu 
das Ganze? 


Der Grund mag darin zu finden sein, dass das BSI an der Schaltstelle 
zwischen Bundesregierung, Zensur-NGOs und Internetfirmen liegt 
und damit perfekt geeignet ist, als »Wahrheitsministerium« mithilfe 
einer Mischung aus KI, Algorithmen und Linksaktivisten eine 
flächendeckende Zensur durchzusetzen, wie sie Organisationen wie 
das World Economic Forum 65 fordern. Denn wie das SPD-nahe 
RedaktionsNetzwerk Deutschland (RND) am 3. April 2023 erläuterte, 
will Faeser im Namen von »Cybersicherheit« und dem »Kampf gegen 
Desinformation« das Grundgesetz ändern, »um das Bundesamt für 
Sicherheit in der Informationstechnik zur Zentralstelle im Bund- 
Länder-Verhältnis auszubauen«. 66 Die Gefahrenabwehr liegt nach 
Artikel 70 des Grundgesetzes nämlich bei den Ländern, und genau 
das wollte Faeser ändern, hatte aber noch keinen Entwurf vorgelegt, 
da sie mit ihrem Wahlkampf in Hessen beschäftigt war. Außerdem 
plant Faeser die Schaffung einer Zentralstelle für Cybersicherheit im 
Rahmen des BSI, in der die Zensureinrichtungen des Bundes 
gebündelt werden können. 


2022 verfolgte die Biden-Regierung ebenfalls den Plan, unter der 
Leitung der Linksaktivistin Nina Jankowicz eine Art 
»Wahrheitsministerium« in den USA einzurichten, musste aber nach 
Enthüllungen von konservativen Medien davon Abstand nehmen. 67 
Inzwischen arbeitet Jankowicz wieder bei einer NGO des 
Zensurindustrielen Komplexes, dem Centre for Information 
Resilience in London, die mit den MI6- und CIA-nahen Open-Source- 
Analysten von Bellingcat zusammenarbeiten (mehr zu Bellingcat in 
Kapitel 4). 


Als SPD-Chefin in Hessen hatte Faeser am 3. Juli 2021 in der 
Zeitschrift antifa, dem »Magazin der VVN-BDA [Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes — Bund der Antifaschistinnen und 
Antifaschisten] für antifaschistische Politik und Kultur« einen 


»Gastbeitrag« verfasst. 68 Dabei ist die VVN-BdA laut dem 
bayerischen Verfassungsschutzbericht von 2020 »die bundesweit 
größte linksextremistisch beeinflusste Organisation im Bereich des 
Antifaschismus«. 69 Mit ihrem Amtsantritt am 8. Dezember 2021 
begann Faeser dann, das Innenministerium und das Bundesamt für 
Verfassungsschutz für ihren »Kampf gegen Rechts«, gegen 
»Desinformation« und »Hass im Netz« zu instrumentalisieren, wobei 
die Definition dieser Begriffe jedoch vage bleibt. Im Jahre 2023 
erhielt die dem Innenministerium unterstellte Bundeszentrale für 
politische Bildung (bpb) eine Rekordsumme von 96,1 Millionen Euro 
(2022 waren es noch 90,9 Millionen Euro gewesen), womit sich der 
Haushalt für die politische »Aufklärungsarbeit« des 
Innenministeriums seit 2015 verdoppelt hat (2015: 46,7 Millionen 
Euro); 2024 soll der bpb-Haushalt allerdings wieder um 20 Millionen 
Euro gekürzt werden. 70 


Am 19. Mai 2022 sprach Faeser beim 18. Symposium des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz zum Thema »Von 
Delegitimierung bis Desinformation«, und zwar neben BfV-Chef 
Thomas Haldenwang und führenden Vertretern des 
Zensurindustriellen Komplexes in Deutschland, darunter Annalena 
von Hodenberg von HateAid sowie Julia Ebner und Julia Smirnova 
vom Institute for Strategic Dialogue (ISD, siehe Kapitel 6). 71 Zu 
den Teilnehmern zählten außerdem Huberta von Voss, die 
Geschäftsführerin von ISD Deutschland, Projektmanager Christian 
Schwieter und der Kommunikationschef von ISD Deutschland, Gil 
Jung. 72 HateAid richtete für die Bundeszentrale für politische 
Bildung am 8. Februar 2022 die Konferenz »KommkKon« aus, in der 
es darum ging, »Kommunen fit für den Umgang mit Hass im Netz« 
73 zu machen. Gefördert wurde die Veranstaltung von der bpb sowie 
dem Programm des Familienministeriums »Demokratie leben!« 
(finanziert 2023-2024 mit je 212 Millionen Euro). Zum Institute for 
Strategic Dialogue sollte man wissen, dass es vom deutschen 
Justizministerium und Auswärtigen Amt sowie dem US- 


Außenministerium finanziert wird und mit der NATO, der US- 
Botschaft Paris, dem Digital Forensic Research Lab (DFRLab) des 
Atlantic Council sowie der Cybersecurity and Infrastructure Security 
Agency (CISA, »Agentur für Cybersicherheit und 
Infrastruktursicherheit«, siehe Kapitel 3) zusammenarbeitet, wie der 
Journalist Michael Shellenberger am 19. März 2023 vor dem 
»Untersuchungsausschuss zur Instrumentalisierung der 
Bundesregierung« im US-Abgeordnetenhaus kundgab. 74 


Vor solchen Kampfgefährten und Gesinnungsgenossen hat Nancy 
Faeser also ihren Impulsvortrag beim 18. Symposium des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz gehalten. Sie klagte darin, von 
der überaus bedrohlichen Desinformation im Netz gehe »eine Gefahr 
für unsere freiheitliche Demokratie aus. Weil sie uns als Gesellschaft 
spalten soll. Weil sie Schaden anrichten soll. Weil sie das Ziel 
verfolgt, bestehende gesellschaftliche Konflikte und Debatten zu 
verschärfen. Mit dem Ziel, das Vertrauen in staatliche Institutionen 
zu untergraben. Und dem Ziel, Wut und Hass zu schüren.« 75 Bei 
derselben Konferenz präsentierte BfV-Chef Haldenwang sein 
umstrittenes Thema »Verfassungsschutzrelevante Delegitimierung 
des Staates«, denn es solle ja niemand versuchen »das Vertrauen in 
staatliche Institutionen zu untergraben«! Da muss natürlich der 
Verfassungsschutz ran. 


Dass die größte Bedrohung für Freiheit und Demokratie stets von 
den Regierenden und nicht den Regierten ausgeht, scheint 
Haldenwang und Faeser nicht bewusst zu sein. Faeser reflektiert 
auch nicht, wie sehr ihr Engagement für die gewaltbereite Antifa 
dazu beiträgt, die »Gesellschaft zu spalten«. Denn diese hatte sich 
bekanntlich in der Coronakrise für den Straßenkampf gegen die 
Freiheitsdemos instrumentalisieren lassen. Am 17. Mai 2020 wurden 
in Stuttgart drei Teilnehmer einer sogenannten »Querdenker«-Demo 
von sogenannten »Anti«-Faschisten hinterrücks angegriffen und 
lebensgefährlich verletzt. 76 Am 21. November 2020 griffen 


zwischen fünfzehn und zwanzig von ihnen in Leipzig zwei 
»Querdenker« an, wobei ein Angreifer einem am Boden liegenden 
Opfer »mehrfach mit dem Fuß gegen den Kopf« trat, wie die Welt 
berichtete. 77 Die Polizei wertete den Anschlag als versuchten 
Totschlag. Täter wurden nie ermittelt. 


Zu den Coronademonstranten, die gegen die größte Beschneidung 
der verfassungsmäßigen Bürgerrechte seit 1945 protestierten, sagte 
Faeser am 20. Januar 2022: »Man kann seine Meinung auch 
kundtun, ohne sich gleichzeitig an vielen Orten zu versammeln.« 78 
Dabei hat sie offensichtlich übersehen, dass die 
Versammlungsfreiheit durch Grundgesetz-Artikel 8 garantiert ist. Und 
während Nancy Faeser noch am 22. November 2021 auf Sat.1 
bekundet hatte, sie halte eine Impfpflicht für »verfassungsrechtlich 
schwierig«, 79 sprach sie sich als frisch gebackene Innenministerin 
am 12. Januar 2022, also nur wenige Wochen später, für eine 
allgemeine Impfplicht aus, die sie höhnischerweise »nicht als 
Impfzwang, sondern als Impfnachweispflicht« 80 bezeichnete. 
Wieder scheint ihr hier ein Grundgesetzartikel entgangen zu sein, 
nämlich Artikel 2, der das Recht auf körperliche Unversehrtheit 
festschreibt. Inzwischen hat die Expertenkommission der 
Bundesregierung zur Evaluierung der Coronamaßnahmen befunden, 
dass keine dieser von der Bundesregierung angeordneten 
Maßnahmen messbare Wirkung gezeigt habe, diese aber in Teilen 
verfassungswidrig waren. 81 


Man könnte meinen, auch Nancy Faeser sei inzwischen ein wenig zur 
Einsicht gekommen, wenn sie in ihrer Rede vom 19. Mai 2022 
feststellte, die Coronakrise sei »für uns ein Lehrstück staatlicher 
Desinformation« gewesen. Doch sie meint hier keineswegs die 
»Desinformation und Propaganda« der Bundesregierung oder der 
Ampel-Parteien während des Wahlkampfs, sondern jene, die vor 
allem Russland und China in Deutschland verbreiten würden. Und 
die Beweise? Es gibt keine. 


Zum Thema Russland wusste die \Wahrheitsministerin in spe 
außerdem zu berichten, dass »Putins Regime [...] das Narrativ einer 
angeblichen >»Russophobie< des Westens [...] verfestigen« wolle. Und 
für diese Äußerungen fand Faeser keinen geeigneteren Zeitpunkt als 
jenen, in dem russische Künstler wie Anna Netrebko und Valery 
Gergiev boykottiert wurden und es in Deutschland Anschläge auf 
russische Läden und Konsulate gab. Russland nutze »seine 
staatlichen Medien wie Russia Today und Sputnik [...] zur 
»Verbreitung von Desinformation««, ließ Faeser in besagter Rede 
vom 19. Mai 2022 vernehmen, und dies ausgerechnet vor einem 
Publikum der NATO-nahen NGO Institute for Strategic Dialogue, das 
von der deutschen und US-Regierung finanziert wird, um westliche 
Medien zu zensieren und ihre eigene »Desinformation« zu 
verbreiten. 


Der demokratisch selbst höchst fragwürdige Europarat hat am 2. 
März 2022, also zu Beginn der russischen Invasion der Ukraine, die 
russischen Auslandsmedien Russia Today und Sputnik aufgrund nicht 
näher genannter »Desinformation« für 450 Millionen EU-Bürger 
verboten. 82 


Wie heißt es noch einmal in Artikel 5 des Grundgesetzes?! »Die 
Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk 
und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.« Über 
eine Ausnahme für unerwünschte ausländische Presseorgane ist hier 
nichts vermerkt. 


Die Twitter-Files haben aufgezeigt, dass die meisten Vorwürfe 
russischer Desinformation ohne Lieferung von Beweisen von NGOs 
des Zensurindustriellen Komplexes in die Welt gesetzt wurden, um 
konservative Internetnutzer und sogar Kreml-kritische Medien 
unbesehen als »russische Trolle« und »Kreml-nahe Konten« zu 
diskreditieren. Nancy Faeser hat also durchaus Recht, wenn sie sagt, 
dass unsere Demokratie und Meinungsfreiheit heute in akuter Gefahr 
sind. 


Leider besitzt sie nicht die Selbstreflexion, zu verstehen, von wem 
diese Gefahr ausgeht. 


Als Vorbild dient hier eine amerikanische Agentur: die Cybersecurity 
and Infrastructure Security Agency (CISA, »Agentur für 
Cybersicherheit und Infrastruktursicherheit«). Im nächsten Kapitel 
werden wir sehen, wie der Justizausschuss des US-Kongresses die 
umfassende Instrumentalisiierung der CISA durch den 
Zensurkomplex dokumentierte. 


KAPITEL 3 


Die Cybersecurity & Infrastructure 
Security Agency und der Angriff auf 
die Demokratie 


Es war ein Paukenschlag am US-Unabhängigkeitstag des 4. Juli 
2023, als der WUS-Bundesrichter Terry Doughty der Biden- 
Bundesregierung in einem wegweisenden Urteil per einstweiliger 
Verfügung verbot, sich mit den Internetriesen zum Zwecke der 
Zensur abzusprechen. Die US-Regierung sagte daraufhin alle 
Termine mit den Internetfirmen ab. 


Geklagt hatten seit Mai 2022 die Staatsanwälte der Bundesstaaten 
Louisiana und Missouri, Jim Hoft, der Herausgeber der konservativen 
Nachrichtenseite The Gateway Pundit, Dr. Martin Kulldorf, der 
Verfasser der Great Barrington Declaration, in der er den 


Coronalockdown kritisierte, sowie Dr. Jay Bhattacharya von der New 
Civil Liberties Alliance. Auf der Anklagebank saßen Präsident Joe 
Biden, die Sprecherin des Weißen Hauses, Karine Jean-Pierre, 
Heimatschutz-Minister Alejandro Mayorkas, die Cybersecurity & 
Infrastructure Security Agency (CISA) und deren Chefin Jen Easterly, 
das US-Gesundheitsministerium (Department of Health & Human 
Services, HHS), Dr. Anthony Faucis National Institute of Allergy & 
Infectious Diseases (NIAID), die Centers for Disease Control and 
Prevention (CDC), die Pharmabehörde FDA, das Justizministerium, 
das FBI sowie das US-Außenministerium. 


»Der massivste Angriff auf die freie 
Meinungsäußerung in der Geschichte der 
USA« 


Die Kläger warfen ihnen vor, »durch Öffentliche Druckkampagnen, 
private Treffen und andere Formen der direkten Kommunikation 
bezüglich dessen, was die Beklagten als >Desinformations, 
»Falschinformations und »Fehlinformation< bezeichneten, mit Social- 
Media-Plattformen zusammengearbeitett und/oder sie dazu 
gezwungen haben, unliebsame Meinungen, Standpunkte und Inhalte 
auf Social-Media-Plattformen zensiert zu haben«, begründete Richter 
Doughty sein vorläufiges Urteil. Dies sei ein Verstoß gegen den 
Ersten Zusatzartikel der US-Verfassung, der es der US-Regierung 
verbietet, die Meinungsfreiheit zu unterdrücken. Und weiter: 


Wenn die Behauptungen der Kläger zutreffen, handelt es sich im 
vorliegenden Fall wohl um den massivsten Angriff auf die freie 
Meinungsäußerung in der Geschichte der Vereinigten Staaten. 
[...] Bei ihren Versuchen, angebliche »Desinformation« zu 
unterdrücken, wird der Bundesregierung und insbesondere den 
hier genannten Angeklagten vorgeworfen, das Recht auf freie 


Meinungsäußerung, das im ersten Zusatzartikel der US- 
Verfassung festgehalten ist, offenkundig ignoriert zu haben. 83 


Was die Zensur von Kritik an den Coronaimpfstoffen angehe, der 
Coronamaskenpflicht sowie den Lockdowns, die Zensur der Corona- 
laborursprungstheorie, die Kritik an der Rechtmäßigkeit der US- 
Präsidentenwahl 2020, die Zensur von Kritik an Joe Bidens Politik 
sowie die Zensur von wahrheitsgemäßen Berichten über Beweise für 
Korruption und über Schmiergeldzahlungen auf Hunter Bidens 
Laptop, dürfte es »den Klägern in der Sache gelingen, 
nachzuweisen, dass die Regierung ihre Macht genutzt hat, um die 
Opposition zum Schweigen zu bringen«. Doughty resümiert: »Alle 
diese Themen wurden nachweislich unterdrückt.« 84 


Ein nahezu dystopisches Szenario, das einem 
»Wahrheitsministerium« ähnelt 


Es sei »bezeichnend, dass jedes Beispiel und jede Kategorie der 
zensierten Sprache konservativer Natur war«, analysiert Doughty. 
»Diese gezielte Unterdrückung konservativer Ideen ist ein perfektes 
Beispiel für die Diskriminierung politischer Äußerungen. 
Amerikanische Bürger haben das Recht, sich an einer freien Debatte 
über die wichtigen Themen zu beteiligen, die das Land betreffen.« 
Und der Richter holt aus: »Obwohl dieser Fall noch relativ jung ist 
und das Gericht ihn derzeit nur im Hinblick auf die Erfolgsaussichten 
der Kläger in der Sache prüft, entwerfen die bisher vorgelegten 
Beweise ein nahezu dystopisches Szenario. Während der 
Coronapandemie, in einer Zeit, die durch erhebliche Zweifel und 
Unsicherheit gekennzeichnet ist, scheint die Regierung der USA eine 
Rolle übernommen zu haben, die einem Orwellschen 
»Wahrheitsministerium< ähnelt. Die Kläger haben schwerwiegende 
Beweise zur Untermauerung ihrer Behauptung vorgelegt, dass sie 


Opfer einer weitreichenden und weitverbreiteten Zensurkampagne 
geworden seien. Dieses Gericht kommt zu dem Schluss, dass die 
Aussichten ihrer Klage aufgrund ihres Anspruchs auf 
Meinungsfreiheit nach dem ersten Zusatzartikel gegen die Beklagten 
hoch sind. Daher ist unverzüglich eine einstweilige Verfügung gegen 
die Beklagten zu erlassen.« 85 


Nach diesem einschneidenden Urteil sagte das US-Außenministerium 
laut der Washington Post 86 alle Treffen mit der Firma Facebook 
»bis auf weiteres« ab. Offenbar hatte sich das State Department 
wöchentlich mit Facebook und anderen Internetfirmen getroffen, um 
vermeintliche Hackerangriffe und Wahlvorbereitungen 2024 zu 
besprechen. »Wir warten noch ab, ob die CISA ebenfalls absagt«, 87 
lässt sich einer Facebook-Quelle in Bezug auf die Cybersecurity and 
Infrastructure Security Agency (CISA) des US- 
Heimatschutzministeriums entnehmen. 


Wie die Cybersicherheitsagentur CISA »sich 
mit den Internetriesen verschwor, um 
Amerikaner zu zensieren« 


Die Cybersecurity and Infrastructure Security Agency wurde 2018 
gegründet, um »kritische Infrastruktur« vor Cyberangriffen zu 
schützen. Seitdem hat sie sich aber zum Nervenzentrum von Zensur 
und Inlandsspionage der US-Bundesregierung entwickelt, erklärt der 
Untersuchungsausschuss zur Instrumentalisierung der US- 
Bundesregierung, den die Republikaner am 10. Januar 2023 infolge 
ihres Wahlsieges 2022 unter dem Vorsitz des Abgeordneten Jim 
Jordan aus Ohio einrichteten. In ihrem Bericht »Die 
Instrumentalisierung der CISA: Wie eine >Cybersicherheitsagentur< 
sich mit den Internetriesen und >Desinformationspartnern< 
verschwor, um Amerikaner zu zensieren« 88 dokumentierte der 


Ausschuss, dass die CISA zur Schaltstelle in einer offenkundig 
verfassungswidrigen Zensurkampagne wurde, um konservative 
Meinungen und Nutzer zu zensieren. 


Nach dem Wahlsieg Donald Trumps wies Barack Obamas 
Heimatschutzminister Jeh Johnson die »Wahlinfrastruktur« am 6. 
Januar 2017 schnell noch als »kritische Infrastruktur« aus 89 . Am 
16. November 2018 wurde die Cybersecurity and Infrastructure 
Security Agency (CISA, »Agenturr für Cyber-- und 
Infrastruktursicherheit«) geschaffen. 90 


Bald weitete sich das Aufgabengebiet der CISA vom Schutz von 
Stromnetzen und ähnlicher »kritischer Infrastruktur« auf die 
Bekämpfung sogenannter »ausländischer Einflussnahme« aus. 
Letztere wurde bereits 2016 beim FBI-Lauschangriff gegen die 
Kampagne von Donald Trump als Vorwand benutzt, da 
Inlandspionage gegen US-Bürger illegal ist. Nach den 
unbegründeten Behauptungen der US-Demokraten, Russland habe 
die Wahl von Donald Trump ermöglicht, gründete die Trump- 
Heimatschutzministerin Kristjen Nielsen innerhalb der CISA die 
Arbeitsgruppe, die ausländische Einflussnahme bekämpft 
(Countering Foreign Influence Task Force, CFITF). 91 Daraufhin 
begann die CISA unter dem Vorwand, »Wahlinfrastruktur« zu 
schützen, vermutlich illegalerweise US-Bürger zu überwachen und zu 
zensieren. Unter der Biden-Regierung wandte sich das CFITF ab 
Januar 2021 »der allgemeinen Mis-, Dis- und Malinformation« zu 
(MDM). Der CFITF-Chef Brian Scully wurde zum Chef des MDM- 
Teams innerhalb der CISA ernannt, zu dem auch externe Berater 
und Desinformationsexperten zählten. Dazu zählen: 


e Dr. Kate Starbird, die Vorsitzende des MDM-Ausschusses. Sie 
ist Professorin und Mitbegründerin des Center for an Informed 
Public (CIP) an der University of Washington. CIP war Mitglied 
sowohl des Election Integrity Partnership (EIP) als auch des 


Virality Project (VP) des Stanford Internet Projects (siehe 
Anhang). 

Vijaya Gadde, die ehemalige Twitter-Chefjustiziarin, die dafür 
gesorgt hat, dass die faktisch korrekte Berichterstattung der 
New York Post über Hunter Bidens Laptop auf Twitter zensiert 
wurde und dass Donald Trump dauerhaft von Twitter gesperrt 
wurde. Sie wurde im Oktober 2022 von Elon Musk entlassen, 
nachdem dieser Twitter übernommen hatte. 

Suzanne Spaulding, ehemalige stellvertretende 
Generalstaatsanwältin und Rechtsberaterin der Central 
Intelligence Agency (CIA), die auch Unterstaatssekretärin für 
den CISA-Vorgänger NPPD war. Spaulding leitet inzwischen das 
Projekt zur »Verteidigung demokratischer Institutionen« am 
Center for Strategic and International Studies (CSIS). 


»Besonders verstörend« nennt der Ausschussbericht die Kategorie 
»Malinformation«, die laut CISA-Handbuch auch »faktisch 
zutreffende Informationen« beinhalten könnte, die aber »in einem 
falschen Kontext benutzt werden, um zu manipulieren, zu schaden 
oder in die Irre zu führen«. 92 Die Entscheidung, was Falsch- oder 
Fehlinformationen waren, traf also die US-Regierung. Der Ausschuss 
bezeichnete dies als »direkte Bedrohung der Meinunggsfreiheit«. 


Dass die CISA ihre Zuständigkeit sogar bis hin zu einer 
Einflussnahme auf die US-Wahlen ausdehnte, erstaunte sogar die 
NGOs, mit denen sie zusammenarbeiteten. So schrieb ein Mitarbeiter 
der Alliance for Securing Democracy des von Deutschland 
finanzierten German Marshall Fund am Tag nach der US-Wahl, dem 
4. November 2020, an Robert Schaul, den leitenden Beamten für die 
CISA-Abteilung »Analyse und Resilienz«, und zitierte einen Artikel 
von Russia Today, laut dem es in Philadelphia einen Wahlbetrug 
gegeben habe: »Was wir in Bezug auf angeblichen Briefwahlbetrug 
erleben, ist eindeutig besorgniserregend, aber das entzieht sich wohl 
Ihrer Zuständigkeit.« Worauf Schaul antwortete: »Desinformation in 


Bezug auf Briefwahlbetrug ist diesmal für uns Thema, ob inländisch 
oder ausländisch. Wenn Ihnen etwas auffällt, gerne Bescheid 
sagen.« 93 


Zu dieser Zeit verfügte das CISA-Desinformationsteam über fünfzehn 
Teil- und Vollzeitmitarbeiter, die sich um »Desinformation in Bezug 
auf Wahlen und kritische Infrastruktur« kümmerten. 94 CISA-Chefin 
Jen Easterly behauptete zwar in ihrer Zeugenaussage vor dem 
Kongress am 28. März 2023, dass die CISA nicht bei Internetfirmen 
interveniere, 95 doch dem Generalinspekteur des 
Heimatschutzministeriums zufolge hatte die CISA bereits 2018 
begonnen, »Plattformen der sozialen Medien in Bezug auf 
wahlbezogene Desinformation zu kontaktieren«. 96 Der 
Desinformationschef Brian Scully lieferte im oben erwähnten Prozess 
im Bundesstaat Louisiana unter Eid auch die Information, dass die 
CISA Firmen der sozialen Medien in einem Verfahren namens 
»Switchboarding« (das also wie eine Schaltzentrale funktionierte) 
Berichte über angebliche Desinformation von \Wahlbehörden 
übermittelte. 97 


Am 30. August 2022 debattierten die Mitglieder des MDM-Teams, ob 
es rechtens sei, dass sich das Heimatschutzministerium mit 
»Desinformation« durch »inländische Akteure« befasse. Doch die 
ehemalige CIA-Justiziarin Suzanne Spaulding »ermutigte Dr. Starbird, 
sich nicht nur auf ausländische Bedrohungen zu konzentrieren«, 
steht im Sitzungsprotokoll zu lesen. »Während eine klare Zuordnung 
manchmal schwierig ist, [...] sollte sich die CISA nicht zu sehr 
einengen lassen«, da »es immer noch inländische Bedrohungen 
gibt«. In derselben Sitzung merkte die damalige Twitter-Justiziarin 
Gadde an, dass die Wahlbehördenvertreter der Bundesstaaten bei 
einem vorangegangenen Treffen der Ansicht waren, »dass die CISA 
in diesem Aufgabenbereich nicht tätig sein sollte, es sei denn, ein 
ausländischer Gegner ist im Spiel«. Gadde selbst bezweifelte, dass 
diese Unterscheidung eine sinnvolle Einschränkung für die CISA sei, 


weil es »schwer festzustellen ist, ob ein ausländischer Gegner 
beteiligt ist«. Angesichts der Tatsache, dass Mis- und Desinformation 
»universell« seien, müsse die CISA auch »auf der inländischen 
Ebene eine Rolle spielen«, so Dr. Starbird. In einer E-Mail vom 16. 
Mai 2022 äußerte sich die ehemalige CIA-Mitarbeiterin Spaulding 
über sogenannte Malinformation, diese sei »nicht an und für sich 
falsch«, gerade deshalb aber »aus politischer Perspektive besonders 
knifflig« und stelle folglich »vielleicht die größte Herausforderung in 
diesem Bereich« dar. »Leider scheint man im gegenwärtigen 
öffentlichen Diskurs (teilweise aufgrund von 
Informationsoperationen) bereit zu sein, Malinformation als 
Meinungsfreiheit zu akzeptieren.« Und sollte die CISA wahre Inhalte 
zensieren, könnte sie »boshafter Kritik« 98 ausgesetzt sein, schrieb 
die CIA-Anwältin. Mit anderen Worten: Waren die Bürger der 
Meinung, es sei nicht Aufgabe von Behörden mit 
Geheimdienstverbindungen, wahre Informationen zu zensieren, war 
dies angeblich ein Zeichen »ausländischer Einflussnahme«. 


Der Kampf gegen »Desinformation« solle dabei regierungsweit 
betrieben werden, bekräftigte das MDM-Team. Als Vertreterin der 
FBI-Arbeitsgruppe für ausländische Einflussnahme (Foreign Influence 
Task Force, FITF) sagte die Bundespolizistin Laura Dehmlow, das FBI 
betreibe keine »inhaltliche Bewertung« legaler Meinungsäußerung, 
worauf Starbird erwiderte, das sei kein Problem, denn die CISA 
könne das ja übernehmen und damit »den regierungsübergreifenden 
Ansatz« umsetzen. 


Von manchen externen Partnern wurde die CISA vor ihrer 
Übergriffigkeit gewarnt. Beispielsweise gab Lindsey Forson von der 
Bundeswahlleitervereinigung (NASS) zu bedenken, dass »das 
Misstrauen der Öffentlichkeit in die Behörden befeuert werden 
könnte«, wenn die Kollegen nicht »vorsichtig sind, wie sie mit 
wahlbezogenen Themen umgehen«. Dr. Starbird ließ sich aber nicht 


beirren, sondern wollte »klären, wie die CISA bei Themen helfen 
kann, die nicht direkt zu ihrem Aufgabenbereich gehören«. 99 


Längst nicht alle Mitarbeiter der betroffenen Internetfirmen waren 
von den ausufernden Zensurbestrebungen der Bundesbehörde 
begeistert. Nachdem die Pläne der Biden-Regierung für ein 
»Wahrheitsministerium« (»Disinformation Governance Board«), wie 
oben beschrieben, auf Eis gelegt werden mussten, ließ CISA- 
Desinformationschef Brian Scully unter anderem die Internetfirma 
LinkedIn wissen, die CISA würde »jederzeit für Fragen zur Verfügung 
stehen«. Ein LinkedIn-Mitarbeiter leitete diese E-Mail an seine 
Kollegen weiter und gab dazu den Kommentar: »Hey LinkedIn- 
Kollegen, wenn ihr wissen wollt, was das Regime für wahr oder 
falsch erachtet, fragt uns einfach. Wir haben Verbindungen bis nach 
ganz oben.« 100 


Die CISA lagert verfassungswidrige Zensur an 
NGOs aus 


Im Wahljahr 2020 gründete die CISA ihre eigene 
Nichtregierungsorganisation namens Center for Internet Security 
(CIS) mit einem sogenannten »Analysezentrum« zu 
Wahlinfrastruktur (Elections Infrastructure Information Sharing & 
Analysis Center, EI-ISAC), 101 damit »Wahlbehörden falsche oder 
irreführende Informationen« an Internetplattformen melden 
könnten. 2024 wurde das CIS von der CISA mit 27 Millionen Dollar 
finanziert. 102 


CISA, CIS und EI-ISAC waren alle im Rahmen der US-Wahlen 2020 
externe Stakeholder des Verbands Election Integrity Partnership 
(EIP) des Stanford Internet Observatory (siehe Kapitel 4) und 


meldeten Fälle angeblicher Desinformation an EIP, von wo aus sie an 
die Internetplattformen weitergeleitet wurden. 103 


Der aktuelle Leiter des Stanford Internet Observatory, Alex Stamos, 
war zuvor Facebook-Sicherheitschef gewesen, in welcher Funktion er 
2017 zusammen mit Will Nuland, dem Bruder der heutigen 
stellvertretenden US-Außenministerin Victoria Nuland, ein Dossier 
über angebliche Desinformation bei der US-Wahl 2016 verfasst 
hatte. 104 


Im Rahmen der US-Wahl 2020 behauptete das CIS zwar, dass 
»polarisierende, voreingenommene oder parteiische Inhalte« sowie 
»unrichtige Aussagen über gewählte Beamte, Kandidaten oder 
Parteien« oder »allgemeine Aussagen über die Verlässlichkeit von 
Wahlen« 105 nicht zur Wahldesinformation zählen. Tatsächlich 
meldete das Wahlinfrastrukturzentrum EI-ISAC jedoch sehr wohl 
solche Inhalte an Twitter. Darunter befanden sich das Video eines 
Beamten aus London County, Virginia, da es zu einer Kampagne 
gehöre, die diesen Beamten »diskreditieren« solle, und von einem 
konservativen Konto namens »Eltern gegen Kritische Rassentheorie« 
1066 gepostet worden sei, sowie mehrere Tweets des 
republikanischen texanischen Senators Ted Cruz (@tedcruz), weil 
dieser zu fragen gewagt hatte: »Warum brauchen immer nur linke 
Wahlkreise mehrere Tage, um ihre ganzen Stimmen zu zählen? Alle 
anderen Wahlkreise schaffen das noch am Wahlabend.« 107 Ein 
Beamter der (linken) Regierung von Pennsylvania meldete diesen 
Facebook- und Twitter-Post an EI-ISAC, denn er sei »irreführend« 
und »suggeriert, dass etwas bei der Auszählung nicht in Ordnung ist, 
wenn die Ergebnisse nicht am Wahlabend verfügbar sind«. 108 EI- 
ISAC leitete die Beschwerde dann an die betreffenden 
Internetfirmen weiter. 


CISA-Beamte nahmen wiederholt zur Kenntnis, dass sie zu 
Uberwachung und Zensur nicht befugt waren, zogen daraus jedoch 
nichtt den Schluss, diese verfassungswidrigen Aktivitäten 


aufzugeben, sondern lagerten sie stattdessen an sogenannte 
Nichtregierungsorganisationen aus. Bei einer Sitzung des 
Desinformations-Ausschusses am 15. März 2022 beklagte Dr. 
Starbird »die sehr eingeschränkte Rolle der US-Bundesregierung bei 
der Überwachung der sozialen Medien« und schlug vor, »mit 
externen Gruppen, wie beispielsweise Wissenschaftlern und 
gemeinnützigen Vereinen, in Bezug auf Desinformation 
zusammenzuarbeiten, auch was die Finanzierung angeht«. Die 
Twitter-Justiziarin Vijjaya Gadde verwies bei diesem Meeting auf die 
»Bedenklichkeit der juristischen Fragen, was die Beziehung zwischen 
den sozialen Medienfirmen und der Regierung hinsichtlich der 
Überwachung von Medien« anbelange. Sie wies darauf hin, dass die 
Beziehung der Regierung zu Internetfirmen »keine Überwachung« 
beinhalten dürfe. Daraufhin schlug Starbird vor, »dass diese 
Aufgaben aufgrund dieser Brisanz außerhalb der Regierung erledigt 
werden sollten«. Obwohl die ehemalige CIA-Agentin Spaulding 
warnte, die Regierung könne »Aufgaben, die den Geheimdiensten 
nicht gestattet wären, nicht an Dritte übertragen«, schrieb sie im 
Juni 2022, die CISA verlasse sich »auf Drittanbieter, um auf 
böswilllige Aktivitäten in regierungsfremden Netzwerken 
hinzuweisen«. 109 


»Irgendwann wird jemand anfangen, Fragen 
zu stellen« 


Im Frühjahr 2022 begann die Stimmung bei der CISA zu kippen, als 
der konservative Journalist Jack Posobiec am 27. April 2022 in einem 
Tweet über Nina Jankowicz die Pläne der Biden-Regierung für ein 
»Wahrheitsministerium« (»Disinformation Governance Board«) 
enthüllte: »Darf ich vorstellen, unsere neue Desinformations- 
Chefin«, postete er zusammen mit dem Screenshot eines Tweets von 
Jankowicz vom 22. Oktober 2020, in dem sie mitten im Wahlkampf 


die (inzwischen bestätigten) Enthüllungen von Hunter Bidens 
Laptops als »russische Desinformation« diffamierte. 110 Und am 5. 
Mai 2022 reichten die Generalstaatsanwälte von Missouri und 
Louisiana Klage gegen die Biden-Regierung und CISA wegen 
verfassungsfeindlicher Zensur ein. 


Die Protokolle der CISA-Meetings zeigen, dass die Beteiligten sehr 
genau wussten, dass der Wind sich drehte. Am 12. April 2022 
schlugen Spaulding und der Wahlsicherheitsleiter bei CISA Geoff 
Hale vor, die ClIS-Analysezentren als »Sammelstellen« für 
Informationen Zu nutzen, »um den Anschein von 
Regierungspropaganda zu vermeiden«. Und wegen der Sorge um die 
Klage in Louisiana übertrage laut Aussage der 
Wahlsicherheitsberaterin Kim Wyman »die CISA diese Aufgaben 
[also angebliche Desinformation zu melden] an die externen 
Analysezentren«. 111 Am 10. Mai 2022 schlug Dr. Starbird vor, das 
Wort »Desinformation« aus dem Namen des MDM-Ausschusses zu 
streichen und stattdessen beispielsweise von 
»Informationsbedrohungen kritischer Infrastruktur« zu sprechen. Die 
Twitter-Anwältin Gadde stimmte diesem Vorschlag zu und riet davon 
ab, »bis zum Juni-Meeting irgendwelche Empfehlungen bezüglich 
sozialer Medien auszusprechen«. Am 19. Mai verschickte Dr. Starbird 
eine E-Mail an die Kollegen, sie habe »überall das Wort >Monitoring< 
entfernt«, und einen Tag später ließ Spaulding Dr. Starbird wissen, 
sie mache sich Sorgen, »dass irgendjemand bald merken wird, dass 
es uns gibt, und anfangen wird, Fragen zu stellen«. Das Team solle 
sich Gedanken machen, wie es »das, was wir tun, sozial akzeptabel 
machen könnte. Es wäre gut, proaktiv unsere eigene Version der 
Geschichte zu streuen, anstatt auf jene zu reagieren, die jemand 
anders in die Welt setzt. Ich weiß nicht, ob das bis zu unserem Juni- 
Treffen warten kann.« 112 


Bei den Kongresswahlen am 8. November 2022 erhielten die 
Republikaner im US-Abgeordnetenhaus die Mehrheit und dadurch die 


Fähigkeit, Ausschüsse einzuberufen. So berief das 
Abgeordnetenhaus am 10. Januar 2023 den 
»Untersuchungsausschuss zur Instrumentalisierung der 
Bundesregierung« 113 unter dem Vorsitz von Jim Jordan ein, der 
auch den Justizausschuss leitet. Im Februar begann CISA, sämtliche 
Erwähnungen von »Mis-, Des- und Malinformation (MDM)« 
(»Falsch-, Fehl- und schädlichen Informationen«) von ihrer Website 
zu löschen. Eine URL, die am 12. Februar 2023 noch auf eine Seite 
zu derartigen MDMs verwies, führt jetzt zu einem Eintrag über 
»Ausländische Einflussnahme und Desinformation«. 


Die Kommission stellte fest, dass die CISA eine »verfassungswidrige 
Praxis« entwickelt hatte, indem sie »einen sich über mehrere 
Regierungsämter erstreckenden, ausgeklügelten Apparat zur Zensur 
sozialer Medien entwickelte, um die politische Meinungsäußerung 
von Amerikanern sowohl direkt als auch durch Dritte zu zensieren«. 
Es gebe »keine verfassungsmäßig legitimierte rechtliche Autorität, 
die es der CISA erlaubt, diese oder irgendeine andere Form der 
Zensur auszuüben. Daher verletzt das Verhalten der CISA nicht nur 
die Meinungsfreiheit nach dem ersten Verfassungszusatz, sondern 
missachtet auch das grundlegende Prinzip der Gewaltenteilung, das 
Behörden daran hindert, außerhalb ihres vom Kongress delegierten 
Aufgabenbereichs zu handeln.« Die CISA müsse ebenso »gezügelt« 
werden wie der »regierungsübergreifende Ansatz« der Biden- 
Regierung zur Zensur von sozialen Medien. Diese sei nur eine 
Ausrede, um die Geheimdienste in die Zensur von US-Bürgern zu 
involvieren. »Jeder Bürger hat das Recht, seine Meinung online zu 
äußern und Informationen von anderen zu erhalten«, bestätigte der 
Ausschuss. Die Tatsache, dass die Regierung bestimmte Meinungen 
als Fehl- oder Desinformation bezeichne, »hebt nicht die 
verfassungsmäßigen Garantien der Meinungsfreiheit auf. Eine freie 
und demokratische Gesellschaft ist unter einer Regierung, die in 
politischen Diskussionen als Wahrheitsschiedsrichter agiert, nicht 
möglich. Um gesetzgeberische Bemühungen zur Beendigung der 


staatlichen Zensur im Internet und zum Schutz der Meinungsfreiheit 
zu stärken, wird der Ausschuss weiterhin die Interaktionen von CISA 
und anderen Regierungsstellen mit sozialen Medien im Auge 
behalten.« 114 


Berufungsgericht bestätigt Urteil gegen Biden- 
Regierung 


Das Urteil von Richter Doughty vom 4. Juli 2023, in dem er der 
Biden-Regierung untersagte, mit einer Zensurabsicht Druck auf 
Internetfirmen auszuüben, wurde am 8. September 2023 in den 
wesentlichen Punkten vom Berufungsgericht bestätigt. Das 
Berufungsgericht in New Orleans stellte fest, dass die CISA als 
Vermittlungszentrale Posts an Betreiber gemeldet hatte und diese 
löschen ließ, fand aber nicht genügend Beweise dafür, dass die CISA 
Druck oder Zwang auf die Internetfirmen ausgeübt hatte. 


»Es gibt keine ausreichenden Beweise dafür, dass die CISA explizite 
oder implizite Drohungen mit nachteiligen Konsequenzen gegenüber 
den Plattformen gemacht hat, die sich weigerten, auf die 
gemeldeten Inhalte zu reagieren«, erklärte das Berufungsgericht und 
bestätigte die einstweiligen Verfügungen gegen das Weiße Haus, die 
CDC, den Gesundheitsminister sowie das FBI, namentlich Laura 
Dehmlow, die Leiterin der Foreign Influence Task Force, und Elvis M. 
Chan, den leitenden Sonderagenten im FBI-Büro San Francisco 
Division, der für die wöchentlichen Kontakte zu den Internetfirmen 
verantwortlich war. Die diversen Plattformen hätten die Schreiben 
des FBI »eindeutig als Bedrohungen wahrgenommen«, so das 
Gericht. 115 


Am 3. Oktober 2023 erreichte der Generalstaatsanwalt von Missouri, 
Andrew Bailey, beim Berufungsgericht 5th Circuit eine neue 


einstweilige Verfügung gegen die CISA, um ihnen Eingriffe gegen die 
verfassungsrechtlich verbürgte Meinungsfreiheit zu untersagen. 
Bailey nannte die CISA »das Nervenzentrum« des »riesigen 
Zensurnetzwerks, die mit dem FBI zusammengearbeitet haben, um 
die Enthüllungen um den Laptop von Hunter Biden zu zensieren«. 
116 Der Fall geht nun vor den höchsten Gerichtshof. 


Während es den US-Geheimdiensten — zumindest theoretisch — 
untersagt ist, US-Bürger im Inland auszuspionieren, genießt der Rest 
der Welt keinen solchen Schutz. Als Nächstes betrachten wir die 
wichtigste staatliche US-Zensurbehörde, die im Ausland Demokratie 
fördern und Desinformation bekämpfen soll: das National 
Endowment for Democracy (die »Nationale Stiftung für 
Demokratie«). 


KAPITEL 4 


»Das National Endowment for 
Democracy erledigt öffentlich, was 
die CIA früher im Verborgenen 
getan hat« 


Am 26. September 2022 wurden drei der vier Stränge der Nord- 
Stream-Pipelines in 80 Metern Tiefe an zwei 75 Kilometer 
voneinander entfernten Orten vor der dänischen Insel Bornholm in 
die Luft gesprengt. Die Explosionen waren stark genug, um einen 
Ausschlag von bis zu 2,3 auf der Richterskala auszulösen und 10 
Zentimeter dicke Stahlbetonwände zu zerstören. Der vierte Strang 
hielt stand. Doch obwohl wir es hier vermutlich mit dem größten Akt 
der Industriesabotage in Europa seit dem Zweiten Weltkrieg zu tun 


haben, schien sich ein halbes Jahr lang niemand in der Deutschen 
Bundesregierung dafür zu interessieren, wer dahintersteckte. 


Der Journalist Seymour Hersh aber machte sich an die Recherche 
und veröffentichtte am 8. Februar 2023 eine lange 
Enthüllungsgeschichte, nach der die US-Regierung die Nord-Stream- 
Pipelines zerstört hatte, weil diese Deutschland von Russland 
abhängig machten und im Kriegsfall eine Bedrohung für 
Deutschlands Bündnistreue darstellen würden. Dazu sollte man 
wissen, dass Pulitzer-Preisträger Hersh der renommierteste 
Investigativjournalist der Welt und einstiger Held der Linken sowie 
Regierungskritiker ist, da er das Massaker von My Lai in Vietnam und 
die Folter von Abu Ghraib im Irak aufgedeckt hatte. Zwar berief er 
sich im Fall der Pipeline-Sprengung nur auf anonyme Quellen 
innerhalb des Geheimdienstapparats sowie der Pipelinehersteller, 
konnte jedoch so viele Planungs- und Ausführungsdetails nennen, 
dass seine Version der Geschichte die bis heute glaubwürdigste 
bleibt. 


»Im Dezember 2021, 2 Monate bevor die ersten russischen Panzer in 
die Ukraine roliten, berief (der Nationale Sicherheitsberater) Jake 
Sullivan eine neu gebildete Task Force ein, Mitarbeiter des 
Oberkommandos der Streitkräfte, der CIA und des Außen- und 
Finanzministeriums«, schrieb Hersh, »und bat um Empfehlungen, 
wie man auf Putins drohende Invasion reagieren sollte.« 117 Die 
Teilnehmer verstanden laut Hershs Quelle, dass Sullivan einen Plan 
zur Zerstörung der beiden Nord-Stream-Pipelines erwartete — und 
zwar auf Wunsch des Präsidenten der Vereinigten Staaten Joe Biden. 


Und wie sah die Reaktion von Presse und Bundesregierung aus? 
Anstatt der wichtigsten Enthüllungsgeschichte seit Abu Ghraib 
nachzugehen, hüllten sich die deutschen Medien einen Tag lang in 
völliges Schweigen, bis Der Spiegel am 9. Februar die Richtung 
vorgab, wie darauf zu reagieren sei, und zum Gegenangriff auf die 
Person Hersh überging. 


Wie Der Spiegel nach der Pfeife der US- 
Geheimdienste tanzt 


Während dieselbe Zeitschrift Seymour Hersh 2016 noch als 
»legendären Enthüllungsjournalisten« gefeiert hatte, ordnete sie ihn 
nun als »umstritten« ein. Der Spiegel behauptete, »Hershs 
Glaubwürdigkeit [habe] stark gelitten, da er mehrfach durch 
fragwürdige Recherchen aufgefallen« 118 sei — eine gewagte 
Behauptung aus einem Haus, das jahrelang die frei erfundenen 
Reportagen des skandalösen Journalisten Claas Relotius publiziert 
hatte. Dabei berief sich Der Spiegel auf das dubiose in Amsterdam 
angesiedelte »Recherchenetzwerk« Bellingcat, das von der EU, der 
US-Regierung und dem National Endowment für Democracy 
finanziert wird, wie der Journalist Glenn Greenwald kritisch 
anmerkte. 119 


Seymour Hersh war »in Washington lange für seine Weigerung 
verhasst«, erklärt Greenwald, nach deren Pfeife zu tanzen«, was 
»früher das Markenzeichen« guter Berichterstattung war, nicht aber 
in einer »Ära sich unterordnender Mainstream-Medien«. Hersh 
werde angegriffen, weil er berichtet habe, »was die meisten 
vernünftigen Menschen ohnehin schon wissen: Dass nicht Russland 
seine eigene Nord-Stream-Pipeline in die Luft gesprengt hat, 
sondern die USA dies getan hat«. Zur Untermauerung seiner 
Einschätzung der gleichgeschalteten Medienlandschaft zitierte 
Greenwald eine Reportage der Nachrichtenwebsite Business Insider 
von einer Mia Jankowicz, die fast Wort für Wort der Spiegel- 
Diffamierungsstory entspricht. 120 Sowohl der Business Insider als 
auch Der Spiegel beriefen sich auf genau dasselbe fragwürdige 
Netzwerk Bellingcat, um Hershs Berichterstattungen über Syrien zu 
kritisieren. 


Glenn Greenwald sagt, Bellingcat, das dem Spiegel häufig Artikel in 
die Feder diktiert, werde »im Prinzip von der US-Regierung 


finanziert«, und »vom National Endowment for Democracy, das 
wiederum vom CIA und US-Außenministerium sein Geld erhält, um 
sich — wie im Fall Syriens — in andere Länder einzumischen und sie 
zu destabilisieren«. Überdies erhalte dieses Netzwerk Gelder von der 
EU (laut dem Finanztransparenzportal der EU 320000 Euro allein im 
Jahr 2021), wohingegen Bellingcat-Gründer Eliot Higgins 2018 dem 
Guardian gegenüber behauptete: »Wir bekommen einen Großteil 
unserer Finanzierung von Spendern wie der Open Society 
Foundation.« 121 


»Natürlich mag Bellingcat Seymour Hersh nicht, denn seine 
Berichterstattung untergräbt das Narrativ des US- 
Geheimdienstapparates und der westlichen Medien«, erläutert 
Greenwald. Spiegel und Business Insider berufen sich also auf ein 
US-Propagandamedium und besitzen zugleich die Dreistigkeit, Hersh 
dafür zu kritisieren, dass »russische Propaganda« seine Behauptung 
»für ihre Zwecke nutzt«. 122 


»Das Einzige, was einen Journalisten 
interessiert, ist die Frage: Ist das wahr?« 


»Wen interessiert das?!«, entrüstete sich Greenwald. »Diese 
Besessenheit davon, ob etwas >eine Steilvorlage für Trump«< oder ein 
»Geschenk an Putin< ist - an so etwas denkt ein echter Journalist gar 
nicht, es würde ihn überhaupt nicht interessieren. Das Einzige, was 
einen Journalisten interessiert, ist die Frage: Ist es wahr?« 


Und genau an dieser Denkweise sehe man, dass diese Leute im 
Grunde Propagandisten seien. »Man darf heute den Behauptungen 
der US-Regierung oder des US-Geheimdienstapparates gegenüber 
keine Skepsis mehr äußern«, analysiert Greenwald die Reaktion auf 
Hershs Enthüllungsrecherche, sonst »bist du plötzlich >umstrittens, 


>diskreditiert< oder ein »Verschwörungstheoretiker<«, 
Verschwörungstheorien gebe es jedoch in den Mainstream-Medien 
zuhauf. »Die Menschen, die am meisten gelogen haben und die 
meisten Verschwörungstheorien verbreitet haben, sind diejenigen, 
die in den Mainstream-Medien am meisten gefördert und belohnt 
wurden. Denn nur so kommt man weiter.« Der entscheidende 
Unterschied bestehe darin, dass »man im Namen der CIA Lügen und 
Verschwörungstheorien verbreitet, die im Interesse der US- 
Regierung sind. Das ist nicht nur erlaubt, sondern wird sogar 
gefördert. Was man hingegen nicht tun darf, ist das, was Hersh 
getan hat, nämlich »>Verschwörungstheoriens zu verbreiten, die 
gegen das Narrativ des US-Geheimdienstapparates gerichtet sind 
und die US-Außenpolitik untergraben. Das ist das Einzige, was 
verboten ist. Dann bist du als Journalist ganz schnell draußen.« 123 


Doch warum lässt sich Der Spiegel von einer dubiosen NGO in die 
Feder diktieren, die den Geheimdiensten der USA und UK nahesteht? 


Das NED: »weltweite Kampagne zur 
Förderung von Demokratie, die öffentliche 
Gelder mit privaten Interessen vermischt« 


Das National Endowment for Democracy (NED) — die »Nationale 
Stiftung für Demokratie«x — wurde 1983 von Ronald Reagan 
gegründet, um die Propagandaaktivitäten der CIA unter dem 
Deckmantel einer sogenannten Nichtregierungsorganisation — »Non- 
governmental organization« (NGO) —- zu tarnen. Damals, nach 
Watergate und Vietnam und weil sie wie im Kongo 1961 und Chile 
1973 Regierungen gestürzt und Politiker ermordet hatte, war die CIA 
in Verruf geraten, und der Präsidentschaftskandidat Robert F. 
Kennedy Jr. wirft heute der CIA vor, an der Ermordung seines Onkels 
John F. Kennedy 1963 beteiligt gewesen zu sein. Folglich mussten 


die Propagandaoperationen der US-Regierung an eine neue 
Organisation ausgelagert werden. 


1982 unterbreitete der US-Präsident Ronald Reagan im Westminster 
Palace in London seine Idee, »die Infrastruktur der Demokratie zu 
fördern — das System einer freien Presse, Gewerkschaften, politische 
Parteien, Universitäten -, welches einem Volk ermöglicht, seinen 
eigenen Weg zu wählen, seine eigene Kultur zu entwickeln und seine 
eigenen Differenzen auf friedliche Weise zu schlichten«. 124 


Zu diesem Zweck gründete Reagan das NED mit 300000 Dollar von 
der U. S. Agency for International Development (USAID), »um 
festzustellen, wie die USA am besten zur weltweiten Kampagne für 
Demokratie beitragen können«. 1983 erhielt das NED 31,3 Millionen 
Dollar, und danach 18 Millionen Dollar jährlich. Obwohl fast die 
gesamte Finanzierung aus dem Haushalt des US-Kongresses 
stammt, ist diese Stiftung offiziell ein »privater gemeinnütziger 
Verein«, 125 Bis 1986 hätte das NED 53,7 Millionen Dollar in 
Projekte wie die Gewerkschaft Solidarnosc in Polen, die 
Alphabetisierung der Mudschaheddin in Afghanistan oder die 
Oppositionszeitung La Prensa in Nicaragua investiert, schreibt David 
K. Shipler 1986 in The New York Times und betrachtet diese 
Organsiation als »Teil einer ungewöhnlichen weltweiten Kampagne 
zur Förderung von Demokratie und freier Marktwirtschaft, die 
öffentliche Gelder mit privaten Interessen vermischt. [...] In gewisser 
Weise ähnelt das Programm den Bemühungen der CIA in den 
1950er 1960er und 1970er Jahren zur Unterstützung 
proamerikanischer politischer Gruppen. Doch diese Hilfe war geheim 
und wurde, wie Kongressuntersuchungen ergaben, oft durch 
lancierte Zeitungsartikel und andere Formen absichtlich irreführender 
Informationen forciert. Das NED-Finanzierung ist größtenteils 
öffentlich [...] und scheint das Ziel zu haben, politischen Pluralismus 
zu stärken, der breiter gefasst ist als die Ziele der CIA.« 126 


»Wir sollten diese Arbeit nicht heimlich tun müssen«, wird der erste 
NED-Vorsitzende Carl Gershman 1986 in der The New York Times 
zitiert. »Es wäre schrecklich, wenn demokratische Gruppen weltweit 
als CIA-finanziert angesehen würden. Das haben wir in den 1960er- 
Jahren gelernt, deshalb wurde [die CIA-Unterwanderung] 
eingestellt.« Gershman war zuvor Mitarbeiter der UNO-Botschafterin 
Jeane Kirkpatrick gewesen. NED-Mitbegründer John Richardson 
hatte von 1961 bis 1969 für die CIA Radio Free Europe geleitet. Zu 
den Vorständen gehörten der ehemalige Vizepräsident Walter 
Mondale und der ehemalige Außenminister Henry A. Kissinger. Der 
leitende CIA-Spezialist für Propaganda und Desinformation Walter 
Raymond Jr. diente als Verbindungsmann zum damaligen CIA- 
Direktor William J. Casey sowie zu Oberstleutnant Oliver North, der 
für die Reagan-Regierung die »Contra-Rebellen« in Nicaragua mit 
4,5 Millionen Dollar vom NED finanzierte, wie Larry Margasak von 
Associated Press 1987 berichtete. 127 


Raymond brachte auch den führenden Vordenker der 
Neokonservativen Robert Kagan mit an Bord, dessen Frau Victoria 
Nuland heute für die Ukrainepolitik der USA verantwortlich zeichnet. 
128 7u den weiteren gegenwärtigen oder ehemaligen Vorständen 
des NED zählen der heutige CIA-Direktor William Burns, der 
ehemalige Nationale Sicherheitsberater Zbigniew Brzezinski, Reagans 
Verteidigungsminister und ehemaliger Stellvertreter, CIA-Chef Frank 
Carlucci, Außenministerin Madeleine Albright, Vize- 
Verteidigungsminister Paul Wolfowitz und der einstige NATO-Chef 
General Wesley Clark, Vorstand vom Atlantic Council. Das NED 
arbeitet häufig mit den Open Society Foundations, dem Atlantic 
Council, Freedom House, Bellingcat, dem Organized Crime and 
Corruption Reporting Project (OCCRP, »Projekt der Berichterstattung 
über organisiertes Verbrechen und Korruption«) sowie den US- 
Parteistiftungen International Republican Institute, National 
Democratic Institute und dem Gewerkschaftsdachverband AFL-CIO 
zusammen. 


»Die Ära der verdeckten Operationen ist 
vorbei« 


Und es funktionierte: Nach dem Fall der Mauer und des Ostblocks 
schrieb David Ignatius 1991 in der Washington Post. »Die alte Ära 
der verdeckten Operationen ist vorbei.« Wir machen diese 
Operationen jetzt ganz offen, so der Tenor. Als das Ende des 
Kommunismus anbrachh gab es „keine paramilitärischen 
Geheimarmeen und fast kein Blutvergießen. Die wichtigsten Agenten 
in dieser Verschwörung waren Telefone, Fernseher und Faxgeräte. 
Im vollen Licht der Öffentlichkeit konnten die USA und ihre 
Verbündeten Dinge tun, die im Verborgenen unmöglich und 
gefährlich gewesen wären.« 


»Vieles von dem, was wir heute tun, wurde vor 25 Jahren von der 
CIA im Geheimen erledigt«, konstatierte NED-Mitbegründer Allen 
Weinstein der Washington Post gegenüber: nämlich Geld und 
Unterstützung für prodemokratische Gruppen bereitstellen, 
Widerstandskämpfer ausbilden und die kommunistische Herrschaft 
untergraben. »Im Gegensatz zu vielen der in die Jahre gekommenen 
CIA-Kämpfer des Kalten Kriegs, die sich oft in ihren Netzen aus 
Geheimhaltung verstrickt hatten, waren diese offenen Operatoren 
immens erfolgreich.« 129 Laut Weinstein trug das NED zum 
Zusammenbruch der UdSSR bei und förderte 1989 
Protestbewegungen in Osteuropa, schickte mit dem erklärten Ziel, 
undemokratische Regimes zu stürzen, »Wahlbeobachter« auf die 
Philippinen, nach Panama und Nicaragua, beriet Parlamentarier aus 
der Tschechoslowakei, Ungarn und Polen und unterstützte sie bei der 
Ausarbeitung ihrer Verfassungen. 


Zu den »Vorkämpfern für Demokratie« in Osteuropa zählten laut der 
Washington Post auch der Investor George Soros mit seinen Open 
Society Stiftungen, John Edwin Mroz vom Center for East-West 
Security Studies, John Baker vom Atlantic Council und Harriett 


Crosby vom Institute for Soviet-American Relations. Es fand 
sozusagen eine Revolution von oben statt. 


Doch nach dem Zusammenbruch der UdSSR, also in einer Zeit, in 
der die USA die einzige Supermacht waren, hörte das NED 
keineswegs auf, »Demokratie zu verbreiten«. 


2003 nannte der republikanische Abgeordnete Ron Paul aus Texas 
das NED »ein kostspieliges Programm, das US-Steuergelder benutzt, 
um im Ausland bestimmte Politiker und Parteien zu fördern«, und 
äußerte, die Aktivitäten des NED im Ausland würden in den USA »zu 
Recht als illegal« 130 betrachtet werden. 


Was gegen den Kommunismus so gut funktioniert hatte, führte das 
NED ab 2000 in sogenannten »Farbrevolutionen« fort, oft in 
Zusammenarbeit mit den Open Society Foundations von George 
Soros. 131 Es begann mit dem Sturz von Slobodan Milosevic in 
Serbien 2000, dann folgten die »Rosenrevolution« 2003 in Georgien, 
die »Orangene Revolution« 2004 in der Ukraine, der Maidanumsturz 
2014 in der Ukraine und der »Arabische Frühling« 2011. 


»Während die USA Milliarden von Dollar in ausländische 
Militärprogramme und Antiterrorkampagnen steckten, förderte ein 
kleiner Kreis US-finanzierter NGOs die Demokratie in autoritären 
arabischen Staaten«, schrieb Ron Nixon 2011 in der New York 
Times. 132 Danach erhielt die Jugendbewegung in Ägypten und 
Tunesien, jemenitische Aktivisten und das Bahrain Center for Human 
Rights Schulungen und Finanzierungen von Gruppen wie dem 
International Republican Institute, dem National Democratic Institute 
sowie dem Freedom House, die vom NED finanziert wurden. 


Im April 2011 erklärte der stellvertretende US-Außenminister für 
Menschenrechte, Michael Posner, die US-Regierung habe in den 
letzten 2 Jahren 50 Millionen Dollar für »Schulungen für 5000 
Aktivisten in verschiedenen Teilen der Welt« ausgegeben. »Ein 


Workshop im Nahen Osten Anfang 2011 brachte Aktivisten aus 
Tunesien, Ägypten, Syrien und dem Libanon zusammen, die dann in 
ihre Länder mit dem Ziel zurückkehrten, dort ihre Kollegen 
auszubilden. [...] Sie gingen zurück, und es gab einen 
Dominoeffekt.« Dieser Dominoeffekt war der »Arabische Frühling«. 


»Russland ist nicht das einzige Land, das sich 
in Wahlen einmischt. Wir tun es auch« 


Zwischen 1990 und 1998 stellte das NED über 38 Millionen US-Dollar 
für Russland und die ehemaligen Staaten der Sowjetunion bereit, 
133 die unter anderem 1996 zur Wiederwahl des korrupten 
Präsidenten Boris Jelzin dienten, der 1993 Panzer auf das 
Parlamentsgebäude schießen ließ. Als Jelzins Nachfolger Wladimir 
Putin 2000 den Einfluss westlicher NGOs und Regierungen auf 
Russland eindämmen wollte, begann das NED eine Kampagne gegen 
Putin. 


2006 habe das NED den rechtsextremem russischen Oppositionellen 
Alexei Nawalny mit 23000 Dollar unterstützt, schrieb Scott Shane 
2018 in The New York Times und merkte an: »Russland ist nicht das 
einzige Land, das sich in Wahlen einmischt. Wir tun es auch«: 


»Im Jahr 2016 vergab das NED insgesamt 108 Zuschüsse in Höhe 
von 6,8 Millionen Dollar an Organisationen in Russland für Zwecke 
wie >Mobilisierung von Aktivistens und >Förderung von 
zivilgesellschaftlichem Engagement. Das NED nennt heute keine 
russischen Empfänger mehr, da es aufgrund russischer Gesetze zur 
Einschränkung ausländischer Finanzierung Schikanen oder 
Verhaftungen ausgesetzt sein könnte.« 134 Nachdem das NED 
zwischen 2013 und 2014 Millionen in ein Netzwerk von NGOs und 


Aktivisten in Russland investiert hatte, wurde es ebendort im Juli 
2015 in Russland zur »unerwünschten Organisation« erklärt. 


Neben der Ukraine und Georgien soll das NED »Farbrevolutionen« in 
Weißrussland, Moldawien und Kasachstan angestiftet haben. Von 
2018 bis 2019 gab das NED fast 3 Millionen Dollar in Weißrussland 
aus, um den Putin-Verbündeten Alexander Lukaschenko 
loszuwerden. Bei den Wahlen 2020 erklärte sich 
Oppositionskandidatin Swjatlana Zichanouskaja zur Siegerin, doch 
Lukaschenkos Regierung ließ die Demonstrationen niederschlagen 
und über 33000 Menschen verhaften, woraufhin Zichanouskaja nach 
Litauen floh. Die EU verhängte gegen Weißrussland Sanktionen. 


In Kasachstan gab das NED 202061450 Dollar für die »Verteidigung 
der Menschenrechtes, 69920 Dollar für die »Förderung der 
Zivilgesellschaft« und 300550 Dollar für »unabhängige Medien« aus. 
Doch im Januar 2022 wurden dort Massenproteste durch eine 
Militärintervention Russlands, Weißrusslands, Armeniens, Kirgisistans 
und Tadschikistans blutig niedergeschlagen, wobei 227 Menschen 
getötet und 9990 verhaftet wurden. 


Mehr Erfolg hatte das NED in Moldawien, wo im Jahr 2020 1,8 
Millionen Dollar zur Wahl von Maia Sandu beitrugen. Die 
prowestliche Sandu arbeitete von 2010 bis 2012 bei der Weltbank in 
Washington, D. C., und besiegte den prorussischen Kandidaten Igor 
Dodon. 


Im Jahr 2018 wollte US-Präsident Donald Trump das Budget des 
NED um 63 Prozent von 180 auf 67 Millionen Dollar kürzen, was der 
Kolumnist Josh Rogin als einen »Angriff auf die 
Demokratieförderung« bezeichnete. Der Ukrainehardliner Senator 
Lindsey Graham, ein Republikaner aus South Carolina, sagte 
unmissverständlich zu Außenminister Mike Pompeo, dass er die 
Kürzungen nicht genehmigen werde, und nannte sie »verrückt« und 
»kurzsichtig«. »Ich weiß nicht, wer dieses Zeug im Weißen Haus 


schreibt, aber die verstehen offensichtlich den Wert von Soft Power 
nicht« 135 , kommentiert Graham. Schließlich bewilligte der 
Kongress 300 Millionen Dollar für das NED, das sich daraufhin nach 
dem Wahlsieg Trumps nicht nur für Diktaturen in Osteuropa, 
sondern für Fake News und Desinformation zu interessieren begann. 


Die britische Website Declassified UK berichtete im Januar 2022, 
dass das NED in den vergangenen 5 Jahren über 2,6 Millionen Pfund 
(3,15 Millionen Dollar) an sieben unabhängige britische 
Medienorganisationen weitergeleitet habe, darunter Bellingcat, 
Finance Uncovered, openDemocracy, Index on Censorship, Article 
19, die Media Legal Defence Initiative und die Thomson Reuters 
Foundation. Thomson Reuters war Mitglied der Trusted News 
Initiative. der BBC, die die Coronaberichterstattung auf 
Regierungslinie brachte. 136 Der Vorsitzende der Thomson Reuters 
Foundation, James Smith, gehört dem Vorstand von Pfizer 137 an 
und ist außerdem Mitglied des World Economic Forum (WEF). 138 


Im März 2022 berichtete das Onlinemagazin Monthly Review, dass 
das NED alle Infos über vergebene Finanzierungen für ukrainische 
NGOs zwischen 2014 und 2022 gelöscht habe. 139 Eine archivierte 
Website zeigte 334 Zuschüsse im Wert von 22394281 Dollar, die nun 
auf der Website fehlten. Dazu behauptete die Monthly Review, die 
US-Regierung wolle die Beteiligung des NED an ukrainischen 
nationalistischen Gruppen verschleiern. 


Der Global Disinformation Index und die 
Schwarze Liste konservativer Websites 


2020 begann das US-Außenministerium, die britische NGO Global 
Disinformation Index (GDI, »Index für weltweite Desinformation«) 
mit 330000 Dollar zu finanzieren, darunter 230000 Dollar vom 


National Endowment for Democracy. 2023 enthüllte Gabe Kaminsky 
vom Washington Examiner, wie der GDI eine Schwarze Liste von 
über 2000 konservativen Websites erstellte, die »Desinformation« 
verbreitet haben sollen, mit dem Ziel, Werbetreibende unter Druck 
zu setzen, dort keine Werbung zu schalten; sie werde im Übrigen 
auch von der Internetwerbeplattform Xandr verwendet, die zu 
Microsoft gehört. 140 Die Liste habe »einen deutlichen Effekt auf die 
Werbeumsätze dieser Seiten gehabt«, bestätigt Clare Melford, die 
Mitbegründerin und Chefn des GDI und ehemalige 
Seniorvizepräsidentin von MTV Networks. Ihr zufolge stellt Kritik an 
den Coronalockdowns, den mRNA-Impfungen, der Maskenpflicht, der 
Abtreibung oder an möglichen Unregelmäßigkeiten bei der US-Wahl 
2020 »Desinformation« dar. Ferner zählt für sie auch die 
Behauptung, »dass es eine korrupte Elite gibt, die nur in die eigene 
Tasche wirtschaftet und nicht dem Willen des Volkes dient«, zu den 
»Verschwörungsnarrativen«. 141 


Erstellt wurde diese Schwarze Liste unter einem Aufsichtsgremium, 
zu dem die allgegenwärtige neokonservative Journalistin Anne 
Applebaum und Ben Nimmo gehören, »Leiter der globalen 
Bedrohungsanalyse« 142 von Facebook und Meta, dem 
Mutterkonzern von Facebook und Instagram. 


Als der Washington Examiner forderte, diese Liste von 2000 
Websites preiszugeben, weigerte sich der CDI, veröffentlichte aber 
eine Liste der »zehn riskantesten Nachrichtenseiten«, und die waren 
alle konservativ: die New York Post (die den Skandal um Hunter 
Bidens Laptop veröffentlicht hatte und dafür kurz vor der US-Wahl 
zensiert wurde), RealClearPolitics, Daily Wire, das Reason Magazine, 
The Blaze Magazine von Blaze media, der US-amerikanische 
Kabelfernsehsender One America News Network, das Online- und 
Podcast-Magazin The Federalist, die Nachrichtenwebsite Newsmax, 
die politische Zweimonatszeitschrift The American Conservative 
sowie die britische Wochenzeitung The Spectator. Die »zehn 


zuverlässigsten Nachrichtenseiten« auf dieser Liste waren bis auf das 
Wall Street Journal alle linksorientiert — etwa das inzwischen 
insolvente BuzzFeed, das 2017 die »Pipigate«-Akte des Clinton- 
Detektivs Christopher Steele veröffentlicht hatte, um Donald Trump 
als »russischen Agenten« zu diffamieren. 143 


Das Global Engagement Center des US- 
Außenministeriums gegen »Desinformation« 


Der GDI wurde auch von Disinfo Cloud finanziert, einer ehemaligen 
Plattform des Global Engagement Center (GEC, »Zentrum für 
globales Engagement«) und des privaten Subunternehmers des US- 
Außenministeriums Park Advisors. Laut des US-Außenministeriums 
wurde »Disinfo Cloud zwischen 2018 und 2021 vom Kongress und 
von mehr als einem Dutzend Bundesbehörden genutzt«, darunter 
das Verteidigungsministerium, das Energieministerium, das 
Finanzministerium und der FBI. 


Das Global Engagement Center wurde 2016 vom US- 
Außenministerium gegründet und arbeitet mit dem FBI, der CIA, 
dem U. S. Strategic Command (USSTRATCOM) 144 zusammen, mit 
der U. S. Agency for Global Media, mit Faktencheckern in 
Regierungsfragen wie Polygraph, mit dem Digital Forensic Research 
Lab (DFRLab, »Forschungslabor für digitale Forensik«) des Atlantic 
Council sowie mit dem Shorenstein Center, das sich mit der 
gegenseitigen Einflussnahme von Medien, Politik und der 
öffentlichen Ordnung befasst. Das Global Engagement Center 
erstellte Listen von Tausenden angeblicher »Auslands«-Konten, die 
zumeist ganz normale Nutzer waren, nur eben mit einer 
konservativen Meinung. 


Die Cybersicherheitsagentur CISA und das GEC veranlassten im 
Wahljahr 2020 das Stanford Internet Observatory (SIO), die Election 
Integrity Partnership (EIP) ins Leben zu rufen, um die 
amerikanischen Wähler zu zensieren. Der EIP war es ihrem eigenen 
Bericht zufolge bewusst, dass sie eine »Lücke« füllten, da 
Bundesbehörden »keine Kompetenz hinsichtlich wahlrelevanter 
Desinformation besitzen. [...] Diese Einschränkung der Kompetenzen 
der Bundesregierung offenbart eine kritische Lücke, die 
Nichtregierungsorganisationen füllen müssen.« 145 


Die EIP-Managerin und Ex-CIA-Agentin Renee DiResta schrieb im 
Januar 2021 für das NED zum Thema Corona und Desinformation 
146 und trat zusammen mit dem NED-Vizepräsidenten Christopher 
Walker am 27. Mai 2021 auf dem International Forum for Democratic 
Studies des National Endowment for Democracy zum Thema 
»Corona-Desinformation« auf. 147 


Die Election Integrity Partnership und das 
Virality Project des Stanford Internet 
Observatory 


Das Stanford Internet Observatory (SIO, »Stanford Internet- 
Beobachtungsstelle«x) wurde im Juni 2019 an der kalifornischen 
Eliteuniversität Stanford gegründet, um sich mit »dem Missbrauch in 
aktuellen Informationstechnologien« zu befassen. »Es konzentriert 
sich auf soziale Medien und umfasst Forschung, Lehre und politische 
Beteiligung.« 148 


Laut den Journalisten Matt Taibbi und Michael Shellenberger taucht 
es »häufiger als jede andere Forschungseinrichtung oder NGO und 
jeder andere Thinktank« in den »Twitter-Files« auf. Im Wahljahr 
2020 gründete das SIO die Election Integrity Partnership (EIP, 


»Partnerschaft für Wahlintegrität«), und zwar gemeinsam mit dem 
Center for an Informed Public an der University of Washington (CIP, 
»Zentrum für eine informierte Öffentlichkeit«, finanziert von der fürs 
Internet zuständigen National Science Foundation 149 der US- 
Regierung, siehe Kapitel 5), dem Pentagon-Subunternehmer 
Graphika und dem bereits genannten DFRLab. Ziel dieser Gründung 
war es, »einen Echtzeit-Informationsaustausch zwischen 
Wahlbeamten, Regierungsbehörden, zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, sozialen Medienplattformen, den Medien und der 
Forschungsgemeinschaft zu ermöglichen [...], um Online-Fehl- und 
Desinformation zu identifizieren, zu analysieren und wichtige 
Erkenntnisse an die Beteiligten zu kommunizieren«, 150 


EIP-Managerin Renee DiResta brüstete sich, die EIP habe in 
Zusammenarbeit mit Regierungsstellen wie der CISA und dem GEC 
Google, TikTok, Facebook und Twitter dazu gebracht, »35 Prozent 
der gemeldeten Links« zu »entfernen, reduzieren oder 
Aufklärungshinweise zu liefern«. 151 Auf einer Konferenz des EIP 
beschrieb Chef Alex Stamos Renee DiResta als »ehemalige CIA- 
Mitarbeiterin«, wohingegen die EIP-Website sie nur als »Stanford- 
Dozentin« 152 bezeichnet. DiResta hatte zuvor mit Jonathan Morgan 
und der NSA- und Pentagon-nahen Firma New Knowledge am 
»Desinformations«-Armaturenbrett Hamilton 68 der Alliance for 
Securing Democracy gearbeitet, das konservative Trump-Wähler als 
»russische Trolle« definierte und auch die deutschen Wahlen 2021 
im Auge hatte. 153 


Das auf »Informationsintegrität« spezialisierte Unternehmen New 
Knowledge und die Netzwerkanalyse-Gesellschaft Graphika 
behaupteten 2018 in einem Bericht für den US-Senat 154 , Russland 
hätte 2016 die US-Wahlen zum Vorteil von Donald Trump beeinflusst. 
Doch New Knowledge musste 2019 in die Firma Yonder umfirmiert 
werden, nachdem bekannt geworden war, dass es gemeinsam mit 
seiner Mutterfirma Popily 675000 Dollar von Demokratischen 


Aktivisten erhalten hatten, um Roy Moore, den Senatskandidaten 
von Alabama, mit Tausenden Fake-Russenbots zu diskreditieren. 155 


Virality Project: »Beinahe allumfassende 
Ausspähung der sozialen Medien« 


Nach dem Wahlsieg Joe Bidens benannte sich die Election Integrity 
Partnership in Virality Project um (VP, »Projekt zum Thema 
Viralität«) und widmete sich vom 17. Februar 2021 an verstärkt der 
sogenannten »Coronadesinformation«. Mithilfe der Twitter- 
Meldeplattform JIRA, einer Webanwendung zur Fehlerbehandlung, 
zensiette das Virality Project »massenhaft faktisch korrekte 
Information oder legitime politische Meinungen, während es selber 
oft faktisch daneben lag«, berichtet Matt Taibbi. Und daran waren 
alle großen Internetplattformen beteiligt: Twitter, Google, YouTube, 
Facebook, Instagram, Medium, TikTok und Pinterest. Alternative 
Plattformen wie Telegram und die amerikanischen Social-Media- 
Plattformen Gab, Parler und GETTR wurden ebenfalls gesichtet, 
woraus sich eine »beinahe alllumfassende Ausspähung der sozialen 
Medien ergab«. 176 


Das Virality Project der SIO arbeitete mit der CISA, den CDC, dem 
vom Pentagon finanzierten 1°7 »Desinformationstracker« Graphika 
von Ben Nimmo, dem von der CISA-Beraterin Dr. Kate Starbird 
geleiteten Center for an Informed Public (CIP) an der Universität 
Washington, dem Center for Social Media and Politics der New York 
University, dem DFRLab des Atlantic Council (wo wir wieder Ben 
Nimmo sowie Eliot Higgins von Bellingcat antreffen), und dem Global 
Engagement Center der US-Regierung zusammen. 


Ursprünglich hatten die Twitter-Coronarichtlinien verlangt, dass ein 
Post »nachweislich falsch« sein müsse, um zensiert zu werden. Doch 


in Zusammenarbeit mit der US-Seuchenschutzbehörde CDC 
etablierte das Zensurinstitut der Stanford University Standards für 
»typische Desinformation« wie etwa die »Förderung von 
Impfzögerlichkeit«, »Promi-Todesfälle nach Impfung« oder die 
Schließung einer Schule in New York aufgrund von Krankheitsfällen 
nach erfolgter Impfung. In einer E-Mail vom Virality Project an 
Twitter ging es auch um das »Impfausweis-Narrativ«: Wer sich 
Sorgen wegen einer möglichen Impfausweispflicht mache, betreibe 
»Desinformation« im Rahmen »eines breit angelegten 
impfskeptischen Narrativs, den Entzug von Grundrechten und - 
Freiheiten betreffend«. Der damalige Twitter-Chef Jack Dorsey 
leitete diese E-Mail des Virality Project höchstpersönlich an das Team 
weiter. 158 


Das Virality Project bezeichnete wahrheitsgemäße Zeugenaussagen 
über Impfnebenwirkungen standardmäßig, und ohne sie zu 
überprüfen, als »Desinformation«, darunter wahre Geschichten von 
Blutgerinnseln nach einer AstraZeneca-Impfung bis hin zu einem 
Bericht in der New York Times über das Auftreten der Blutkrankheit 
Thrombozytopenie (erheblicher Mangel an Blutplättchen im Blut) bei 
Geimpften. 159 Konten von prominenten Coronamaßnahmennkritikern 
wie Naomi Wolf, Alex Berenson und Robert F. Kennedy Jr. wurden 
per se als »fast immer meldbar« definiert. 160 Dabei lag das VP in 
Bezug auf die Fakten oft selbst meilenweit daneben. Beispielsweise 
behauptete es, eine natürliche Immunität gegen Covid-19 sei ein 
»zunehmend beliebtes Narrativ«, und »Impfdurchbrüches, die 
angeblich ansteigen würden, kämen in Wahrheit »extrem selten« 
vor; daher dürften diese nicht dafür benutzt werden, um zu 
suggerieren, dass »die Impfung nicht effektiv« sei. 161 Auch die 
Veröffentlichung des E-Mail-Verkehrs des US-Coronapapstes Dr. 
Anthony Fauci zählte das VP zu den zensierbaren Informationen, da 
ein solcher Akt »Zweifel an der Expertise von Dr. Fauci« wecken 
könne. Und die Vorstellung, Corona sei »aus einem Labor 


entsprungen«, zeuge von einem geradezu »besorgniserregenden 
Humor«. 


Ironischerweise war einer der Suchbegriffe des VP 
»Überwachungsstaat«. Während ein dubioses, demokratisch weder 
legitimiertes noch kontrolliertes Institut das Internet massenhaft 
nach »falschen Meinungen« durchforstete, zählte die Vorstellung, die 
Impfung sei »Teil des Überwachungsstaatess« zu den 
»Verschwörungstheorien«. 


The Aspen Institute zensierte die Enthüllung 
von Hunter Bidens Laptop schon 2 Monate 
vorher 


Die Election Integrity Partnership des Stanford Internet Observatory 
arbeitete bei der Zensur der US-Wahlen 2020 eng mit dem Thinktank 
Aspen Institute zusammen. Das Aspen Institute wurde 1949 in 
Aspen, Colorado, gegründet und ist mit einem Budget von 140 
Millionen Dollar im Jahr (2021) einer der größten Thinktanks der 
Welt. Das Aspen Institute Germany wird von der deutschen 
Bundesregierung mit 500000 Euro im Jahr finanziert, erhielt überdies 
1817109,98 Euro für die Projektfinanzierung in den Jahren 2017- 
2022 sowie Gelder der US-Regierung und den Open Society 
Foundations (siehe Anhang). 


Im August 2020 leitete die Exekutivdirektorin von Aspen Digital 
Vivian Schiller (Ex-Twitter, National Radio, NBC) ein »Planspiel«, um 
zu simulieren, wie Mainstream-Medien und Internetfirmen auf eine 
hypothetische »Desinformationskampagne« in Betreff auf den 
Präsidentschaftskandidatensohn Hunter Biden reagieren sollten. 
Zufälligerweise folgte dieses Spiel genau jenem Szenario, das sich 
den Enthüllungen der New York Post 162 zufolge im Oktober 2020, 


also kurz vor der US-Wahl, tatsächlich ereignet haben soll. Das FBI 
hatte bereits im Dezember 2019 den Laptop von Hunter Biden 
konfisziert und im Frühjahr 2020 einen Lauschangriff gegen den 
Trump-Anwalt Rudy Giuliani angeordnet, der den Laptop der New- 
York-Post-Journalistin Miranda Devine aushändigt hatte (mehr dazu 
in Laptop from Hell von Miranda Devine, das 2022 im Kopp Verlag 
erschienen ist). 


An besagtem »Planspiel« nahmen neben der CIA-Agentin Renee 
DiResta vom Stanford Internet Observatory/EIP und Garrett Graff 
vom Aspen Institute unter anderem der Twitter-Zensurchef Yoel 
Roth, Facebook-Cybersicherheitschef Nathaniel Gleicher, Ellen 
Nakashima und Janie Zacharia von der Washington Post, David 
McCraw von der New York Times, Noah Shachtman vom Rolling 
Stone, Rick Davis vom US-amerikanischen Fernsehsender CNN und 
Claire Wardle von der NGO First Draft teil. Die geleakten Protokolle 
des Planspiels dokumentieren, wie die Journalisten und 
Zensurexperten beinahe 1:1 durchspielten, was im Oktober 2020 zur 
Komplettsperre von Amerikas ältester Tageszeitung New York Post 
sowie zur völligen Zensur des Hunter-Biden-Skandals führen sollte. 
Es war nicht einmal möglich, auf Twitter die diesbezüglichen Artikel 
der New York Post per Direktnachricht zu teilen. Und auch Facebook 
und Google sorgten dafür, dass niemand in den USA vor den Wahlen 
von den korrupten Geschäften der Bidens in der Ukraine und China 
erfuhr. 163 


Das Planspiel ging folgendermaßen: Dokumente gelangen an die 
Öffentlichkeit, die die Korruption der Biden-Familie im 
Zusammenhang mit der ukrainischen Erdgasfirma Burisma Holdings 
belegen. Daraufhin entwerfen die teilnehmenden Journalisten und 
Aktivisten ein Szenario, in welchem die Hunter-Biden-Leaks als 
»russische Desinformation« diskreditiert werden. Und genau dies 
sollte tatsächlich 3 Wochen vor den Wahlen passieren. 164 


Inzwischen hat das America First Legal Institute (AFL, 
gemeinnütziges Rechtsinstitut Amerikas) zusammen mit Jim Hoft, 
dem Herausgeber der Nachrichtenwebsite Gateway Pundit, und der 
Coronaaufklärerin Jill Hines gegen die Election Integrity Partnership 
und das Virality Project sowie gegen das Aspen Institute Klage 
erhoben, da sie »mit Big Tech und der Bundesregierung 
zusammengearbeitet haben, um die Meinungsfreiheit im Internet 
während der US-Wahlen von 2020 und 2022 zu unterdrücken«. 165 


America First Legal hat E-Mails dokumentiert, die eine direkte Rolle 
des Aspen Institute in der umstrittenen Arbeit von EIP und VP 
veranschaulichen. Sie stammen von Vivian Schiller, der 
Exekutivdirektorin von Aspen Digital, und Kate Starbird, der 
Vorsitzenden des Center for an Informed Public an der University of 
Washington, die auch maßgeblich bei der EIP und VP aktiv ist: »Ein 
E-Mail-Verlauf mit Craig Newmark, einem bedeutenden Geldgeber 
des Aspen Institute [sowie Gründer der amerikanischen 
Anzeigenplattform Craigslist], zeigt, wie Dr. Kate Starbirds Kollege 
Newmark über die Zensurvorhaben von EIP und VP während der 
Zwischenwahlen 2022 informiert und erklärt, dass >ich bald ein 
Treffen mit Kate haben werde, um über die Überwachung der 
Zwischenwahlen und die Reaktion darauf zu sprechen«.« Überdies 
wies das konservative Rechtsinstitut darauf hin, dass Starbird an 
einer Strategiesitzung des Aspen Institutes im August 2021 zur 
Umsetzung »wichtiger Zensurprioritäten« und zur Herabstufung 
bestimmter Websites online teilgenommen hatte. 166 


Laut einer Umfrage vom Media Research Center wussten 36 Prozent 
der Biden-Wähler nichts vom Hunter-Biden-Laptop-Skandal, und 13 
Prozent davon versicherten eine Woche nach der Wahl, sie hätten 
Biden nicht gewählt, wenn ihnen dies bekannt gewesen wäre. Das 
wären 4,6 Prozent der Biden-Stimmen gewesen, also genug, um 
Biden das Präsidentenamt zu kosten. 


Doch nicht nur die US-Wahlen werden vom Zensurkomplex 
»überwacht« und »geschützt«. Im nächsten Kapitel werden wir 
sehen, wie dieselben dem Geheimdienst nahestehenden Akteure des 
Zensurindustriellen Komplexes ihren Einfluss nach Deutschland 
ausdehnten, um hier das sogenannte 
»Netzwerkdurchsetzungsgesetz« zu etablieren. 


KAPITELS 


Wie die CIA und der MI6 das 
deutsche 
Netzwerkdurchsetzungsgesetz 
erfanden 


»Derzeit befinden sich acht deutsche NGO-Schiffe im Mittelmeer, 
um illegale Einwanderer aufzunehmen, die dann in Italien 
abgesetzt werden. Diese NGOs werden von der deutschen 
Regierung subventioniert. Hoffen wir, dass die AfD die Wahlen 
gewinnt, um diesen europäischen Selbstmord zu stoppen.« 

- Nutzer »Radio Genoa« am 29. September 2023 auf Twitter. 
»Wissen die Deutschen davon?« 

- Elon Musk am 29. September 2023 auf Twitter. 
»Ja. Man nennt es Menschenleben retten.« 


— Auswärtiges Amt am 29. September 2023 auf Twitter. 
»Sie sind also tatsächlich auch noch stolz darauf? Interessant. 
Ehrlich gesagt bezweifle ich, dass die Mehrheit der deutschen 
Öffentlichkeit das unterstützt. Haben Sie mal eine Umfrage dazu 
gemacht? Ist es nicht eine Verletzung der Souveränität Italiens, 
wenn Deutschland eine große Anzahl illegaler Einwanderer auf 
italienischen Boden transportiert? Wirkt das nicht wie eine 
Invasion?« 

- Elon Musk am 30. September 2023. 167 


Am 27. Oktober 2022 übernahm Elon Musk die Internetplattform 
Twitter und versprach, nach jahrelanger geheimdienstlicher Zensur 
durch linke NGOs, Medien und Politiker die Meinungsfreiheit 
wiederherzustellen. Der Schlagabtausch zwischen Musk und dem 
Auswärtigen Amt Deutschlands Ende September 2023 zum Thema 
illegaler Migration im Mittelmeer markierte einen vorläufigen 
Höhepunkt dieser Auseinandersetzung. 


Set Musks Übernahme überschlägt sich das linksgrüne 
Establishment in Europa mit Forderungen nach einer Zensur des 
Kurznachrichtendienstes. Als Musk am 28. Oktober 2022 auf Twitter 
postete »Der Vogel ist nun frei«, antwortete der EU- 
Digitalkommissar Thierry Breton mit den Worten »In Europa wird der 
Vogel nach unseren Regeln fliegen«. 168 


Nachdem Twitter den »freiwilligen Verhaltenskodex« der EU namens 
»Desinformation« verlassen hatte, postete Breton am 28. Mai 2023: 
»Die Verpflichtungen bleiben bestehen. Ihr könnt euch nicht 
verstecken. Über die freiwilligen Zusagen hinaus wird der Kampf 
gegen Desinformation ab dem 25. August [2023] eine gesetzliche 
Verpflichtung gemäß dem DSA der EU sein. Unsere Teams werden 
für die Durchsetzung bereit sein.« 


Der Digital Services Act (abgekürzt DSA, »Gesetz über digitale 
Dienstleistungen«) orientiert sich am Vorbild des deutschen 


Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG) und verpflichtet 
Internetfirmen dazu, »schädliche«x Inhalte »zügig« zu entfernen 
sowie der EU regelmäßig Bericht zu erstatten. Onlineplattformen 
können mit Geldstrafen von bis zu 6 Prozent ihres weltweiten 
Umsatzes bestraft werden, und sehr große Internetfirmen wie 
Facebook und Twitter mit über 45 Millionen Nutzern werden direkt 
von der EU-Kommission reguliert. 


Die Vizepräsidentin der EU »für Werte und Transparenz«, Vera 
Jourova, nannte »Desinformation« »eines der größten Risiken für 
den demokratischen Informationsraum in Europa, auch im 
Zusammenhang mit Russlands Krieg in der Ukraine«. Im Vorfeld der 
EU-Wahlen 2024 müssten »alle Akteure ihren Beitrag zur 
Bekämpfung von Desinformation und ausländischer Einflussnahme 
im Internet leisten, um unsere Online-Debatte zu schützen. [...] Ich 
fordere die Plattformen auf, die im Rahmen des Kodex 
eingegangenen Verpflichtungen mit vollem Engagement umzusetzen, 
um die Widerstandsfähigkeit der Demokratie zu gewährleisten.« 169 
»Transparenzkommissarin« Jourova ist eine der wichtigsten 
Vertreterin von George Soros’ Open Society in der EU, worüber 
jedoch keineswegs Transparenz herrscht. 170 


CIA, NSA und das NetzDG 


Das deutsche Netzwerkdurchsetzungsgesetz war laut dem Experten 
für Meinungsfreiheit Mike Benz ein Produkt des US- 
Außenministeriums. Mike Benz hat unter der Trump-Regierung im 
Außenministerium die Cyber-Abteilung geleitet und ist heute mit 
seiner Foundation for Freedom Online (FFO) einer der wichtigsten 
Kenner des Zensurindustriellen Komplexes. Er erinnerte im Gespräch 
mit Dr. Joseph Mercola vom Netzwerk The Liberty Beacon daran, 
dass das Internet 1968 im Auftrag der U. S. Air Force von der 


Forschungsabteilung des Pentagon DARPA 171 (Defense Advanced 
Research Projets Agency, »Agentur für fortgeschrittene 
Verteidigungsforschungsprojektes) als dezentrales Netzwerk 
geschaffen wurde, das auch einen Atomkrieg überleben können 
sollte. Seitdem existiert das Internet, das ursprünglich DARPANET 
hieß, im Spannungsfeld zwischen Staatsapparat und Anarchie. 


Als der britische Informatiker Tim Berners-Lee am 6. August 1991 
das nutzerfreundliche bunte World Wide Web einführte, wurde das 
Internet von der Europäischen Organisation für Kernforschung CERN 
mit Sitz zwischen Genf und Frankreich einer breiten Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht. Suchmaschinen wie Yahoo! und Google 
machten es jedem möglich, auf praktisch unbegrenzte und nicht 
reglementierte Weise Datenmengen abzugreifen. Zwischen 1991 und 
der Wahl von Donald Trump 2015 gab es »ein 25-jähriges goldenes 
Zeitalter«, so Benz, »in der die Vorstellung, von einem 
privatwirtschaftlichen Unternehmen, geschweige denn von der 
Regierung, zensiert zu werden, als Unding galt«. 


Doch die US-Regierung war aus der Entwicklung des Internets nicht 
wegzudenken, erläutert Mike Benz: »Alle frühen freien 
Internettechnologien der 1990er Jahre«, also verschlüsselte Chats, 
virtuelle private Netzwerke (VPNs) und TOR-Browser seien »vom 
Pentagon und vom US-Außenministerium finanziert und von den 
Geheimdiensten in erster Linie als Mittel entwickelt worden, um 
Dissidentengruppen im Ausland zu helfen, einen US-amerikanischen 
Brückenkopf zu etablieren und die staatliche Kontrolle zu umgehen. 
Jetzt werden dieselben Technologien gegen die amerikanische 
Öffentlichkeit eingesetzt, um den öffentlichen Diskurs zu 
kontrollieren.« 


So wurde das Internet zu einem Instrument der US-Regierung, mit 
dem diese »Farbrevolutionen« in Ländern mit US-feindlichen 
Regierungen inszenieren konnte, beispielsweise in der Ukraine 2004 
und 2014 sowie im Fall des »Arabischen Frühlings« 2011, und dies in 


der gleichen Weise, wie der staatliche Auslandssender der USA Voice 
of America und die von den USA finanzierten Rundfunkveranstalter 
Radio Free Europe/Radio Liberty im Kalten Krieg Werkzeuge der CIA 
waren, um die US-freundliche Botschaft in die Welt zu tragen und 
andere Länder und Völker im Sinne Washingtons zu beeinflussen. 
»Es war eine neue Möglichkeit, das US-Imperium zu verwalten«, 
schlussfolgert Benz. 172 Demzufolge begann das Internet als 
dezentrales Pentagon-Netzwerk, um in den 1960er-Jahren für Terror- 
und Aufstandsbekämpfung weltweit sozialwissenschaftliche Daten zu 
sammeln. Von der Pentagon-Forschungsabteilung DARPA wurde es 
dann an die Wissenschaftsstiftung National Science Foundation und 
weiter an mehrere Universitäten ausgelagert, um seinen Ursprung 
im Geheimdienstapparat zu verschleiern. 


»Doch alle großen Internetunternehmen sind Produkte der 
Geheimdienste«, analysiert Mike Benz die weitere Entwicklung des 
Internet. »1995 erhielten die Google-Gründer Sergey Brin und Larry 
Page innerhalb des massiven digitalen Datenprogramms der CIA und 
der National Security Agency (NSA) ein DARPA- 
Forschungsstipendium an der Stanford University. Sie trafen sich 
monatlich mit ihren CIA- und NSA-Führungsoffizieren, wobei der 
ausdrückliche Zweck darin bestand, es der CIA und NSA zu 
ermöglichen, Gruppen von politisch Gleichgesinnten (»birds of a 
feather«, also »gleichgesinnte Vögel«) ausfindig zu machen und zu 
»kartieren«. Die Onlinekartierung von Gesinnungsgenossen war 
ursprünglich ein Mittel der Terrorismusbekämpfung, erläutert Benz, 
wurde aber nach dem überraschenden Brexit und dem Wahlsieg 
Donald Trumps gegen konservative Wähler instrumentalisiert, die 
diese »falschen« Entscheidungen ermöglicht hatten. 


So musste man nicht mehr aufwendig prüfen, ob eine Meinung — wie 
beispielsweise zu den Nebenwirkungen einer experimentellen mRNA- 
Impfung oder zu Vorgängen an der Front in der Ukraine — zutrafen 
oder nicht. Es reichte, einen Algorithmus oder eine KI zu 


programmieren, die Menschen mit »richtigen« Meinungen von 
solchen mit »falschen« Meinungen (etwa »Putin-Freundexs, 
»Querdenker« oder »Rechte«) trennte, und diese ungewollten 
»Trolle«x dann einzuschränken, zu zensieren oder ganz zu sperren. 
Zuerst geschah dies unter dem Vorwand, russische Desinformation 
und Manipulation hätten die Überraschungsergebnisse im UK und in 
den USA erst möglich gemacht. 


Der Vorwurf, russische Wahlmanipulation habe den Wahlsieg Donald 
Trumps erst möglich gemacht, wurde nach zweieinhalb Jahren 
Untersuchung durch die Kommission des Sonderermittlers Robert 
Mueller widerlegt. Laut dem damaligen Justizminister Bill Barr fand 
der Mueller-Ausschuss »keinerlei Beweise dafür, dass Mitglieder des 
Trump-Wahlkampfteams oder irgendjemand, der mit dem 
Wahlkampf in Verbindung stand, eine Verschwörung oder 
Koordination mit der russischen Regierung bei ihren Hacking- 
Operationen durchgeführt hatten. Mit anderen Worten, es gab keine 
Beweise für eine >Kollusion<s des Trump-Wahlkampfteams mit den 
Hacking-Aktivitäten der russischen Regierung.« 173 


Nach dem Brexit und der Wahl von Donald Trump behauptete der 
linksorientierte The Guardian aus dem UK, eine Datenfirma namens 
Cambridge Analytica habe im Auftrag von Trumps Berater Steve 
Bannon die privaten Daten von 50 Millionen Facebooknutzern 
»geerntet«, um damit die Wahl zu beeinflussen. 174 Diese Technik 
der Datensammlung war allerdings nicht neu. Erfunden hatte sie 
Barack Obama, wie der Guardian 2012 noch wohlwollend schrieb: 
»Barack Obamas Wiederwahlkampagne baut ein riesiges digitales 
Datenunternehmen auf, das mithilfe einer einheitlichen Datenbank 
und der Macht von Facebook mehr als je zuvor auf individuelle 
Wähler zugeschnitten ist.« 175 


Nach einer 3-jährigen Untersuchung fand der 
Datenschutzbeauftragte Großbritanniens »keinerlei Hinweise« auf 


eine Einflussnahme Russlands oder der Cambridge Analytica auf die 
Brexit-Abstimmung. 176 Aber der Schaden war schon angerichtet. 


Nun war die Öffentlichkeit davon überzeugt, dass der Brexit und die 
Trump-Wahl das Ergebnis einer mysteriösen russischen 
Einflussnahme war. Die NATO und die Geheimdienste hatten im 
Kampf gegen den Islamischen Staat die Doktrin der »hybriden 
Kriegsführung« eingeführt, die sowohl auf dem PC wie auf dem 
Schlachtfeld stattfand: »From Tanks to Tweets« — »von Panzern zu 
Postings« - lautete das neue Motto. 


»Als Trump gewählt wurde, der ausdrücklich den Fortbestand der 
NATO in Frage stellte, brach die Hölle los«, fährt Benz seine Analyse 
fort. »Die Idee, dass wir das Internet zensieren müssen, war 
plötzlich keine gewagte und gefährliche Idee mehr, sondern wurde 
zur Rettung der gesamten >regelbasierten internationalen Ordnung< 
der Nachkriegszeit unerlässlich. Brexit, Trump und das Aufkommen 
der AfD und anderer sogenannter »Rechtspopulisten« in Europa 
schürten die Angst, Europa würde sich von Washington und Brüssel 
ab- und wegen günstiger Öl- und Gaspreise Moskau zuwenden. [...] 
Und dann haben Sie plötzlich keine EU, keine NATO und kein 
westliches Militärbündnis mehr«, so Benz weiter. »Sofort nach 
Trumps Wahl gab es also dieses diplomatische Klinkenputzen der 
USA: Beamte des Außenministeriums, die alle gedacht hatten, sie 
würden im November 2016 durch Hillary Clinton vom 
Außenministerium zum Nationalen Sicherheitsrat befördert werden. 
Doch sie wurden alle gefeuert, weil ein völliger Außenseiter mit einer 
Gewinnchance von 5 Prozent die Wahl gewonnen hatte.« 177 


Folglich hätten sie »ihre internationalen Netzwerke rund um den 
Atlantic Council und den Council on Foreign Relations« aktiviert, all 
diese »Denkfabriken in der dem Geheimdienst und dem Pentagon 
nahestehenden, staatlich finanzierten NGO-Suppe, und gingen im 
Januar 2017 auf Tournee, um die europäischen Regierungen davon 
zu überzeugen, ihr Internet zu zensieren.« 


Daraus sei dann in Deutschland das Netzwerkdurchsetzungsgesetz 
(NetzDG) hervorgegangen, »das die Internetfirmen zwang, eine 
durch künstliche Intelligenz gestützte Social-Media-Zensur 
einzuführen«. Es seien dieselben Mitarbeiter des Außenministeriums 
und des Pentagons gewesen, die »daraufhin ihre eigenen Kontakte 
in der Regierung« nutzten, »um staatliche Förderungen und 
Aufträge für dieselben NGOs zu beschaffen. Schließlich wechselten 
sie alle in diese Technologieunternehmen, um dort weiterhin die 
Wahrheitsrichtlinien festzulegen.« 178 


Das Endergebnis sei schließlich das Netzwerkdurchsetzungsgesetz 
(NetzDG) gewesen, welches im August 2017 unter dem damaligen 
deutschen Justizminister Heiko Maas entstand, »das erste, 
weitgefasste Internet-Zensurgesetz im Westen, das im Prinzip nur 
mit Hilfe von künstlicher Intelligenz zur Überwachung von Inhalten 
zu verwirklichen war, da angebliche Hassrede innerhalb von 48 
Stunden entfernt werden musste, sonst drohte ein Bußgeld von 54 
Millionen Dollar durch die Bundesregierung. Wenn Facebook, Twitter, 
YouTube, Reddit und sonst wer in Deutschland präsent sein wollten, 
brauchten sie auf ihrer Plattform folglich KI-Zensurfilter«, 179 
berichtet Benz in einem Twitter-Video vom 1. Oktober 2023 als 
Antwort auf Elon Musks Retweet von Radio Genoa, über das wir zu 
Kapitelanfang sprachen. Es gebe um die deutsche AfD eine 
»geopolitische Intrige, die den meisten nicht bewusst ist, die nicht 
mit der Blase des US-Außen- und Verteidigungsministeriums vertraut 
sind«, sagt Benz dort. Die ausufernde Zensur im Internet gehe 
wesentlich auf die Versuche zurück, die AfD kleinzuhalten, da sie die 
US-Energiepolitik und US-Dominanz in Europa gefährde. 


Parteien, die wie die AfD als »rechtspopulistisch« bezeichnet würden 
und die die Grenzen Europas sichern wollten, würden die »Etiketten 
der Hassrede« wie Rassismus, Antisemitismus, Frauenfeindlichkeit, 
Schwulenfeindlichkeit und so weiter angedichtet, damit man sie 
zensieren könne. Das sei aber nicht der wahre Grund, sondern 


»diese Diffamierungen werden fast immer aus anderen 
Beweggründen verwendet. Es geht darum, ihre Internetpräsenz zu 
begrenzen, da sie von den Mainstream-Medien keine Unterstützung 
bekommen und das Internet ihre einzige Plattform ist.« Bei der 
Kampagne gegen die AfD gehe es in Wahrheit um ein Tauziehen um 
das LNG-Flüssiggas, denn »der Erdgasmarkt ist der Grund, aus dem 
die Biden-Familie und das US-Außenministerium sich für diese 
Internet-Zensur einsetzt«. 180 


Nach der Annexion der Krim durch Russland 2014 habe sich das US- 
Außenministerium in Europa für Sanktionen gegen Russland stark 
gemacht, weiß Benz als ehemaliger Cybersicherheitsbeauftragter im 
Außenministerium zu berichten. Das Ganze sei nicht die Idee der 
Bundesregierung gewesen, sondern des US-amerikanischen und des 
britischen Außenministeriums. Früher stammten 100 Prozent des 
europäischen Erdgases aus Russland, Mitte der 2010er-Jahre seien 
es nur noch um die 35 Prozent gewesen. Das US-Außenministerium 
habe jedoch dafür gesorgt, dass Erdgasfirmen wie der staatliche 
ukrainische Energiekonzern Naftogaz (auch Naftohas) und Hunter- 
Biden-Arbeitgeber Burisma Holdings privatisiert und in die Hände 
von Londoner und Wall-Street-Investoren gelangten. Um Gewinne in 
Höhe von mehreren Hundert Milliarden zu erzielen, sei LNG- 
Flüssiggas aus Houston und von Shell in London durch Terminals in 
Polen in dasselbe Gasnetzwerk eingespeist worden, da man dort 
durch die Eliminier&ung des billigen russischen Gases eine 
Monopolstellung erreicht habe. Die AfD habe dem in Wege 
gestanden, so Benz, und sich im Sinne der deutschen arbeitenden 
Bevölkerung für die billige Energie aus Russland eingesetzt. Dadurch 
stellten sie eine Gefahr für die Winkelzüge des US- 
Außenministeriums und die massive Investition von Firmen wie 
Blackrock ins LNG-Geschäft dar, und dementsprechend sei es auch 
kein Zufall, dass Hunter Bidens Partner im ukrainischen 
Erdgasgeschäft Cofer Black 30 Jahre beim CIA gearbeitet habe, so 
Benz. 


Um das NetzDG als Waffe gegen die AfD durchzudrücken, hätten 
zentrale Akteure des Zensurindustriellen Komplexes wie die 
Journalistin Anne Applebaum vom Atlantic Magazine und Ex- 
Facebook-Sicherheitschef und Pentagon-Sprecher Ben Nimmo 
(Graphika/DFRLab) zusammen mit dem Ukrainer Peter Pomerantsev 
und Russlandkritiker Bill Browder unter dem Dach des britischen 
Institute for Statecraft (»Institut für Staatskunst«) und des Center 
for European Policy Analysis (CEPA, »Zentrum für Europäische 
Politikanalyse«) die sogenannte Integrity Intiative ins Leben gerufen. 
»Es ging darum, dass die AfD in den Umfragen immer weiter 
zulegte«, so Benz, »und wenn sie an die Macht käme, würde dies 
dass Ende des großen Schachspiels um die ukrainische 
Energieversorgung bedeuten. Deutschland ist das wirtschaftliche 
Schwergewicht Europas. Wenn Deutschland sich den 
Rechtspopulisten zuwendet, ist es aus.« 181 


Die Integrity Initiative und das Institute for 
Statecraft 


Das Institute for Statecraft (IfS) wurde 2006 in Edinburgh, 
Schottland, von Daniel Lafayeedney und Chris Donnelly gegründet. 
Donnelly war zwischen 1989 und 2003 Chefberater von vier NATO- 
Generalsekretären und Mitarbeiter von Margaret Thatcher. 
Lafayeedney und Donnelly sind beide Mitglieder des Council on 
Foreign Relations (»Rat für auswärtige Beziehungen«‘). 


2015 gründeten sie die Integrity Initiative, um »russische 
Desinformation« zu bekämpfen. Das IfS und die Integrity Initiative 
waren die Hauptstichwortgeber der britischen Regierung für die 
Vorwürfe, dass der im Ausland lebende russische Ex-Agent Sergej 
Skripal und seine Tochter Julia 2018 vergiftet worden wären. Auf der 
Website der Integrity Initiative werden unter den Hauptspendern 


aufgelistet: die William and Flora Hewlett Foundation (über 1 Million 
Dollar), die maßgeblich in den Skandal um den Graichen-Clan und 
die Denkfabrik Agora Energiewende im Habeck-Ministerium involviert 
war, die John S. and James L. Knight Foundation (500000 bis 999999 
Dollar), der vom Omidyar-Network und Bill Gates finanzierte Public 
Interest Technology Infrastructure Fund 182 (100000 bis 499999 
Dollar ) sowie Avaaz und Craig Newmark Philanthropies (unter 
100000 Dollar). 183 


2018 wurde — angeblich von der Hacker-Gruppe Anonymous - eine 
Reihe von Dokumenten geleakt, die zeigten, dass das IfS und die 
Integrity Initiative vom britischen Außenministerium finanziert 
wurden, um europaweit »Anti-Desinformationsprojekte« 
aufzuziehen. Die geleakten Dokumente zeigten eine Öffentliche 
Finanzierung von 296500 Pfund im Jahr 2016-2017, mit einer 
geplanten Erhöhung auf 1961000 Pfund im nächsten Jahr. 184 


2015 erhielt das Institute for Statecraft für verschiedene nationale 
und internationale Initiativen 46639 Pfund von FW Investments 
Partnership, dem UK-Außenministerium, dem Centre for Naval 
Analysis (»Zentrum für Marineanalyse«, ein von der US-Regierung 
finanzierter Thinktank) und der britischen Caritas CAFOD. 2016 
bekam das Institut für diverse Programme zur britischen Sicherheit 
sowie für Recherche zu Ukraine und Russland 87250 Pfund vom 
National Health Service (NHS), der Royal Navy und der NATO sowie 
33441 Pfund vom britischen Auswärtigen Amt. 2017 erhielt das IfS 
250000 Pfund vom UK-Außenministeriums für die Integrity Initiative, 
während Letztere 2018-2019 vom NATO-Hauptquartierbüro mit 
168000 Pfund für Public Diplomacy finanziert wurde sowie mit 70000 
Pfund von Partnerinstitutionen. Ebenfalls für die Integrity Initiative 
gab es 250000 Pfund vom US-Außenministerium, 45000 Pfund von 
der Smith Richardson Foundation für die »Cluster«-Aktivitäten in 
Europa und den USA, 100000 Pfund von Facebook, 25000 Pfund von 


der deutschen Geschäftswet und 20000 Pfund vom 
Verteidigungsministerium Litauens. 185 


Das würde ein Gesamtbudget von 2,6 Millionen Pfund für 2018-2019 
ergeben. Das US-Außenministerium betont, dass die US-Gelder nicht 
in den Vereinigten Staaten ausgegeben werden dürfen, wobei das 
britische Außenministerium keine solchen Bedenken zu haben 
scheint, wenn es darum geht, verdeckte politische Einflussnahme 
innerhalb des Vereinigten Königreichs zu finanzieren. Dieses Budget 
enthält keinerlei Bürokosten für die Renommieradresse des IfS in 
London oder die Mitarbeitergehälter, was darauf hindeutet, dass 
diese anderweitig bezahlt wurden. 


Der deutsche Cluster der Integrity Initiative 


Die Integrity Initiative bildete in ganz Europa sogenannte Cluster 
(»Gruppen«) von Anti-Desinformationskämpfern, unter anderem in 
Deutschland, Österreich, Frankreich, Griechenland, Spanien, Italien, 
den Niederlanden, Litauen, Norwegen und Serbien; in Deutschland 
sollen diese vom ehemaligen MI6-Agenten und britischen 
Abgeordneten Harold Elletson koordiniert worden sein. 


Unter den Hauptakteuren befanden sich viele Namen, die später eine 
zentrale Rolle in der Bekämpfung von Desinformation spielen sollten, 
wie beispielsweise Ben Nimmo, der damalige NATO-Presseoffizier 
(und spätere Investigativleiter beim Pentagon-Subunternehmen 
Graphika), Nina Jankowicz, die künftige Leiterin des kurzlebigen 
»Wahrheitsministeriums« Disinformation Governance Board, Evelyn 
Farkas, die ehemalige Verteidigungsbeamtin der Obama-Regierung 
(und Leiterin des McCain Institute) sowie die allgegenwärtige 
Atlantic-Council-Journalistin Anne Applebaum. »Die Hälfte der 
Integrity-Initiative-Leiter gehörten auch dem Global Disinformation 


Index GDI an«, 186 präzisiert Mike Benz, jener Organisation also, 
die, wie wir in Kapitel 4 ausgeführt haben, schwarze Listen von 
konservativen Medien verbreiteten, um Werbeboykotte zu erreichen. 


»Offiziell sollte es darum gehen, >russische Desinformationen< zu 
kontern«, erklärt Jens Berger auf den NachDenkSeiten. »Eigentlich — 
das legen die internen Papiere nahe — geht es jedoch eher darum, 
die Lufthoheit in der Propagandaschlacht zu behalten und die NATO- 
Sichtweise zur vorherrschenden Meinung zu machen, um - in den 
Worten (des Journalistik-Professors) Piers Robinson 187° - die 
>antirussische außenpolitische Agenda westlicher Regierungen zu 
promoten<. Man könnte auch von einem Infokrieg sprechen, dessen 
Krieger in Denkfabriken, Universitätsinstituten und Redaktionsbüros 
sitzen.« 188 


Der deutsche Cluster sei Anonymous-Leaks zufolge vom 
Politikwissenschaftler Hannes Adomeit (1942-2022) geleitet worden, 
der den Kalten Krieg als Sowjetexperte in Thinktanks wie der RAND 
Corporation verbracht habe, berichtet Jens Berger weiter. Nach 1989 
lehrte Adomeit an der Tufts University und der Harvard University, 
die laut dem Boston Magazine 189 damals beide eng mit der CIA 
kollaborierten, sowie am College of Europe in Warschau, das mit der 
Open Society Foundation zusammenarbeitet. Von 2018 bis zu seinem 
Tod 2022 war er am Institut für Sicherheitspolitik (ISPK) der 
Universität Kiel tätig, das nach Berger vom 
Bundesverteidigungsministerium querfinanziert wird (wir folgen 
weiter den Ausführungen von Jens Bergers, die 2019, also noch zu 
Lebzeiten Adomeits publiziert wurden) und sich »als 
Ansprechpartner für die Medien positioniert. Die Linie des ISPK ist 
dabei klar — pro Militär, pro Rüstung, pro NATO, pro USA und 
Großbritannien.« Mitte Juni 2018 sei Adomeit den geleakten 
Papieren zufolge auf einem Treffen in London »in die Arbeit des 
Institute for Statecraft und der Integrity Initiative eingewiesen 
worden und wird seitdem in internen Dokumenten als Kopf der 


deutschen Zelle (German Cluster<) geführt«. Es sei wohl kein Zufall 
gewesen, dass die Wahl der Briten auf Hannes Adomeit fiel. »Denn 
bereits 1984 agitierte Adomeit für seine Auftraggeber in den US- 
Denkfabriken gegen die damalige Friedensbewegung der BRD, die 
politische Linke und das, was Adomeit in Gänsefüßchen damals wie 
heute als >progressive« Politik bezeichnet. An diesem Kurs hat sich in 
den letzten 35 Jahren nicht viel geändert, wie er bereits im Vorwort 
zu seinem >German Cluster Interim Report< klar unterstreicht. Dort 
stellt der Falke aus dem kalten Krieg auch eine vermeintliche 
-Querfront-Konstellations aus AfD und Linkspartei als deutsche 
Besonderheit beim Kampf im Infokrieg der NATO heraus, die 
offenbar ein >Hindernis< für die NATO-PR darstellt.« 190 


In diesem »vorläufigen Bericht« zur Arbeit des German Clusters der 
Integrity Initiative vom 3. Oktober 2018 beklagt Adomeit, die 
»russische Version« der Krise zwischen Russland und dem Westen 
werde »von der deutschen Öffentlichkeit weithin akzeptiert« 191 und 
zählt dann die größten Gefahren der »russischen Desinformation« in 
Deutschland auf: 


Laut Adomeit wollten uns »Russlandversteher« weismachen, 


e »dass die Vereinigten Staaten nach dem Ende des Kalten 
Krieges einfach >die Sowjetunion« durch >Russland< ersetzt 
hätten; dass sie ihre Politik der Eindämmung, Isolation und 
Demütigung Russlands fortsetzten; ihr wichtigstes Instrument 
dabei die NATO sei und deren Expansion in Gebiete, die als vital 
für russische Interessen betrachtet würden; und dass sie Druck 
auf Europa, einschließlich Deutschlands, ausüben würden, um 
ihre antirussische Politik zu verfolgen. 

Deutschland solle dieser US-Politik nicht folgen. Es solle die 
>Dämonisierung« Russlands, wie sie von Politikern, den 
»Mainstream-Medien< und Forschungsinstituten gepredigt 
werde, ablehnen - denn dieser Ansatz sei >gefährlich« und lasse 
das Gespenst eines Krieges in Europa wieder aufkommen. Doch 


diejenigen, die Deutschland auf diesen Weg führen wollten, 

sollten nicht darauf hoffen, dass die deutsche Öffentlichkeit 

Krieg legitimiere und ihn >in unserem Namen« führe. 

Ein zentrales Merkmal der russischen Bemühungen, die 

deutsche Öffentliche Meinung zu beeinflussen, besteht daher 

darin, auf die Gefahren eines Krieges in Europa hinzuweisen. 

Die russische Erzählung und die Russlandversteher betonen, 

dass diese Gefahren durch >Aufrüstung« in der NATO und die 

Wiedereinführung von US- und NATO-Truppen sowie 

Militärmanöver in den Baltischen Staaten und in Osteuropa und 

Südosteuropa verschärft werden. 

e Die Querfront-Konstellation ist eine gemeinsame, wenn auch 
unkoordinierte >Front« aus extremen linken und extrem rechten 
Anti-Regierungs- und Anti->System <-Polemiken und Aktionen 
von Mitgliedern der AfD und Die Linke. Sie erinnert an die 
Weimarer Republik, die durch den parallelen Angriff der 


Kommunisten (KPD) und der Nazis (NSDAP) zerstört wurde. « 
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Zu den Mitgliedern des German Clusters zählen laut Adomeit neben 
Koordinator Harold Elletson sein Kollege am Institut für 
Sicherheitspolitik (ISPK) der Universität Kiel, Prof. Dr. Joachim 
Krause, ein »enger Freund und ehemaliger Kollege in der Stiftung 
Wissenschaft und Politik«, sowie die ehemalige Grünen-Sprecherin 
für Osteuropapolitik im Bundestag, MdB Marieluise Beck, die 
zusammen mit ihrem Ehemann Ralph Fücks (Ex-Chef der Heinrich- 
Böll-Stifttung der Grünen) den Berliner Thinktank Libmod (Zentrum 
Liberale Moderne) mitbegründete. Adomeit nennt Beck und Fücks 
Gründungsmitglieder der Integrity Initiative. »Von Adomeit wurde sie 
[Marieluise Beck] — dem Zwischenbericht zufolge -— am 20. 
September 2018 über ihre mögliche Rolle in der deutschen Zelle der 
Integrity Initiative gebrieft«, schreibt Jens Berger auf den 
NachDenkSeiten. »Auch weitere avisierte Mitglieder der deutschen 
Zelle gehören dem Zentrum Liberale Moderne an oder stehen in 


engem Kontakt mit dieser Denkfabrik, die neben dem Kieler ISPK 
offenbar den Kern der britischen NATO-PR im deutschen Raum 
bildet.« 193 


Wie zuverlässig die angeblich von Anonymous geleakten Infos sind, 
ist allerdings unklar. Schließlich stammt der Hack mit großer 
Wahrscheinlichkeit aus dem Umfeld der russischen Geheimdienste. 
In einer diesbezüglichen Presseerklärung vom 9. Januar 2019 sprach 
Prof. Dr. Joachim Krause von einer »Desinformationskampagnex, an 
der »russische Nachrichtenagenturen und sogenannte kritische 
Wissenschaftler vor allem aus Großbritannien mitwirken, darunter 
einschlägig bekannte Verschwörungstheoretiker«. In Deutschland 
seien es »besonders Personen aus der politischen Linken, die meist 
der Bewegung >Aufstehen< von Sarah Wagenknecht nahestehen, die 
in dieser Desinformationskampagne mitwirken«. 194 


Das Institute for Statecraft baue mit seiner Integrity Initiative ein 
»internationales Netzwerk an unabhängigen 
Forschungseinrichtungen und Personen auf, die über einzelne 
Aspekte russischer Desinformationspolitik eigenständige Analysen 
vornehmen«. Das sei ein »völlig legitimes, im Übrigen weltweit 
praktiziertes wissenschaftliches Vorgehen«, fährt Krause in seiner 
Presseerklärung fort. Ende 2018 sei es einer Gruppe bislang anonym 
gebliebener Hacker gelungen, »den Server des Instituts zu hacken 
und Dateien zu stehlen, darunter ein Papier von Dr. Adomeit, in dem 
er schilderte, mit welchen Personen und Institutionen die Integrity 
Initiative in Deutschland kooperieren könne. Dieses Papier wurde 
von [den russischen Nachrichtenportalen] RIA Novosti und Sputnik 
sowie von den einschlägig bekannten, sehr weit links stehenden 
Websites »NachDenkSeiten< und >Telepolis< aufgegriffen und zu einer 
angeblichen anti-russischen Geheimdienstverschwörung stilisiert.« 
Dabei sei Hannes Adomeit zum »Kopf der deutschen Zelle erklärt 
worden, »der angeblich Kontaktgespräche führe, um andere in eine 
vertragliche Beziehung zu der Integrity Initiative zu drängen. Das 


hört sich schon stark nach Stasi-Anwerbung von Informellen 
Mitarbeitern an.« Jens Berger von der Website NachDenkSeiten 
schreibe aber »Unsinn«, denn das ISPK [Institut für 
Sicherheitspolitik der Universität Kiel] werde »weder vom 
Verteidigungsministerium noch von der Rüstungsindustrie direkt oder 
indirekt finanziert, sondern einzig von der unabhängigen und 
gemeinnützigen Wissenschaftsstiftung Wissenschaft und 
Demokratie«, was auch völlig transparent gemacht werde. Krause 
selbst sei »an dieser Initiative nicht direkt beteiligt«, überdies sei es 
auch nicht sein Institut. 195 


Jedenfalls scheint der 2022 verstorbene Adomeit in seinem 
Zwischenbericht einige Kontakte als Mitglieder des German Clusters 
aufgeführt zu haben, die ihm letztendlich abgesagt haben oder 
niemals angefragt wurden. Stefan Meister von der Deutschen 
Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP), der im Bericht als 
Mitglied geführt wird, bezeichnete beispielsweise die Integrity 
Initiative als »übergriffig«: »Ich habe niemals offiziell zugestimmt, 
Teil dieser Initiative zu sein«, bestätigte er dem Autoren am 23. 
Oktober 2023 per E-Mail. 


Außerdem erwähnt Adomeit in seinem Bericht unter »Mitgliedern« 
Boris Reitschuster, ehemals Moskau-Korrespondent des Focus und 
heute einer der führenden unabhängigen deutschsprachigen 
Journalisten mit aktuell 12 Millionen monatlichen Besuchern seiner 
Website reitschuster.de. Laut Adomeits Bericht habe sich dieser »am 
4. Oktober 2018 mit Reitschuster treffen wollen, um ihm die 
Integrity Initiative zu erklären und was seine Rolle darin sein 
könnte«, Es ist kaum verwunderlich, dass Adomeit sich Reitschuster 
als möglichen Kandidaten vorstellen konnte, da dieser seit seinen 
Erlebnissen in Moskau überzeugter Putin-Kritiker ist. Doch 
Reitschuster, den der Autor des vorliegenden Buches sehr schätzt 
und bewundert, versicherte auf Anfrage, kein Mitglied der Integrity 
Initiative gewesen zu sein: »Ich habe nie irgendeinem German 


Cluster oder irgendeiner Integrity Initiative angehört, und es gab nie 
irgendeine Zusammenarbeit. Herr Adomeit hat mich zu einem 
Kaffeetrinken eingeladen, von der Initiative erzählt und mich als 
Pressevertreter zu einer Veranstaltung gebeten. Daraus eine 
Mitgliedschaft zu machen, ist ebenso absurd wie abwegig, wie mich 
zu einem Mitglied der >Linken< zu machen, weil ich einmal mit einem 
Abgeordneten derselben einen Kaffee getrunken habe und im 
Bundestag war Ob es sich bei der Mitgliedsliste um ein 
Brainstorming von Herrn Adomeit, einer Wunschvorstellung von ihm 
oder eine gezielte Desinformation handelt, weiß ich nicht. Ich weiß 
nur, dass die Sache ganz offensichtlich zu Propagandazwecken und 
zu Diskreditierungsversuchen verwendet wird.« 


Reitschuster sollte später eines der prominentesten Opfer des 
deutschen Zensurkomplexes werden. Nachdem er 2022 von seinen 
Mainstreamkollegen seiner kritischen Fragen wegen aus der 
Bundespressekonferenz ausgeschlossen worden war und ständigen 
Attacken, Anklagen, Drohungen und Diffamierungen ausgesetzt war, 
zog er es vor, Deutschland zu verlassen und nach Montenegro zu 
ziehen. Dass sich ein derart aufrichtiger Kämpfer für die Wahrheit 
vom Geheimdienstapparat instrumentalisieren lassen würde, ist stark 
zu bezweifeln. Es wirkt eher so, als habe sich Reitschuster 
erfolgreich gegen subtile Versuche gewehrt, sich für den 
Zensurkomplex einspannen zu lassen. Allerdings gewährt sein Fall 
Einblick, auf welche Weise der Zensurkomplex versuchen könnte, 
kritische Journalisten für sich zu gewinnen: nach dem Vorbild einer 
»Stasi-Anwerbung von Informellen Mitarbeitern«, wie Krause 
schreibt. Man darf befürchten, dass nicht jeder Kollege so standhaft 
bleibt wie Reitschuster. 


Dass die Leaks nicht gänzlich gefälscht sind, bestätige jedoch eine 
Erklärung der Initiative, merkt Florian Rötzer auf Telepolis an. Darin 
werde behauptet, »sie sei die ersten beiden Jahre von privaten 
Geldgebern finanziert worden, erst 2017 und 2018 seien Gelder vom 


britischen Außenministerium geflossen. Das sei nur deswegen 
erfolgt, weil das Ministerium die Größe der Bedrohung erkannt habe 
und zivilgesellschaftliche Programme unterstützen wollte. Es sei nur 
natürlich, dass große Aufmerksamkeit auf die russische 
Staatspropaganda gerichtet sei. Man bedauert, dass Dokumente 
»gestohlen< und veröffentlicht wurden. Man habe noch keine Zeit 
gehabt, zu untersuchen, ob gefälschte Informationen veröffentlicht 
wurden, was nach einer Ausrede klingt. Viele der Namen seien nur 
angedacht gewesen, versucht man wohl die Mitarbeiter zu schützen, 
denen Anonymität versprochen wurde.« 196 


Laut den Anonymous-Hacks zählten zwei ehemalige deutsche NATO- 
Generäle, ein ehemaliger Bundesbankchef, ein ehemaliger KSZE- 
Stabschef, ein ehemaliger deutscher Botschafter im UK sowie 
Journalisten, Akademiker und Thinktank-Experten zu den Mitgliedern 
des German Cluster. Da die Hacks vermutlich illegal waren und 
gegen den Willen der Beteiligten veröffentlicht wurden, zieht der 
Autor es vor, nur Namen derjenigen zu nennen, die ausdrücklich 
zugestimmt haben. Unter den britischen IfS-Mitarbeitern sollen sich 
außerdem mehrere Mitarbeiter des britischen Militärs und 
Geheimdienste befunden haben. Zu den Partnerorganisationen 
zählen der Atlantic Council und die Atlantic Treaty Association (ATA), 
das Centre for European Policy Analysis (CEPA), das Centre for 
European Reform, die neokonservative Henry Jackson Society, die 
»GmbH Res — Public Affairs. Corporate Affairs« in Berlin, Chatham 
House, der European Council on Foreign Relations, der Hermitage 
Fund von IfS-UK Mitglied Bill Browder sowie das ukrainische 
Medienprojekt StopFake. 


Laut einem Arbeitsbericht 197 des Institute of Statecraft wurden 
zusammen mit StopFake und dem sogenannten »Jlitauischen Team« 
(vermutlich der Abteilung für Strategische Kommunikation Stratcom 
des litauischen Verteidigungsministeriums) auch »regelmäßige 
Schulungen für alle unsere Cluster-Leiter in der Methodik zur 


Verfolgung und Aufdeckung russischer bösartiger Einflussnahme und 
Desinformation« angeboten, diese dann »direkt mit der ukrainischen 
StopFake-Leitung und dem britischen LSE-Team verknüpft« und nach 
Vilnius gebracht, »um praktische Erfahrungen auszutauschen«. Das 
Team der LSE (London School of Economics and Political Science) 
bilden vermutlich Anne Applebaum und Peter Pomerantsev vom 
Programm Arena, welches damals noch an der LSE angesiedelt war, 
heute Johns Hopkins University. 


Das IfS und StopFake hätten »entlang der Kontaktlinie in der 
Ostukrainex Propagandamaterial »veröffentlicht und verteilt«, heißt 
es in diesem IfS-Bericht, und Mitglieder der Regionalen Cluster zu 
»Bildungssitzungen im Ausland« mit dem International Research & 
Exchanges Board (IREX) des US-Außenministeriums, Detector Media 
in der Ukraine, dem Vorzeigeprojekt EUvsDisinfo der East StratCom 
Task Force (»Arbeitsgruppe StratCom für den Osten«) sowie dem 
litauischen Stratcom entsendet. StopFake erhielt im April 2018 eine 
Direktfinanzierung vom britischen Außenministerium in Höhe von 
80145 Pfund. 


Die Atlantic Treaty Association (ATA, »Atlantikvertragsvereinigung«) 
wird von der NATO als Dachorganisation für jene nationalen NGOs 
beschrieben, die sich zur Verteidigung von NATO-Werten gebildet 
haben; der Atlantic Council (»Atlantikrat«) ist die US- 
Tochtergesellschaft der ATA. In den IfS-Leaks sind vier Personen mit 
Atlantic Council gekennzeichneten E-Mail-Adressen aufgeführt: 
Anders Aslund, Elizabeth Braw, Robert Nurick und Ben Nimmo. 


Ben Nimmo ist ehemaliger NATO-Pressesprecher, ehemaliger 
Facebook-Chef für »Globale Bedrohungen« und ehemaliger 
Forschungsleiter bei der Zensur-Auftragsfirma des Pentagons 
Graphika (siehe Anhang). Er war Mitbegründer des Digital Forensic 
Lab (»Digitalen forensischen Labors«) des Atlantic Council, das im 
August 2018 vom britischen Außenministerium 450000 Pfund erhielt. 
Für den Vorläufer der Integrity Initiative, dem Project on Russian 


Influence (»Projekt zum russischen Einfluss«) des IfS, war Nimmo 
allein Autor von 12 von 22 Veröffentlichungen. Er erhielt im Januar 
2016 eine monatliche Beratungsgebühr von 2500 Pfund und stellte 
dem Institute for Statecraft im August 2016 eine Rechnung über 
5000 Pfund für seine »Arbeit an der Integrity Initiative« aus. 198 


Nach dem Anonymous-Hack wurde das Institute for Statecraft und 
die Integrity Initiative Ende 2018 eingestellt. »Alle Inhalte wurden 
vorübergehend von dieser Website entfernt, während eine 
Untersuchung des Diebstahls von Daten aus dem Institute for 
Statecraft und seinem Programm, der Integrity Initiative, läuft«, liest 
man auf der IfS-Website. 199 


Die schottische Aufsichtsbehörde für Gemeinnützige Stiftungen 
OSCR eröffnete am 13. Dezember 2018 ein Untersuchungsverfahren 
wegen »Datenlecks« und »Sorgen über die Verwendung des Twitter- 
Feeds« der Integrity Initiative, da diese dazu dienten, westliche 
Akteure als »russische Marionetten« darzustellen. Am 4. November 
2019 befand das OSCR, dass das Institute for Statecraft »nicht die 
gesetzlichen Anforderungen für den Status einer 
Wohltätigkeitsorganisation in Schottland erfüllte, da ihre Zwecke 
nicht ausschließlich wohltätig waren«, die Integrity Initiative »keinen 
öffentlichen Nutzen im Sinne der Zwecke der 
Wohltätigkeitsorganisation erbrachte«x und »der private Nutzen für 
die Vorstände« größer war als der Nutzen für die Öffentlichkeit. 200 


Anne Applebaum und Konsorten mussten sich folglich eine neue 
»Nicht«-Regierungsorganisation US-amerikanischer, deutscher und 
britischer Provenienz suchen, um ihre Zensur unter dem Deckmantel 
des Kampfes gegen »Hass« und »Desinformation« durchzusetzen, 
und wurden fündig im Institute for Strategic Dialogue, der Keimzelle 
des deutschen zensurindustriellen Netzwerkes. 


KAPITEL 6 


Das Institute for Strategic Dialogue, 
HateAid und die deutsche 
Bundesregierung 


Das Institute for Strategic Dialogue (ISD, »Institut für strategischen 
Dialog«) war eine der ersten Denkfabriken, die sich mit 
»Desinformation« und »Hassrede« beschäftigten. Es wurde 2006 in 
London von dem Diplomaten Lord George Weidenfeld im Rahmen 
seines »Club of Three« zusammen mit Sasha Havlicek (European 
Council on Foreign Relations) gegründet, um führende Köpfe aus 
dem UK, Frankreich und Deutschland zusammenzubringen. 201 Ab 
2011 widmete es sich in Zusammenarbeit mit Internet-Firmen wie 
Google/YouTube dem Kampf gegen Onlineradikalisierung im Umkreis 
von Al-Qaida und dem Islamischen Staat sowie in Bezug auf 
Rechtsextremismus und baute mit 550 Mitgliedern das Netzwerk 
Against Violent Extremism (AVE, »Gegen gewalttätigen 
Extremismus«) auf, das »weltweit größte Netzwerk ehemaliger 


Extremisten und Überlebender von Anschlägen«, um zusammen mit 
Firmen wie Facebook und Google »gezielte Interventionen« 
vorzunehmen. So schrieben »ehemalige Extremisten und Berater« 
über 800 Extremisten per Direktnachricht auf Facebook an, um mit 
ihnen in Verbindung zu treten. Laut der Hassrede-Abteilung Google 
Jigsaw war das Programm erfolgreich: Fast zwei von drei (64 
Prozent) kontaktierten Rechtsextremisten setzten sich längerfristig 
mit den Interventionsanbietern auseinander. 202 


2015 gründete das ISD bei der UNO-Vollversammlung die Initiative 
Strong Cities Network, um - unter Umgehung nationaler 
Zentralregierungen —- in hundert Städten 5000 Lehrer, Beamte und 
Aktivisten im Kampf gegen »Hass und Extremismus« auszubilden. 
2018 eröffnete das ISD ein Büro in Amman, 2019 in Berlin, 2020 in 
Paris und 2021 in Washington, D. C. Nach dem Brexit und dem 
Wahlsieg Trumps wandte es sich verstärkt dem Kampf gegen online 
stattfindenden »Hass« und »Extremismus« zu. 


Am 19. Januar 2016 gründete ISD-Chefin Sasha Havlicek in 
Zusammenarbeit mit Anetta Kahane von der Amadeu Antonio 
Stiftung sowie Facebook-CEO Sheryl Sandberg und mit der 
Unterstützung des deutschen Justizministeriums die Initiative für 
Zivilcourage Online (OCCI, Online Civil Courage Initiative) mit Sitz in 
Berlin, um »europäische NGOs [...] mit mehr als einer Million Euro 
sowohl finanziell als auch in Bezug auf Marketing-Aktivitäten zu 
unterstützen«, 203 


Mit einer Google-Finanzspritze von 1,3 Millionen Dollar wurde 2017 
der Innovation Fund to Counter Extremism (»Innovationsfonds zur 
Extremismusbekämpfung«) ins Leben gerufen, um »Organisationen 
zu unterstützen, die Hass, Rassismus und Extremismus im 
Vereinigten Königreich entgegenwirken«. 204 2019 gab Google 10 
Millionen Euro für das Impact Challenge on Safety (»Effektive 
Inangriffnahme des Sicherheitsproblems«) aus, um Projekte zum 


Thema »Hass, Extremismus und Kinderschutz« in Europa zu fördern. 
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Das Institute for Strategic Dialogue in Berlin wurde 2017-2021 mit 
2579528 Dollar von den Open Society Foundations finanziert. In 
Deutschland ist das ISD Germany seit Sommer 2020 mit einem 
dreißig Mitarbeiter starken Büro vertreten, um »innovative Lösungen 
gegen Extremismus und Polarisierung zu entwickeln« und »die 
Demokratie im digitalen Zeitalter« zu »schützen«. 206 Die 
Deutschland-Chefin Huberta von Voss ist die Ehefrau von Dr. Peter 
Wittig, dem ehemaligen deutschen Botschafter in Washington. 


Laut einer Anfrage des AfD-MdB Petr Bystron vom 18. Oktober 2023 
wurde beziehungsweise wird das Institute for Strategic Dialogue 
2021-2023 vom Bundesjustizministerium mit jährlichen 300000 Euro 
finanziert und erhielt vom Auswärtigem Amt 69139 Euro im Jahr 


2020, 200059 Euro 2021, 234000 Euro 2022 und 451086 Euro 2023. 
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Erwartungsgemäß hat das ISD eine sehr eigenwillige Vorstellung 
davon, wie man die »Demokratie schützt«. So veröffentlichte ISD im 
Dezember 2017 eine von den Open Society Foundations finanzierte 
Studie mit dem Titel »Make Germany Great Again«, in der es um die 
angebliche »Einflussnahme von Alt-Right und Kreml« auf die 
Bundestagswahlen 2017 ging und an der unter anderem die 
führende Journalistin Anne Applebaum vom Atlantic Magazine 
beteiligt war. 


Applebaum gehört als Mitglied des Atlantic Council, Council on 
Foreign Relations und European Council on Foreign Relations zu den 
prominentesten Ukrainefalken. Sie ist mit dem polnischen EU- 
Abgeordneten Radek Sikorski verheiratet, der am Tag nach der Nord- 
Stream-Sprengung »Danke USA« twitterte. Applebaum unterhielt an 
der London School of Economics (LSE) 208 das Programm Arena zur 


Propaganda im 21. Jahrhundert, in dessen Rahmen die bereits 
erwähnte Studie »Make Germany Great Again« entstand. 


Arena Research ist inzwischen aus der LSE ausgegliedert und an das 
Agora Institute der Stavros Niarchos Stiftung der Johns Hopkins 
University in Baltimore angegliedert. Der Website zufolge arbeitet 
Arena unter anderem mit der Alliance for Securing Democracy, dem 
Institute for Strategic Dialogue, der U. S. Agency for Global Media 
(USAGM) und Radio Free Europe/Radio Liberty der US-Regierung 
zusammen. 209 USAGM ist die Dachorganisation der internationalen 
Medienaktivitäten der US-Regierung wie Voice of America und Radio 
Free Europe/Radio Liberty, die seit dem Kalten Krieg den US- 
Nachrichtendiensten nahestehen. (Die Website von Arena Research 
ging irgendwann zwischen Februar und März offline, nachdem der 
Autor am 5. und 6. Februar 2023 diesbezügliche Anfragen an 
Applebaum geschickt hatte.) 


Applebaums Studie aus dem Wahljahr 2017 gibt vor, sich in ihrer 
Studie objektiv und wissenschaftlich mit der »Einflussnahme des 
Kremis« auf die deutsche Bundestagswahl 2017 zu befassen und 
dabei eine »innovative Multi-Sektor-Methodologie« und die »neueste 
Analytik in Sachen sozialen Medien« mit »investigativem 
Journalismus vor Ort« und einer »tiefgreifenden Expertise im 
Themengebiet« zu kombinieren. Tatsächlich ist jedoch keinerlei 
empirische Methodik ersichtlich, die diesen Namen verdient, denn 
weder werden Nullhypothese und Alternativhypothese präsentiert, 
die sich falsifizieren ließen, noch fand offensichtlich ein Peer Review 
statt, ganz zu schweigen von einer Doppelblindstudie, die Vorurteile 
und Fehler der Studienautoren ausschließen würde. Vielmehr haben 
wir es mit einer Jagd nach Beispielen zu tun, die lediglich die 
Vorurteile der Autoren bestätigen. So werden linke Mainstream- 
Medien von Haus aus als zuverlässig erachtet, Online- und 
Alternativmedien aber als Fake News betrachtet, ohne dass 
irgendwelche Beweise angeführt werden. Auf die schriftliche Anfrage 


des Autors an Anne Applebaum vom 5. Februar 2023, welche 
Methodik ihre Studie denn anwende und weshalb sie ohne Anhörung 
der Betroffenen die Junge Freiheit, Tichys Einblick oder die Epoch 
Times »enger Verbindungen zum Kremi« bezichtige, gab es keine 
Antwort. 


Linke russlandfreundliche Medien werden sehr differenziert und 
schonend betrachtet. So heißt es beispielsweise, die Partei Die Linke 
habe ein »komplexes Verhältnis« zum Kreml, während »rechte« 
Medien und AfD-Politiker völlig undifferenziert zusammengewöürfelt 
und pauschal als russische Trolle abgestempelt werden. So wird die 
US-amerikanische Nachrichten- und Meinungswebsite Breitbart 
News, das Hauptorgan der Trump-Bewegung 2017, in einem 
Atemzug mit der Neonazi-Website The Daily Stormer genannt, und, 
wie bereits erwähnt, angesehene konservative Medien wie Junge 
Freiheit, Tichys Einblick und Epoch Times beweislos in Richtung des 
russischen Lagers geschoben. Dabei pflegen die Junge Freiheit und 
Tichys Einblick absolut keine Kreml-Kontakte, sondern haben den 
russischen Angriff auf die Ukraine vehement kritisiert. Epoch Times 
kommt übrigens aus der buddhistisch-taoistischen Falun-Gong- 
Bewegung und kritisierte Beijing ebenso vehement wie dessen 
Unterstützer in Moskau. 


Die sogenannte Studie von Anne Applebaum hat absolut keine 
Nachweise für all diese Behauptungen zu bieten, geschweige denn 
eine empirische Methodik jenseits der subjektiven Vorurteile ihrer 
Autoren, die belastbare Ergebnisse zeitigen könnte. Leider hatten 
sich die Autoren 2017 auch nicht die Mühe gemacht, die Junge 
Freiheit, Tichys Einblick oder Epoch Times zu kontaktieren und 
diesen im Sinne der römischen Devise Audiatur et altera pars - 
»Man höre auch die andere Seitex — eine Gegendarstellung zu 
ermöglichen: »Wir wurden [von den Autoren dieser Studie] nicht 
kontaktiert und haben keinerlei Verbindung zum Kreml, was sich 
auch aus dem Tenor unserer Berichterstattung ergibt«, lautet die 


Stellungnahme von Verleger Roland Tichy in einem Gespräch mit 
dem Autor. Junge Freiheit und Epoch Times dementieren ebenfalls, 
»enge Verbindungen zum Kreml« zu unterhalten. Schlussendlich 
drängt sich der Verdacht auf, dass hier alle konservativen Medien 
pauschal als vom Kreml gesteuert dargestellt werden - vielleicht, 
weil sie von Menschen frequentiert werden, die auch bei Russia 
Today vorbeigeschaut haben und daher unbesehen als »russische 
Bots und Trolle« diffamiert wurden. 


Was für Presseorgane gilt, trifft ebenfalls auf Einzelpersonen zu, die 
durch die Studie identifiziert (»gedoxxt«) wurden, wie es 
beispielsweise bei dem ehemaligen Vorsitzenden der Jungen 
Alternative Berlin Vadim Derksen der Fall war: Ihnen wurde von den 
Studienautoren keine Gelegenheit gegeben, sich zu den 
unbewiesenen Vorwürfen zu äußern. Beispielsweise behauptet die 
Studie, Derksen hätte »laut lokalen Medien [...] Verbindungen zu 
Neonazi-Gruppen«, ein Vorwurf, den Derksen dem Autor gegenüber 
vehement bestreitet. Leider haben sich die Verfasser besagter Studie 
auch hier nicht direkt an den Betroffenen gewandt, um ihm die 
Gelegenheit zu geben, sich zu dem Vorwurf zu äußern. Derksen, ein 
äußerst liebenswürdiger und warmherziger Mensch, wurde seit 2017 
in Berlin zweimal von der Antifa tätlich angegriffen — das eine Mal 
2019 auf dem Weg zur Berlinale, wo er sich auf Einladung des 
scheidenden Festivalchefs Dieter Kosslick den Film Das Geheimarchiv 
im Warschauer Ghetto ansehen wollte, 210 das andere Mal wurde 
ihm während des Wahlkampfs 2021 das Auto angezündet. 


Die »Experten« des Arena-Programms haben sich den Kampf gegen 
»ausländische Propaganda, und »Fake News« auf die Fahne 
geschrieben, arbeiten aber, um auf die Medien und Wahlen in 
Deutschland Einfluss zu nehmen, mit der US-Regierung und linken 
zivilgesellschaftlichen NGOs wie der Alliance for Securing Democracy 
des German Marshall Fund und dem Institute for Strategic Dialogue 
zusammen. 


So beobachtete das ISD nach der Veröffentlichung der Studie »Make 
Germany Great Again« 2017 die Bayerischen Landtagswahlen 2018 
und die Wahlen zum EU-Parlament 2019 und klassifizierte — wieder 
ohne jegliche Beweise — AfD-nahe Posts als »Desinformation« und 
»Mobilisierung«. Meinungen, die dem ISD missfallen, gelten als 
»internationale Kampagnen, um Wähler zu beeinflussen, erschrecken 
oder verführen«. So liest man im Bericht »Battle for Bavaria« 
(»Kampf für Bayern«) des ISD: »Koordiniete Kampagnen 
diffamierten Oppositionsparteien oder Kandidaten und mobilisierten 
eine Vielzahl internationaler Netzwerke, um eine Pro-AfD-Botschaft 
zu verstärken und das Vertrauen in den Wahlprozess zu 
untergraben.« Diese Beschreibung passt jedoch viel eher auf das 
internationale Netzwerk der Zensur-NGOs selber, die ein lukratives 
und steuerfinanziertes Geschäft daraus gemacht haben, mit 
»koordinierten Kampagnen« Oppositionsparteien zu diffamieren und 
das »Vertrauen in den Wahlprozess« zu untergraben. 211 


Die Bundesregierung dementiert, an der Zensur des Internets 
beteiligt zu sein, obwohl wir in Kapitel 2 gesehen haben, wie das 
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik standardmäßig 
Warnhinweise an Internetbetreiber herausgibt. Mag es nun eine 
ähnliche kollaborative »Desinformations«-Zensur bei deutschen 
Wahlen geben wie bei der CISA und der EIP in den USA oder nicht, 
ein gewisser Verdacht ist durchaus berechtigt. Leider gibt es im 
Deutschen Bundestag noch keinen Untersuchungsausschuss, der 
sich mit der Instrumentalisierung des Staates gegen die Bürger 
befasst, und die Möglichkeiten, wie in den USA E-Mails von 
Bundesagenturen im Sinne einer Informationsfreiheitsanfrage 
einzufordern, sind begrentt. 


Während der Bundestagswahl 2021 verfolgte das steuerfinanzierte 
Institute for Strategic Dialogue (ISD) Germany im Auftrag der 
Bundesregierung jedenfalls »digitale Bedrohungen während des 
Wahlkampfs« sowie »Desinformation und Falschinformationen in 


Bezug auf die Integrität der Bundestagswahl und des 
Wahlergebnisses«. Inwieweit sie solche »Desinformationen« hat 
sperren oder löschen lassen und die Bundesregierung davon 
Kenntnis hatte, ist unklar, da die Beteiligten mauern. Zweifel an der 
»Integrität der Bundestagswahl und des Wahlergebnisses« sind 
jedenfalls angebracht. In Berlin musste die Abgeordnetenhauswahl 
und Bundestagswahl nach massiven Unregelmäßigkeiten, die erst 
durch Recherchen von Tichys Einblick und dem Abgeordneten Marcel 
Luthe aufgedeckt wurden, wiederholt werden. 212 Trotzdem 
kündigte Google schon im Vorfeld an, Videos, welche die »Integrität 
der Bundestagswahl« in Frage stellen, pauschal zu löschen. In ihrem 
Bericht beklagt ISD Germany »Online-Desinformation und digitale 
Gewalt gegen Politiker« im Bundestagswahlkampf 2021 auf den 
sozialen Medien wie Facebook, Instagram, YouTube, Twitter und 
Telegram. Dabei richtet sich die meiste Gewalt gegen Politiker in 
Deutschland seit Jahren gegen die AfD, und in der Coronazeit kam 
die massive Bedrohung von Maßnahmenkritikern durch die 
aufgepeitschte Antifa hinzu. 


Wir berichteten bereits über zwei Fälle lebensgefährlicher Angriffe 
von vermeintlichen »Anti«-Faschisten auf angebliche »Querdenker« 
im Jahr 2020, die trotz polizeilicher Einschätzung als versuchter 
Totschlag ohne juristische Folgen blieben. 213 , 214 Doch für Gewalt 
gegen AfD-Politiker oder Querdenker, die durch Hass und Hetze von 
Links angefeuert wird, interessiert sich das ISD Germany nicht. 
Stattdessen beklagen sie, dass »Online-Communitys von AfD- 
Unterstützern, Covid-19-Skeptikern, Verschwörungstheoretikern und 
rechtsextremen Gruppen« angeblich »gezielt Falschinformationen 
über die Integrität des Wahlprozesses und des Wahlergebnisses« 
verbreitet hätten. »Extremistische Gruppen, Unterstützernetzwerke 
politischer Parteien und Verschwörungstheoretiker nutzten soziale 
Medienplattformen, um Spitzenkandidaten wie Armin Laschet 
(CDU/CSU), Olaf Scholz (SPD) und Annalena Baerbock (Bündnis 
90/Die Grünen) zu belästigen und Falschinformationen zu verbreiten. 


Sie griffen nicht nur verbal an, sondern auch mit 
Verschwörungstheorien und Falschinformationen«. Das bringt die 
ISID Germany zu der Schlussfolgerung, die einer 
Handlungsrechtfertigung beziehungsweise -aufforderung 
nahekommt: »Die fortgesetzte Verbreitung solcher Erzählungen hat 
das Potenzial, langfristiges Misstrauen gegenüber demokratischen 
Institutionen zu schüren, insbesondere wenn Nutzer diesen Inhalten 
über einen längeren Zeitraum ausgesetzt sind.« 215 Zu 
tatsächlichen — »tätlichen« — Angriffen wie jenem auf den AfD-MdB 
Frank Magnitz, 216 der in Bremen 2019 hinterrücks überfallen und 
krankenhausreif geprügelt wurde, sowie zu der massiven 
Onlinekampagne, Magnitz unter dem Hashtag #kantholz lächerlich 
zu machen, schweigt das ISD dröhnend. 


Im November 2020 gründete das ISD das Digital Policy Lab 
(»Laboratorium für digitale Richtlinien«), um »Beamte aus dreizehn 
Ländern und der EU zusammenzubringen« (derzeit umfasse die DPL 
»Regierungsvertreter aus Australien, Kanada, Frankreich, 
Deutschland, Irland, Italien, den Niederlanden, Neuseeland, der 
Schweiz, Schweden, der Slowakei, dem Vereinigten Königreich, den 
Vereinigten Staaten und der EU-Kommission«) und um neue 
Zensurgesetze für das Internet wie das »Gesetz über digitale 
Dienstleistungen« der EU (Digital Services Act), den britischen 
»Gesetzentwurf zur Onlinesicherheit« (Online Safety Bill) sowie 
deutsche und französische Gesetze gegen sogenannte »digitale 
Gewalt« auszuarbeiten. Dem ISD zufolge wird das Digital Policy Lab 
vom deutschen Auswärtigen Amt finanziert. 217 Diesem Organismus 
war in den Jahren 2008-2019 das Policy Planners Network on 
Countering Radicalization and Extremism (PPN, »Netzwerk für 
politische Pläne zur Bekämpfung von Radikalisierung und 
Extremismus«) _vorausgegangen, das 24 internationale 
Veranstaltungen für zwölf Regierungen organisiert hatte, um »die 
Entwicklung und Umsetzung von Strategien zur Bekämpfung des 
Extremismus« voranzubringen. 


Ab 2021 begann das ISD mithilfe des Digital Policy Lab, sich in 
Wahlen der Mitgliedsländer einzumischen, natürlich nur um diese 
Wahlen vor »Desinformation und Verschwörungstheorien« zu 
schützen. Nach der Ukraineinvasion Russlands kam die Bedrohung 
durch russische »Informationsmanipulation« dazu. Seit 2019 arbeitet 
das ISD mit dem Bundesjustizministerium zusammen, wo es vom 4. 
bis zum 5. Februar 2019 eine Veranstaltung zum Thema »The 
Impact of Misinformation on Polarisation and Extremism: 
Implications for Digital Policy« (»Wie sich Fehlinformationen auf 
Polarisierung und Extremismus auswirken und was das für die 
Digitalpolitik bedeutet«) abhalten durfte. 


In den Jahren 2021-2023 führte das ISD mit einem Budget von 
884118 Euro im Auftrag des Bundesjustizministeriums mehrere 
Projekte aus — mit Themen wie »Radikalisierung in rechtsextremen 
Online-Subkulturen entgegentreten«, »Im Toten Winkel — Wie 
Rechtsextreme alternative Online-Plattformen zur Radikalisierung 
nutzen« und »Stützpfeiler Telegram. Wie Rechtsextreme und 
Verschwörungsideolog:innen auf Telegram ihre Infrastruktur 
ausbauen«., 218 


Seit seiner Kollaboration mit der Amadeu Antonio Stiftung 2016 
arbeitet das ISD Germany mit allen bekannten NGOs des deutschen 
Zensurindustriellen Komplexes zusammen: der Amadeu Antonio 
Stiftung, Correctiv, der Plattform Das NETTZ (Betterplace.org), den 
Neuen deutschen Medienmacher*innen 219 und vor allem HateAid 
von Gerald Hensel und Annalena von Hodenberg. Mehr zur Amadeu 
Antonio Stiftung, Corretiv und den Neuen deutschen 
Medienmacher*innen findet sich in meinem bereits erwähnten Buch 
George Soros’ Krieg. In diesen Ausführungen konzentrieren wir uns 
auf die vom ISD Germany mitbegründeten und der Open Society 
sowie der Bundesregierung finanzierten NGO mit dem 
vielversprechenden Namen HateAid: »Hass-Hilfe«. 


Wie HateAid dem Hass im Netz hilft 


Im Mai 2017 gründete der ehemalige Werbemanager Gerald Hensel 
mit Unterstützung des Institute for Strategic Dialogue die NGO 
HateAid. 220 Hensel hatte 2016 unter dem Hashtag 
#keingeldfuerrechtts eine Boykottkampagne gegen die 
Nachrichtenseite »Achse des Guten« (Achgut.com) von Henryk M. 
Broder 221 ins Leben gerufen, weshalb Hensel infolge des dadurch 
ausgelösten Shitstorms seinen Job bei der führenden deutschen 
Werbeagentur Scholz & Friends verlor. 222 Fortan widmete sich 
Hensel hauptberuflich dem »Hass im Netz« und wurde im Juni 2017 
auf eine EU-Tagung auf Malta mit Außenminister Heiko Maas 
eingeladen. 223 Er rief die NGO Fearless Democracy ins Leben, 
gewann den Förderwettbewerb 2017 von Betterplace.org 224 und 
gründete auf dieser Basis die HateAid gGmbh. Für ihr Vorhaben, 
»HateAid zu unterstützen, um Hass im Internet zu bekämpfen und 
Hasser zur Verantwortung zu ziehen«, 225 erhielt Anna-Lena von 
Hodenberg 2021 von der Open Society Initiative for Europe 150000 
Euro. Vom Bundesjustizministerium bekam HateAid laut einer 
Kleinen Anfrage der AfD 2021344000 Euro, 202288000 Euro und 
nach Auskunft des Bundestags 2023497000 Euro. 226 \om 
Bundesfamilienministerium erhielt erhielt die Organisation 156647,29 
Euro im Jahr 2021, 631166,44 Euro im Jahr 2022 und 696405,07 
Euro im Jahr 2023, und zwar aus dem Programm »Demokratie 
Leben!« innerhalb des »Kompetenznetzwerks im Themenfeld Hass 
im Netz«, zu dem auch die Neuen deutschen Medienmacher*innen, 
die gGmbH Das NETTZ sowie die Gesellschaft für Medienpädagogik 
und Kommunikationskultur (GMK) zählen. 227 


Am 19. Mai 2022 nahm Anna-Lena von Hodenberg von HateAid, wie 
in Kapitel 2 beschrieben, am Verfassungsschutzsymposium mit 
Innenministerin Nancy Faeser, dem Präsidenten des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz Thomas Haldenwang und mehreren Vertretern 
des Institute for Strategic Dialogue teil, darunter die Chefin von ISD 


Germany Huberta von Voss und Senior Resident Research Fellow 
Julia Ebner, die einen Vortrag über »Delegitimierung, Hass und 
Agitation« halten durfte — quasi eine Beschreibung der Aufgaben, die 
Zensur-NGOs in Wirklichkeit erfüllen. Die Verbindung von HateAid 
und ISD Germany bleibt also bestehen. 


Eigenen Angaben zufolge bekämpft HateAid »Hass« und sogenannte 
»digitale Gewalt« im Netz, wozu auch Antisemitismus und 
»Doxxing« zählen, das Veröffentlichen personenbezogener Daten im 
Netz ohne Einverständnis der Betroffenen. Dabei steht HateAid 
selbst mehreren Personen nahe, denen Nähe zu radikalislamischen 
Gruppierungen, Antisemitismus und »Doxxing« vorgeworfen wird. 


HateAid, Sawsan Chebli und Timm Kellner 


So leistete HateAid der ehemaligen Sprecherin des Auswärtigen 
Amts Sawsan Chebli (SPD) Hilfestellung bei ihrem penetranten 
Vorgehen gegen Kritiker wie dem YouTuber Timm Kellner, der in 
einem Interview mit der Jungen Freiheit sagte, HateAid würde im 
Sinne Cheblis »systematisch« seine Videos durchforsten, um ihn »in 
Rechtsstreitigkeiten zu verwickeln«. 228 Kellner hatte 2020 vor 
Gericht recht behalten, Chebli als »Quoten-Migrantin der SPD« und 
»islamische Sprechpuppe« bezeichnen zu dürfen. Chebli hat ein 
Buch über den Hass geschrieben, dem sie angeblich in Deutschland 
ausgesetzt ist, und gab an, bis zu dreißig Mal wöchentlich Anzeige zu 
erstatten. Damit eine solch skurrile Anzeigenflut nicht im 
Behördenalltag der Berliner Polizei untergeht, bedarf es vermutlich 
der Nachhilfe einer steuerfinanzierten »Nicht«- 
Regierungsorganisation wie HateAid. 


Doch Chebli ist selbst kein unbeschriebenes Blatt, wenn es um 
islamischen Hass gegen Israel geht. So teilte sie jüngst den Tweet 


des Kontos »The International Times« (@Times_INT), in dem Israel 
vorgeworfen wurde, ein Krankenhaus in Gaza bombardiert zu haben. 
Laut der israelischen Regierung und US-Präsident Joe Biden wurde 
die Rakete, die am 17. Oktober 2023 den Parkplatz des al-Ahli 
Krankenhaus in Gaza traf, jedoch von Gaza aus abgefeuert, denn 
nach Einschätzung der israelischen Armee landen etwa 30 Prozent 
der selbst gebauten Hamas-Raketen im Gaza-Streifen. Das Konto, 
auf dem dieser Vorwurf getwittert wurde, teilt eine Flut 
propalästinensischerr Posts und enthielt Hashtags wie 
#IsraelNewNazim ( »Israel, die neuen Nazis«) und 
#PalestineGenocide (»Völkermord an den Palästinensern«). »Laut 
Chebli sind die Israelis also die neuen Nazis, die einen Völkermord 
an den Palästinensern verüben«, schlussfolgert Julian Reichelt auf 
NIUS. 229 


Chebli gründete 2010 den Verein Juma e. V. (»Jung, muslimisch, 
aktiv«) — »ein Forum, über das sich junge Muslime gesellschaftlich 
einmischen und aktiv mitmischen können«. Auf der 
Gründungsveranstaltung sprach neben Bundestagsvizepräsidentin 
Aydan Özoguz auch Imam Abdul Adhim Kamouss, der dem 
Salafismus und der Muslimbruderschaft nahestehen soll. 230 
Kamouss warb in einem Video mit dem späteren IS-Terroristen Denis 
Cuspert (»Deso Dogg«) für die vom Verfassungsschutz beobachtete 
Al-Nur-Moschee. Die Al-Nur-Moschee hat wiederholt radikale 
Hassprediger wie den Dänen Abu Bilal Ismail eingeladen, der bei 
dortigen Predigten Juden als »Kriminelle«, »Kindermörder« und 
»Schlächter von Propheten« bezeichnete und Allah um die 
»Vernichtung der Juden« bat. 231 2013 posierte die angebliche 
»Interkulturelle Trainerin« und Juma-Aktivistin Merve Dag vor dem 
Holocaustmahnmal mit einer auf die Kamera gerichteten 
Maschinenpistole. 232 Aus dem Juma-Umfeld entstand die Slam- 
Poetry-Gruppe i,Slam und die YouTuber Datteltäter die den 
Terroranschlag auf die Redaktion von Charlie Hebdo rechtfertigten. 
233 Und Datteltäter-YouTuberin Nemi El-Hassan sollte Moderatorin 


beim WDR werden, bis der Islamexperte und YouTuber Irfan Peci 
2021 offenbarte, dass sie an der israelfeindlichen Al-Quds-Demo 
2014 in Berlin teilgenommen hatte. 234 


HateAid arbeitet seit 2019 mit dem t-online-Journalisten Lars 
Wienand zusammen, 235 der dort mit dem Doxxen politisch 
unliebsamer Kritiker Karriere gemacht hat. So veröffentlichte 
Wienand 2021 ein Interview 236 mit dem Hamas-Unterstützer und 
Holocaust-Relativierer 237° Martin Lejeune, doxxte 2019 den 
armenischen Christen und AfD-Bundestagsmitarbeiter Kevork 
Almassian, der daraufhin 2020 von einem mutmaßlichen Islamisten 
auf der Straße mit einem Messer angegriffen wurde, und interviewte 
dann die Anwältin des mutmaßlichen Messerangreifers, die 
palästinensische Menschenrechtsanwältin Nadijia Samour um 
Almassian als Lügner darzustellen, obwohl es ein 
Überwachungskamerafoto des Angriffs gab. 238 


Sina Denecke von der Initiative »Familien in der Krise« berichtete 
über die Hetzjagd, die Wienand auf sie ausgelöst hatte, nur weil ein 
paar Mütter während der Coronazeit ihre Kinder weiter in die Schule 
schicken wollten: »Wir wurden wahlweise als >Nazis< oder als >RAF- 
Terroristen< bezeichnet, oder als Selbstverwirklichungs-Muttis, die 
sich nicht selbst um ihre Kinder kümmern und diese nur abschieben 
wollen. Natürlich wurden wir auch als Querdenker, Idioten, Corona- 
Leugner bezeichnet. Da wurde wirklich versucht, jedes Register zu 
ziehen, um uns zu diffamieren und zu beleidigen.« Denecke 
beklagte, >»einzelne Personen, die sich als Journalisten 
bezeichneten«, hätten bei Twitter geschrieben, »sie würden jetzt alle 
Informationen über uns sammeln, und man solle alles schicken, was 
man hat«. 239 


HateAid teilt sich eine Büroadresse im Haus der Demokratie und 
Menschenrechte in Berlin mit der Menschenrechtsanwältin Nadija 
Samour, die die verurteilte PFLP-Terroristin Rasmea Odeh, den PFLP- 
und Samidoun-Chef Khaled Barakat sowie Zaid Abdulnasser, den 


Koordinator der PFLP-nahen Gefangenenhilfsorganisation 
Samidoun — Palestinian Prisoner Solidarity Network (»Netzwerk für 
Solidarität mit palästinensischen Gefangenen«), verteidigt hat. 
Samour sprach im Mai 2020 bei einem Videoseminar von Samidoun 
über die »Unterdrückung von Palästinensern in Deutschland«, und 
Samidoun zeichnete auch für viele der teils gewaltsamen pro- 
Hamas-Ausschreitungen in Deutschland nach dem Hamas- 
Terroranschlag vom 7. Oktober 2023 verantwortlich. 240 Sowohl die 
AfD als auch Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) forderten im Oktober 
2023 ein Verbot von PFLP (»Volksfront zur Befreiung Palästinas«) 
und Samidoun. 


Außerdem unterstützte HateAid eine Klage von Michael Blume gegen 
Twitter/X, der Winfried Kretschmanns umstrittener baden- 
württembergischer Antisemitismusbeauftragter ist, obwohl er 2017 
auf einer Veranstaltung von Sawsan Cheblis Verein Juma 
gesprochen hatte 241 und vom Simon Wiesenthal Center in Los 
Angeles 2021 und 2022 auf die Liste der »10 schlimmsten 
Antisemiten« gesetzt worden war. 242 Blume nutzt sein Amt, um die 
Antisemitismuskeule gegen konservative Kritiker wie den 
Wirtschaftswissenschaftler Markus Krall oder den 
Coronamaßnahmenkritiker Dr. Sucharit Bhakdi zu verwenden. Bhakdi 
war von Blume 2021 wegen seiner Kritik an Israels Impfpolitik des 
»Antisemitismus« bezichtigt worden, woraufhin Bhakdi mitunter das 
Land verlassen musste, doch am 23. Mai 2023 durch das 
Amtsgericht Plön vom Vorwurf der Volksverhetzung freigesprochen 
wurde. 


HateAid unterstützt aktuell auch die Klage des linken Twitter- 
Aktivisten Travis Brown gegen seine Twitter-Sperre, die erfolgt war, 
nachdem der nach Berlin gezogene Amerikaner mithilfe deutscher 
Steuergelder die konservative Twitter-Nutzerin Chaya Raichik als 
Betreiberin des erfolgreichen Kontos »Libs of TikTok« gedoxxt hatte. 
243 Daraufhin tauchte Taylor Lorenz, die gerne auf Doxxing- 


Geschichten anspringt und damals noch für die Washington Post 244 
arbeitete, am Osterwochenende 2022 bei Raichiks Familie auf und 
verunglimpfte Chaya. 245 Diese erhielt daraufhin Morddrohungen 
und musste untertauchen, wobei ihr der Gouverneur von Florida, 
Ron de Santis, höchstpersönlich Zuflucht in seiner Gouverneursvilla 
anbot. Infolgedessen wurde Taylor Lorenz wegen ihrer Doxxing- 
Aktion von Elon Musk ebenfalls vorübergehend gesperrt. 246 


Interessanterweise hatte selbiger Travis Brown 2019 vom 
Bundesforschungsministerium 616000 Euro erhalten, um bei der 
»Prototype«-Challenge der Open Knowledge Foundation Deutschland 
einen »Hassreden-Tracker« für Twitter zu entwickeln, der in der 
Folge wohl auch zur Enttarnung Raichiks beigetragen hat. 247 Und 
was ihn und Taylor Lorenz anbelangt, bezeichnete der damalige Fox- 
News-Moderator Tucker Carlson ihrer beider Kampagne gegen »Libs 
of TikTok« als »ausländische nachrichtendienstliche Operation, um 
einen amerikanischen Bürger einzuschüchtern und zum Schweigen 
zu bringen«, und stellt angesichts dieser Verzahnungen die Frage: 
»Warum will die deutsche Bundesregierung ein amerikanisches 
Twitterkonto sperren lassen, das Videos über amerikanische Gender- 
Erzieher postet?« 248 


Am 7. September 2023 meldete HateAid auf Twitter/X, das 
Landgericht Berlin habe bestätigt, dass Internetplattformen 
»Forschende« (sprich Doxxer) wie Travis Brown »nicht willkürlich 
sperren« dürfen. 249 Brown wurde aber gar nicht »willkürlich« 
gesperrt, sondern aufgrund des Doxxing-Verbots, das HateAid laut 
Website ebenfalls für richtig hält. Doch offensichtlich finanziert das 
steuerfinanzierte HateAid nun die Twitter/X-Klage von Travis Brown, 
einem der berüchtigtsten Doxxer der Welt. 


Der Autor wollte von HateAid wissen, inwiefern eine 
Zusammenarbeit mit Travis Brown, Lars Wienand und Michael Blume 
denn mit dem Auftrag von HateAid vereinbar sei und welche 
öffentlichen Gelder für die Klagen von Sawsan Chebli verwendet 


worden seien. Ob sich digitale Gewalt und Hassrede auch einmal 
gegen die Mehrheitsgesellschaft richten könne, etwa gegen die 
indigene Bevölkerung, Cis-Heterosexuelle, »alte weiße Männers, 
trans-kritische Feministinnen, konservative Politiker und Parteien 
oder traditionelle Christen. Ob sich HateAid jemals für nicht-linke 
oder konservative Betroffene eingesetzt habe, denn auf der Website 
von HateAid gehe es ja fast ausschließlich um politisch links 
verortete Themen (beispielweise werde Kritik an der Klimapolitik mit 
Rechtsextremismus in Zusammenhang gebracht und als Hass 
eingestuft). Angesichts der Tatsache, dass die Bundesregierung den 
Statuten des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen 
Bundestages zufolge bei der Vergabe Öffentlicher Gelder ja an das 
Neutralitätsgebot gebunden sei und gemeinnützige Organisationen 
explizit zu »parteipolitisch neutralem Verhalten« verpflichtet seien, 
wie könne HateAid da sicherstellen, die erhaltenen Steuergelder im 
Einklang mit dem Neutralitätsgebot zu verwenden? Auf keine dieser 
Fragen habe ich von HateAid eine Antwort erhalten. 


Im Juli 2023 machten die Amadeu Antonio Stiftung und HateAid 
publik, dass das Justizministerium für 2024 ihre Finanzierung 
gestrichen habe. 250 Auf Nachfrage des Autors gab das 
Justizministerium am 21. Juli 2023 die folgende Erklärung ab: »Zu 
der ursprünglich vorgesehenen Möglichkeit einer 
Anschlussfinanzierung steht das Bundesministerium der Justiz derzeit 
in einem Austausch mit der HateAid gGmbH. Grund dafür sind die 
veränderten haushalterischen Rahmenbedingungen. Wie Sie 
zutreffend schreiben, ist das BMJ bei der Vergabe Öffentlicher Gelder 
an das Neutralitätsgebot gebunden. Die Einhaltung des 
Neutralitätsgebots durch mögliche Zuwendungsempfänger wird im 
Rahmen der Bearbeitung des Zuwendungsantrags geprüft. Das 
betrifft auch die Förderung von HateAid.« 


Offensichtlich ist den Verantwortlichen im Bundesjustizministerium 
mittlerweile klar geworden, dass die üppige Steuerfinanzierung von 


politisierten »Nicht«-Regierungsorganisationen im Zuge der 
Auslagerung verfassungsfeindlicher Zensurbemühungen an Dritte 
gleich auf mehrere Weise rechtlich unhaltbar ist. 


Doch entgegen dem Willen des Justizministeriums gab der 
Haushaltsausschuss des Bundestages am 18. Oktober 2023 bekannt, 
mithilfe der Stimmen der Ampel-Koalition HateAid 2024 mit 600000 
Euro weiterzufinanzieren. 251 Vermutlich wird dasselbe für die 
Finanzierung von HateAid durch das Familienministerium gelten. 


EU gegen Elon Musk 


Das steuerfinanzierte HateAid finanzierte nicht nur die Klagen von 
Sawsan Chebli, Travis Brown und Michael Blume gegen Twitter, 
sondern dient zusammen mit anderen Zensur-NGOs wie dem 
Institue for Strategic Dialogue und Correctiv als Stichwortgeber für 
die EU, die mit dem Digital Services Act (DAS) gegen die 
Meinungsfreiheit im Netz kämpft. So begrüßte HateAid die Angriffe 
des »EU-Digitalkommissars« Thierry Breton auf Twitter/X und den 
Eigentümer Elon Musk. 


»Nach den Terroranschlägen von Hamas gegen Israel haben wir 
Hinweise darauf, dass X/Twitter verwendet wird, um in der EU 
illegale Inhalte und Fehlinformationen zu verbreiten«, 2°2 schrieb 
Breton am 10. Oktober 2023 auf Twitter/X. »Bitte listen Sie die 
Verstöße auf, die Sie meinen, damit die Öffentlichkeit diese sehen 
kann. Merci beaucoup«, antwortete Elon Musk, »Wir handeln offen. 
Kein Hinterzimmergeschachere. Bitte posten Sie Ihre Beschwerden 
öffentlich auf dieser Plattform.« Daraufhin Breton am 12. Oktober: 


»Das DSA existiert, um sowohl die Meinungsfreiheit als auch unsere 
Demokratien zu schützen — auch in Krisenzeiten. [...] Wir haben X 


eine offizielle Anfrage nach Informationen geschickt, ein erster 
Schritt in unserer Untersuchung, um die Einhaltung der DSA 
festzustellen.« »Ich weiß immer noch nicht, was sie meinen|«, 
erwiderte Musk. »Vielleicht finde ich es ja in meinem Briefkasten 
oder so.« 253 


Elon Musk hat mit der Veröffentlichung der Twitter-Files einen 
Dammbruch im Kampf für die Meinungsfreiheit bewirkt. Dieses Buch 
möchte dazu beitragen. Lassen Sie sich nie sagen, was Sie sagen 
dürfen. Denn Meinungsfreiheit ist Denkfreiheit. 


KAPITEL 7 


»Die Westminster-Erklärung« zur 
Meinungsfreiheit 2023 


Im Juni 2023 traf sich eine Gruppe von Autoren, Akademikern und 
Aktivisten in Westminster, London, um den »weltweiten Kampf für 
die Meinungsfreiheit« aufzunehmen. Das Ergebnis dieser 
Versammlung ist »Die Westminster-Erklärung« mit dem Motto »Ein 
offener Diskurs ist der Grundpfeiler einer freien Gesellschaft« 254 - 
eine Erklärung von 138 Wissenschaftlern, Intellektuellen und 
Journalisten aus dem gesamten politischen Spektrum, in dem die 
Öffentlichkeit vor dem Zensurindustriellen Komplex gewarnt und die 
Regierungen aufgefordert werden, diesen im Namen der wichtigsten 
Freiheit — der Meinungsfreiheit — wieder abzubauen. 


Die Westminster-Erklärung 


Wir schreiben als Journalisten, Künstle, Autoren, Aktivisten, 
Technologen und Wissenschaftie, um vor der zunehmenden 
internationalen Zensur zu warnen, die jahrhundertealte 
demokratische Normen zu untergraben droht. 


Wir kommen von links, rechts und aus der Mitte und sind uns einig 
in unserem Bekenntnis zu den universellen Menschenrechten und 
zum Recht auf freie Meinungsäußerung und sind alle zutiefst besorgt 
über die Versuche, geschützte Meinungsäußerungen als 
»Fehlinformation«, »Desinformation« und mit anderen unzureichend 
definierten Begriffen zu bezeichnen. 


Der Missbrauch dieser Begriffe hat zur Zensur von Bürgern, 
Journalisten und Dissidenten auf der ganzen Welt geführt. Ein 
solcher Eingriff in das Recht auf freie Meinungsäußerung unterdrückt 
eine ernsthafte Diskussion über Angelegenheiten von dringendem 
öffentlichem Interesse und untergräbt die Grundprinzipien der 
repräsentativen Demokratie. 


Weltweit arbeiten staatliche Akteure, Social-Media-Unternehmen, 
Universitäten und Nichtregierungsorganisationen intensiv daran, die 
Bürger zu überwachen und ihnen ihre Stimme zu nehmen. Diese 
groß angelegten und koordinierten Bemühungen werden manchmal 
als »Zensurindustrieller Komplex« bezeichnet. 


Dieser Komplex wird oft durch direkte Regierungsmaßnahmen 
betrieben. In Indien 255 und der Türkei 256 haben die Behörden die 
Befugnisse erlangt, politische Inhalte aus den sozialen Medien zu 
entfernen. Der Gesetzgeber in Deutschland 257 und der Oberste 
Gerichtshof in Brasilien 258 kriminalisieren politische Äußerungen. In 
anderen Ländern drohen Maßnahmen wie das irische »Hate 
Speech«-Gesetz 259 , das schottische »Hate Crime«-Gesetz 260 , 
das britische »Online Safety«-Gesetz 261 und das australische 
»Misinformations«-Gesez 262 , die Meinungsfreiheit stark 
einzuschränken und eine abschreckende Wirkung zu entfalten. 


Der Zensurindustriele Komplex arbeitet jedoch mit subtileren 
Methoden. Dazu gehören die Sichtbarkeitsfilterung (shadowban), die 
Kennzeichnung als »nicht vertrauenswürdige Information« und die 
Manipulation von Suchmaschinenergebnissen. Durch Melden und 
Sperren haben die Zensoren der sozialen Medien bereits legitime 
Meinungen zu Themen von nationaler und internationaler Tragweite 
zensiett. Sie taten dies mit voller Unterstützung der 
»Desinformationsexperten« und »Faktenchecker« der Mainstream- 
Medien, die die journalistischen Werte der Debatte und 
intellektuellen Auseinandersetzung aufgegeben haben. 


Wie die Twitter-Files gezeigt haben, üben Technologieunternehmen 
in Absprache mit Regierungsbehörden und 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) häufig eine zensorische 
»Moderation« von Inhalten aus. Bald wird der Digital Services Act 
der EU diese Beziehung offiziell machen, wodurch ungewählte und 
nicht-legitimierte »unabhängige Experten« aus dem NGO- und 
Universitätsbetrieb über unsere Online-Kommunikation entscheiden 
dürfen. 


Einige Politiker und NGOs wollen sogar verschlüsselte Messaging- 
Apps wie WhatsApp, Signal und Telegram kontrollieren. Wenn die 
Ende-zu-Ende-Verschlüsselung aufgehoben wird, werden wir keine 
Möglichkeit mehr haben, vertrauliche Gespräche online zu führen. 


Obwohl ausländische Desinformation ein echtes, zwischenstaaliches 
Problem ist, werden Behörden wie die Cybersecurity and 
Infrastructure Security Agency in den Vereinigten Staaten, die diese 
Bedrohungen bekämpfen sollen, zunehmend gegen die Öffentlichkeit 
im Inland instrumentalisiert. Unter dem Vorwand der Sicherheit und 
der Wahrung der Wahrheit wird die Meinungsfreiheit als staatlich zu 
kontrollierend und nicht als unveräußerliches Recht behandelt. 


Wir sind uns bewusst, dass Worte manchmal Anstoß erregen 
können. Aber wir lehnen die Vorstellung ab, dass verletzte Gefühle 


und Unbehagen, selbst wenn sie akut sind, einen Grund für Zensur 
darstellen. Ein offener Diskurs ist der Grundpfeiler einer freien 
Gesellschaft und unerlässlich, um Regierungen zur Rechenschaft zu 
ziehen, marginalisierte Gruppen zu stärken und die Gefahr von 
Tyrannei in Zaum zu halten. 


Der Schutz der Meinungsfreiheit gilt nicht nur für Ansichten, die wir 
teilen, wir müssen auch diejenigen Ansichten schützen, die wir 
entschieden ablehnen. Nur in der Öffentlichkeit können diese 
Meinungen angehört und angemessen hinterfragt werden. 


Immer wieder haben sich anfangs unpopuläre Meinungen und Ideen 
letztendlich allgemein durchgesetzt. Wenn wir bestimmte politische 
oder wissenschaftliiche Ansichten als »Fehlinformation« oder 
»Desinformation« brandmarken, laufen unsere Gesellschaften 
Gefahr, in falschen Paradigmen stecken zu bleiben, die der 
Menschheit mühsam erkämpftes Wissen vorenthalten und der 
Möglichkeit berauben, neue Erkenntnisse zu gewinnen. Die beste 
Verteidigung gegen Desinformation ist die Meinungsfreiheit. 


Der aktuelle Angriff auf die Meinungsfreiheit ist nicht nur eine Frage 
falsch ausgelegter Regeln und Vorschriften — es ist eine Bedrohung 
für die ganze Menschheit. Ein offenes Forum für abweichende 
Meinungen war Voraussetzung für jede Kampagne für mehr 
Gleichheit und Gerechtigkeit in der Geschichte. Von der Abschaffung 
der Sklaverei bis zur amerikanischen Bürgerrechtsbewegung und 
zahllosen anderen Beispielen hing der gesellschaftliche Fortschritt 
von der Meinungsfreiheit ab. 


Wir wollen nicht, dass unsere Kinder in einer Welt aufwachsen, in 
der sie Angst haben müssen, ihre Meinung zu sagen. Wir wollen, 
dass sie in einer Welt aufwachsen, in der ihre Ideen offen geäußert, 
erforscht und diskutiert werden können. Das ist die Welt, die den 
Gründern unserer Demokratien vorschwebte, als sie das Recht auf 


Meinungsfreiheit in unseren Gesetzen und Verfassungen 
verankerten. 


Der erste Zusatzartikel zur Verfassung der Vereinigten Staaten ist ein 
gutes Beispiel dafür, wie das Recht auf Meinungs-, Presse- und 
Gewissensfreiheit gesetzlich verankert werden kann. Man muss nicht 
in allen Fragen mit den USA übereinstimmen, um anzuerkennen, 
dass die Meinungsfreiheit die wichtigste Freiheit ist, aus der sich alle 
anderen Freiheiten ableiten. Nur durch die Meinungsfreiheit können 
wir Verletzungen unserer Rechte anprangern und für neue Freiheiten 
kämpfen. 


Es gibt einen klaren, robusten internationalen Rechtsrahmen für den 
Schutz der Meinungsfreiheit. Die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte (AEMR) wurde 1948 als Reaktion auf die 
Gräueltaten des Zweiten Weltkriegs verfasst. Artikel 19 der 
Menschenrechtserklärung besagt: »Jeder Mensch hat das Recht auf 
freie Meinungsäußerung; dieses Recht umfasst die Freiheit, 
Meinungen unangefochten anzuhängen und Informationen und 
Ideen mit allen Verständigungsmitteln ohne Rücksicht auf Grenzen 
zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten.« Während es für 
Regierungen notwendig sein kann, einige Aspekte der sozialen 
Medien zu regulieren, wie z. B. Altersbeschränkungen, sollten diese 
Regulierungen niemals das Recht auf Meinungsfreiheit verletzen. 


Wie in Artikel 19 klargestellt wird, ist die logische Folge des Rechts 
auf Meinungsfreiheit das Recht auf Information. In einer Demokratie 
hat niemand ein Monopol auf die Wahrheit. Vielmehr muss die 
Wahrheit durch Dialog und Debatte gefunden werden - und wir 
können die Wahrheit nicht finden, ohne die Möglichkeit des Irrtums 
zuzulassen. 


Eine Zensur im Namen des »Schutzes der Demokratie« verkehrt das 
System der demokratischen Volksvertretung, das von unten nach 
oben verlaufen sollte, in ein System der ideologischen Kontrolle von 


oben nach unten. Diese Form der Zensur ist letztlich 
kontraproduktiv: Sie sät Misstrauen, fördert die Radikalisierung und 
untergräbt den demokratischen Prozess. 


Angriffe auf die Meinungsfreiheit waren in der Geschichte der 
Menschheit stets Vorboten für Angriffe auf alle anderen Freiheiten. 
Regime, die die Meinungsfreiheit untergraben, haben unweigerlich 
auch andere demokratische Grundstrukturen geschwächt und 
beschädigt. Ebenso untergraben die Eliten, die heute auf Zensur 
drängen, die Demokratie. Was sich jedoch geändert hat, sind das 
Ausmaß und die technischen Mittel, mit denen Zensur heute 
durchgesetzt werden kann. 


Wir glauben, dass die Meinungsfreiheit wesentlich ist, um unsere 
Sicherheit vor staatlichem Machtmissbrauch zu gewährleisten — 
einem Machtmissbrauch, der in der Vergangenheit eine weitaus 
größere Bedrohung darstellte als die Äußerungen von Einzelpersonen 
oder auch von organisierten Gruppen. Im Interesse des 
Wohlergehens und der Entwicklung der Menschheit rufen wir zu 
folgenden drei Maßnahmen auf: 


e Wir fordern die Regierungen und internationalen Organisationen 
auf, ihrer Verantwortung gegenüber den Menschen gerecht zu 
werden und Artikel 19 der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte zu achten. 

Wir fordern die Technologieunternehmen auf, sich zum Schutz 
der digitalen Öffentlichkeit im Sinne von Artikel 19 der AEMR zu 
verpflichten und von politisch motivierter Zensur, der Zensur 
abweichender Stimmen und der Zensur politischer Meinungen 
Abstand zu nehmen. 

Schließlich rufen wir die breite Öffentlichkeit auf, sich uns im 
Kampf für die Wahrung der demokratischen Rechte der 
Menschen anzuschließen. Es genügt nicht, die Gesetzgebung zu 
ändern. Wir müssen auch von Grund auf eine Atmosphäre der 
Meinungsfreiheit schaffen, indem wir das Klima der Intoleranz 


zurückweisen, das zur Selbstzensur ermutigt und vielen 
unnötige persönliche Probleme bereitet. Anstelle von Angst und 
Dogmatik müssen wir Fragen und Debatten zulassen. 


Wir verteidigen unser aller Recht, Fragen zu stellen. Hitzige 
Debatten, auch wenn sie Unruhe stiften, sind besser als gar keine. 


Zensur beraubt uns des Reichtums des Lebens selbst. 
Meinungsfreiheit ist die Grundlage für ein erfülltes Leben und eine 
prosperierende Menschheit — durch Kunst, Poesie Drama, 
Geschichten, Philosophie, Gesang und vieles mehr. 


Diese Erklärung ist das Ergebnis eines ersten Treffens von 
Verfechtern der Meinungsfreiheit aus der ganzen Welt, das Ende Juni 
2023 in Westminster London, stattfand. Als Unterzeichner dieser 
Erklärung haben wir grundlegende politische und ideologische 
Meinungsverschiedenheiten. Aber nur wenn wir uns zusammentun, 
können wir die drohenden Kräfte der Zensur besiegen, damit wir 
weiterhin offen debattieren und uns gegenseitig herausfordern 
können. Im Geiste der Meinungsverschiedenheiten und der Debatte 
unterzeichnen wir diese Westminster-Erklärung. 
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Phil Shaw, Aktivist, Operation People, Neuseeland 

Jeremy Hildreth, Soziologe, Vereinigtes Königreich 

Craig Snider, USA 

Eve Kay, TV-Produzentin, Vereinigtes Königreich 

Helen Joyce, Journalistin, Vereinigtes Königreich 

Dietrich Brüggemann, Filmemacher, Deutschland 

Adam B. Coleman, Gründer von Wrong Speak Publishing, USA 

Helen Pluckrose, Autorin, USA 

Michael Nayna, Filmemacher, Australien 

Paul Rossi, Pädagoge, Vertex Partnership Academics, USA 

Juan Carlos Girauta, Politiker, Spanien 

Andrew Neish, KC, Vereinigtes Königreich 

Steven Berkoff, Schauspieler, Dramatiker, Vereinigtes Königreich 

Patrick Hughes, Künstler, Vereinigtes Königreich 

Adam Creighton, Journalist, Australien 

Julia Hartley-Brewer, Journalistin, Vereinigtes Königreich 


Robert Cibis, Filmemacher, Deutschland 

Piers Robinson, Organisation for Propaganda Studies, Vereinigtes 
Königreich 

Dirk Pohlmann, Journalist, Deutschland 

Mathias Bröckers, Autor, Journalist, Deutschland 

Kira Phillips, Dokumentarfilmerin, Vereinigtes Königreich 

Diane Atkinson, Historikerin, Biografin, Vereinigtes Königreich 

Eric Kaufmann, Professor für Politik, Birkbeck, Universität von 
Buckingham, Kanada 

Laura Dodsworth, Journalistin und Autorin, Vereinigtes Königreich 

Nellie Bowles, Journalistin, USA 

Andrew Tettenborn, Professor für Jura, Swansea University, 
Vereinigtes Königreich 

Julius Grower, Fellow, St. Hugh's College, Vereinigtes Königreich 

Nick Dixon, Komiker, Vereinigtes Königreich 

Dominic Frisby, Komiker, Vereinigtes Königreich 

James Orr, Associate Professor, University of Cambridge, Vereinigtes 
Königreich 

Brendan O'Neill, Journalist, Vereinigtes Königreich 

Jan Jekielek, Journalist, Kanada 

Andrew Roberts, Historiker, Vereinigtes Königreich 


ANHANG 


Die wichtigsten Organisationen des 


Zensurkomplexes 


Soweit nicht anders angegeben, werden für Finanzierungen folgende 
Quellen verwendet: 


»Report on the Censorship-Industrial Complex: The Top 50 
Organizations to Know«, Racket news 263 
USAspending.gov 264 

Finanztransparenzsystem der EU (FTS) 26> 

Open Society Foundations, Awarded Grants 266 

Antworten der Bundesregierung auf »Kleine Anfragen« im 
Deutschen Bundestag: 

zu den Neuen deutschen Medienmacher*innen: Drucksache 
19/5134 267 

zu den »Zuwendungen für die Open Society Foundations und 
deren nahestehenden Nichtregierungsorganisationen bzw. 


Migrationsverbänden«: Drucksache 19/19629 268 

e zu »US-amerikanischen Stiftungen und 
Nichtregierungsorganisationen in Deutschland«: Drucksache 
20/2087 269 

e zur »Förderung von Nichtregierungsorganisationen durch die 
Bundesregierung«: Drucksache 20/3843 270 


US-Regierungsbehörden: CISA, NED und GEC 


US Cybersecurity and Infrastructure Security Agency (CISA) 
Gegründet 2018. 


Geleitet von Jen Easterly (seit Juli 2021), einer ehemaligen NSA- 
Antiterrorbeauftragten. 


Zivilbehörde innerhalb des United States Department of Homeland 
Security (DHS, »US-Ministerium für Heimatschutz«). Laut Twitter- 
Files bildet die CISA (»Agentur für Cybersicherheit und 
Infrastruktursicherheit«) im Verbund mit dem FBlI-Agenten Elvis 
Chan die Hauptachse für Zensuranfragen der Bundesregierung bei 
Internetfirmen wie Twitter. 


Die CISA veranlasste 2020 die Gründung der Election Integrity 
Partnership (EIP) am Stanford Internet Observatory und musste 
2022 auf Öffentlichen Druck hin Päne für ein 
»Wahrheitsministerium« (Disinformation Governance Board) unter 
Nina Jankowicz aufgeben. 271 CISA-Chef Chris Krebs wurde am 17. 
November 2020 von Donald Trump entlassen, nachdem er eine 
Website veranlasst hatte, welche Wahlbetrugsvorwürfe von 2020 als 
Desinformation kennzeichnete. 272 


Am 26. Juni 2023 veröffentlichte das US-Abgeordnetenhaus den 
Bericht »Die Instrumentalisierung von CISA: Wie eine Behörde sich 
mit Internetriesen und >Desinfomationspartnern< verschwor, um 
Bürger zu zensieren«, 273 demzufolge die CISA auch 
wahrheitsgemäße Informationen als »Falschinformationen« zensiert. 


Der CISA-Arbeitskreis »Falschinformation, Fehlinformation und 
Desinformation« wird von Prof. Kate Starbird vom Center for an 
Informed Public der University Washington geleitet. 


Verbindungen: CIA, Center for an Informed Public der Washington 
University, Center for Internet Security (CIS), German Marshall 
Fund/Alliance for Securing Democracy. 


Finanzierung: 3 Milliarden Dollar von der US-Regierung. 


Global Engagement Center (GEC) 
Gegründet 2011 durch die Obama-Regierung. 
Geleitet von James P. Rubin. 


Das GEC (»Zentrum für globales Engagement«) 274 gehört zur 
Abteilung Technology Engagement (TE) des US-Außenministeriums 
und vereint unter dem Dach des US-Außenministeriums Vertreter des 
FBI, des Heimatschutzministeriums, von CIA, NSA, USAID, Cyber 
Command und den Special Forces (JSOC - Joint Special Operations 
Command: koordinierender Dachverband der Spezialeinheiten), um 
»Bemühungen der US-Regierung zu leiten, synchronisieren, 
integrieren und zu koordinieren, ausländische und nicht staatliche 
Propaganda- und Desinformationsbemühungen zu erkennen, 
verstehen, aufzudecken und entgegenzuwirken, die darauf abzielen, 
die Politik, Sicherheit oder Stabilität der USA, ihrer Verbündeten und 
Partnerstaaten zu untergraben oder zu beeinflussen«. 275 Unterhielt 


bis Anfang 2022 die Disinfo Cloud um »feindlicher Propaganda und 
Desinformation zu entgegnen«. 276 


Als GEC-Zuständiger sowie Staatssekretär im US-Außenministerium 
für Offentlichkeitsarbeit war Richard Stengel 277 zugleich Mitglied 
des Atlantic Council/DFRLab. 


Verbindungen: NATO, CISA, Pentagon, DARPA, European External 
Action Service (EEAS), Atlantic Council, Bellingcat, Global 
Disinformation Index GDI, Park Advisors. 


Finanzierung: 74,26 Millionen Dollar (2020). 


National Endowment for Democracy (NED) 
Gegründet 1983 in Washington. 
Vorsitzender: Damon Wilson. 


Ronald Reagan übertrug 1983 die Propaganda- und 
Unterwanderungsaktivitäten der CIA an die gemeinnützige Stiftung 
der US-Regierung NED (»Nationale Stiftung für Demokratie«), 278 
um unter anderem die Contra-Rebellen in Nicaragua zu finanzieren. 
»Bei vollem Tageslicht konnte die US-Regierung Dinge tun, die im 
Verborgenen viel gefährlicher gewesen wären«, 279 schrieb David 
Ignatius 1991 in der Washington Post. Die NED bildete vor dem 
Arabischen Frühling 2011 und vor dem Maidan in der Ukraine 2014 
Medienaktivisten und Internetblogger aus, die dann eine führende 
Rolle bei den folgenden Umstürzen hatten. 


Laut Snowden-Enthüller Glenn Greenwald wird das »National 
Endowment for Democracy vom CIA und dem US-Außenministerium 
finanziert, um sich in andere Länder einzumischen und sie zu 
destabilisieren«. 280 Von der NED ihrerseits finanziert werden: 
Bellingcat (siehe ebenfalls Greenwald), der Global Disinformation 


Index mit 330000 Dollar (laut Washington Examiner). 281 Außerdem 
vergibt das NED jährlich über 2000 Förderungen in Höhe von 
durchschnittlich 50000 Dollar in hundert Ländern. Im März 2022 
löschte das NED 334 Förderungen in Höhe von 22394281 Dollar von 
ihrer Website, die von 2014 bis 2022 an Ukrainische NGOs gegangen 
waren. 282 Das NED finanzierte 2022 das ECFR Deutschland mit 


52097 Dollar für »Sicherheitsreformen in Ukraine und Moldawien«. 
283 


Verbindungen: USAID, Solidarity Center, Center for International 
Private Enterprise, National Democratic Institute for International 
Affairs, International Republican Institute, Council on Foreign 
Relations, European Council on Foreign Relations Deutschland 
GmbH, Atlantic Council, Open Society, Project Syndicate, Omidyar 
Foundation, Meedan, Poynter Institute/International Fact-Checking 
Network, Politifact, AntAC Ukraine, Bellingcat, Chatham House, 
Carnegie Endowment for International Peace, Center for European 
Policy Analysis (CEPA), Freedom House, Human Rights Watch, 
Helsinki Committee, OCCRP, Kyiv Post. 


Finanzierung: 92352440 Dollar (2020) vom US-Kongress. 


EU-Agenturen 


EU Disinfo Lab 
Gegründet 2017 in Brüssel. 
Executive Director: Alexandre Alaphilippe. 


Dieses »EU-Desinformationslabor« 284 - »die wichtigste EU- 
Plattform für Desinformation« - erstellt Landesdossiers wie 


beispielsweise »The Disinformation Landscape in Germany« vom 1. 
März 2023, in dem es um Themen wie »Impfzögerlichkeit« und 
»Klimakritik« geht. Kritik an Masseneinwanderung oder der 
Unterstützung für die Ukraine wird ebenfalls als »Desinformation« 
dargestellt. 285 Vom 11. bis zum 12. Oktober 2023 veranstaltete das 
EU Disinfo Lab die #Disinfo2023 in Krakau mit »über 300 
Desinformations-Profis«, darunter die ehemalige 
»Wahrheitministerin« des US-Heimatschutzministeriums Nina 
Jancowicz, jetzt Center for Information Resilience (CIR); Imran 
Ahmed vom Center for Countering Digital Hate (CCDH), Francesca 
Arcostanzo vom Institute for Strategic Dialogue (ISD), Lutz Guellner 
vom European External Action Service (EEAS), Stefan Voss von der 
Deutschen Presse-Agentur DPA und Alicia Wanless vom Carnegie 
Endowment for International Peace. 286 


Verbindungen: European Digital Media Observatory, 
EUvsDisinfo/EEAS, ProPublica, Institute for Strategic Dialogue, 
NewsGuard, Poynter/IFCN, Wikipedia, Global Disinformation Index, 
Shorenstein Center, Bellingcat, Access Now, Global Investigative 
Journalism Network GIJN, Center for Countering Digital Hate, 
Correctiv. 


Finanzierung: 8,36 Millionen Euro von der EU (2018-2022) und 

208100 Dollar von den Open Society Foundations (2018). 
EUvsDisinfo 

Gegründet 2015 in Brüssel. 

Leiter (der East StratCom): Lutz Güllner. 


EUvsDisinfo (»Europa kontra Desinformation«) 287 ist ein Projekt 
der East StratCom Task Force (»Arbeitsgruppe StratCom für den 
Osten«) des European External Action Service (EEAS, »Europdisches 


Außenministerium«), um »russische Desinformation in der EU besser 
zu verstehen«. Unterhält eine Datenbank mit über 15520 Beispielen 
für »russische Desinformation«, darunter Material über »US- 
Biolabore in der Ukraine« oder über den »Angriff auf den Staudamm 
von Kachowka durch Kiew«. 288 


Verbindungen: EU Disinfo Lab. 


Finanzierung: 11 Millionen Euro jährlich (East StratCom). 


NGOs und Thinktanks 


Aspen Institute 
Gegründet 1949 in Aspen, Colorado. 


Das Aspen Institute 289 hielt im August 2020 ein »Planspiel« ab, um 
einen Leak von Informationen über Hunter Bidens Laptop zu 
simulieren und als »russische Desinformation« zu diskreditieren. 290 
Teilnehmer: Garrett Graff (Aspen), Claire Wardle (First Draft), Yoel 
Roth (Twitter-Zensurchef), Nathaniel Gleicher (Cybersicherheit 
Facebook), Renee DiResta (Stanford IO, Ex-CIA), Ellen Nakashima 
und Janie Zacharia (Washington Post), David McCraw (New York 
Times), Noah Shachtman (Rolling Stones), Olga Belogolova 
(Facebook), Rick Davis (CNN), Vivian Schiller (NBC), Wikimedia. 


Gründete 2021 die Commission on Information Disorder, um gegen 
»böswillige Akteure«x vorzugehen, die »das Vertrauen in die 
Zivilgesellschaft untergraben«. Zu ihren Mitgliedern gehören Alex 
Stamos (Stanford IO), Craig Newmark (craigslist), Prince Harry, Kate 
Starbird (Center for an Informed Public der Uni Washington, CISA), 
Chris Krebs (Ex-CISA), Abgeordneter Will Hurd (Ex-CIA), Kathryn 


Murdoch (Ehefrau von Medienboss James Murdoch), Journalistin 
Katie Couric (Council on Foreign Relations). 291 


Verbindungen: US-Außenministerium, Atlantic Council/DFRLab, 
Stanford Internet Observatory, First Draft/Information Futures Lab, 
Shorenstein Center, Facebook, Twitter, Carnegie, Yahoo! News. 


Gesamtbudget: 129329186 Dollar (2017); 140 Millionen Dollar 
(2021). 


Von der Bundesregierung 2021-2022: 500000 Euro, 2019-2020: 
400000 Euro, 2018: 300000 Euro, außerdem 1817109,98 Euro für 
Projektfinanzierungen 2017-2022. 


1215000 Dollar von Open Society Foundations 2018-2021. 


2020 erhielt das Aspen Institute Germany von den Open Society 
Foundations 289591 Dollar sowie 59480 Dollar, »um Online- 
Influencer im Kampf gegen Desinformation zu engagieren und im 
Vorfeld der Bundestagswahlen 2021 ein faktenbasiertes 
Informationsökosystem zu stärken«. 


Weitere Spender über 500000 Dollar: Bill and Melinda Gates 
Foundation, Johnson & Johnson, JP Morgan Chase Foundation, 
Walmart und Blackrock. 


Atlantic Council/Digital Forensic Research Lab (DFRLab) 


Gründung: der Atlantic Council 1961 in Washington (CEO Frederick 
Kempe), das Digital Forensic Research Lab 2016. 292 


NATO-naher Thinktank. 2018 kündigte Facebook eine »neue Wahl- 
Partnerschaft mit dem Atlantikrat« an, um »Missbrauch unserer 
Plattform während Wahlen zu verhindern«. 293 Partner von Stanford 
Internet Observatory bei der EIP 2020 und dem Virality Project. 


Craigslist-Gründer Craig Newmark spendete 2020500000 Dollar an 
das DFRLab (»Forschungslabor für digitale Forensik«) und sprach 
beim EIP Symposium. 294 


Das DFRLab bezeichnete zusammen mit der Associated Press 2021 
die Theorie, Covid-19 stamme aus dem Wuhan-Labor, als »Gerücht« 
und »irreführende Information«. 295 


Organisiert den Gipfel 360/Open Summit mit US-Außenminister 
Antony Blinken (2022), Rita Wezenbeek, Generaldirektion 
Kommunikationsnetze der EU-Kommission (2022-2023), Benedikta 
von Seher-Thoss des Deutschen Verteidigungsministeriums (2023), 
Facebook, Twitter, Microsoft, Bellingcat, Graphika und vielen anderen 
mehr. 296 


Verbindungen: NATO, Bundesverteidigungsministerium, Associated 
Press, Global Engagement Center GEC, Facebook, Bellingcat, 
Graphika, Stanford Internet Observatory, National Endowment for 
Democracy, Access Now, Carnegie Endowment for International 
Peace, Meedan, Facebook/Meta, Europäische Kommission, National 
Democratic Insititue, OCCRP, Wikimedia, Defend Democracy, Center 
for a New American Security, Omidyar Network, Center for an 
Informed Public der Uni Washington. Der Ex-Mitarbeiter von DFRLab 
Ben Nimmo war auch als NATO-Pressesprecher, dann bei Graphika 
und jetzt als Facebook-Sicherheitschef tätig. Bellingcat-Chef Eliot 
Higgins war ebenfalls DFRLab-Mitarbeiter. 297 


Finanzierung des Atlantic Council: 1446549 Dollar vom US- 
Außenministerium 2023-24, 130985,44 Euro von der 
Bundesregierung 2017-2021, 744705 Dollar von Open Society 2018- 
2021. 


Spender über 1 Million Dollar: Facebook, Rockefeller Foundation, 
Goldman Sachs, 


Weitere Spender: Craig Newmark Foundation, JPMorgan Chase, 
Carnegie Corporation, Pentagon, US-Energieministerium, Amazon, 
Climateworks, Google, Pfizer, Raytheon, Lockheed Martin, Hewlett 
Foundation. 


Carnegie Endowment for International Peace 
Gegründet: 1910 in Washington. 
Vorsitzender: Mariano-Florentino Cuellar. 


Die »Carnegie-Stiftung für Internationalen Frieden« 298 wurde 1910 
von dem Stahlmagnaten Andrew Carnegie auf einer Stiftungsbasis 
von 10 Millionen Dollar ins Leben gerufen. Büros in Washington, 
Beirut, Beijing, Brüssel, Neu-Delhi und Moskau. Letzteres wurde im 
April 2022 geschlossen und dafür das Carnegie Russia Eurasia 
Center in Berlin eröffnet. 


Unterhält zusammen mit DisinfoCloud des GEC die Partnership for 
Countering Influence Operations (PCIO): einen »Katalog von 460 
Gegenpropaganda-Organisationen« 299 vorwiegend aus USA und 
Europa sowie die Influence Operations Researchers’ Guild (»Zunft 
der Erforscher von Gegenpropaganda-Organisationen«) 300 
(darunter: ARD FaktenFinder, Associated Press, Arena, Aspen, 
Bellingcat, Center for Informed Public, Center for European Policy 
Analysis, Correctiv, dpa, DFRLab, Deutsche Gesellschaft für 
Auswärtige Politik, ECFR, GEC, GDI, German Marshall Fund/ASD, 
Globsec, Google, Graphika, ISD, Poynter/IFCN, OCCRP, Stanford EIP, 
Stiftung Neue Verantwortung, Ukraine Crisis Media Center, World 
Economic Forum). 


Am 24. April 2023 sprach die US-Geheimdienstleiterin (DNI) Avril 
Haines (ehemalige Vize-Chefin der CIA) bei einer Carnegie- 


Veranstaltung mit dem Carnegie-Europa-Leiter Dan Baer zum Thema 
»Digitale Autokratie: Eine wachsende Bedrohung«. 301 


Verbindungen: NED, NATO, FBI, Friedrich-Ebert-Stiftung, Heinrich- 
Böll-Stiftung, Atlantic Council/DFRLab, Aspen Insititute, EU Disinfo 
Lab, Council on Foreign Relations, ECFR, RAND, Facebook, Google, 
Stanford, Open Society, Institute for Strategic Dialogue, Institute for 
New Economic Thinking, Citigroup, Bank of America, Hyatt-Erbin 
Penny Pritzker. 


Stiftungsvermögen: 534684148 Dollar. 


Finanzierung: 73160068 Dollar (2021), unter anderem von den 
Stiftungen Gates, Rockefeller, Ford, Hewlett, Open Society, 
Democracy Fund/Omidyar; 328995 Euro von der Bundesregierung 
2018-2020; 3182787 Dollar von Open Society Foundations 2020- 
2021. 


First Draft/Information Futures Lab (IFL) 
Leiterinnen: Claire Wardle, Stephanie Friedhoff. 


First Draft (»Erstentwurf«) war in den Jahren 2015-2022 einer der 
ersten »Desinformationswächter« und ging im Juni 2022 im 
Information Futures Lab (»Zukunftsinformationslabor«) der Brown 
University in Rhode Island auf. 302 


Zu den Gründern von First Draft gehören Google, Google News 
Initiative, Open Society Foundations und Bellingcat. Sie nahmen am 
»Planspiel« des Aspen Institute im August 2020 teil, bei dem die 
Zensur der Enthüllungen um Hunter Bidens Laptop geprobt wurde 
(siehe Aspen Institute) und waren neben BBC, EBU (unter anderem 
ARD), AP, Reuters, Google, Facebook/Meta, Microsoft und Twitter als 
einziger Thinktank an der »Corona-Desinformationsinitiative« 
Trusted News Initiative beteiligt. Stephanie Friedhof gehörte zum 


Coronastab des Weißen Hauses und der Rockefeller Foundation, für 
die das IFL ein Projekt entwarf, um die »Impfbereitschaft zu 
erhöhen«. Das ehemalige First-Draft-Mitglied Renee DiResta war 
auch CIA-Agentin und ist jetzt am Stanford Internet Observatory 
tätig. 303 


Verbindungen: Pentagon, Craig Newmark Foundation, National 
Science Foundation, Facebook, Ford Foundation, Google, Knight 
Foundation, Wellcome Trust, Open Society Foundations, Stanford 
Internet Observatory, Atlantikrat/DFRLabs, Aspen Institute, 
Bellingcat, World Economic Forum. 


Finanzierung: 3837384 Dollar (2020). 


German Marshall Fund of the US (GMFUS), Alliance for 
Securing Democracy (ASD) und Hamilton 68 


Gegründet: GMFUS 1972, ASD 2017. 


Die Alliance for Securing Democracy (»Allianz zum Schutz der 
Demokratie«) ist ein Projekt des German Marshall Fund, das jährlich 
mit 2 Millionen Euro von der Bundesregierung finanziert wird. Die 
ASD wurde im August 2017 nach dem Wahlsieg Donald Trumps 
gegründet, um vor vermeintlicher »russischer Desinformation« zu 
warnen, und unterhielt zu diesem Zweck das Dashboard Hamilton 
68, oft die einzige Quelle für jahrelange aus der Luft gegriffene 
Behauptungen, »russische Bots« würden die sozialen Medien 
infiltrieren. Die meisten erwiesen sich laut Twitter-Files als ganz 
normale konservative Nutzer. 304 


Hamilton 68 wurde von Jonathan Morgan programmiert, 305 der mit 
Ex-CIA-Agentin Renee DiResta 2017 bei der Firma New Knowledge 
eine Fake-Kampagne entworfen hatte, um den von Trump 
unterstützten Alabama-Senatskandidaten Roy Moore als »russischen 


Agenten« darzustellen. Sogar Twitter-Zensurchef Yoel Roth wusste, 
dass die »Russen-Bots«-Vorwürfe von Hamilton 68 Fake waren, hielt 
den Skandal aber geheim. 306 Hamilton 68 unterhielt auch ein 
»2021 German Elections Dashboard«, um vor angeblicher 
»russischer Desinformation« in Zusammenhang mit den 
Bundestagswahlen 2021 (hauptsächlich in Bezug auf die AfD) zu 
warnen. Sudha David-Wilp, Leiterin des Berliner Büros des GMFUS, 
bedankte sich »bei OSF (Open Society Fund) für die großzügige 
Finanzierung, die dieses Projekt möglich gemacht hat«. Dieses 
deutsche »Wahlkampf-Tool« wurde außerdem vom Institute for 
Strategic Dialogue finanziert, so David-Wilp. 307 


Aktuell bietet ASD ein »War in Ukraine« Tool zu angeblicher 
»Desinformation« zum Ukrainekrieg an. Kritische Themen wie 
»Biowaffen in der Ukraine«, »NATO-Kriegsschuld« und 
»Nazis/Extremismus in der Ukraine« werden unbesehen als 
Kategorien der »Desinformation« geführt. 308 


Aufsichtsrat: Clinton-Chefstratege John Podesta, Barack Obamas 
Russlandbotschafter Michael McFaul, Obamas CIA-Chef Michael 
Morell, der Vorsitzende von Freedom House Michael Chertoff sowie 
der neokonservative Kommentator Bill Kristol. 2017 gehörten auch 
Bidens Nationaler Sicherheitsberater Jake Sullivan und die ehemalige 
Twitter-Justiziarin Nichole Wong zum Aufsichtsrat. Der Chef von 
Hamilton 68, Clint Watts, war Abwehrspezialist des FBI. Annalena 
Baerbock bezeichnete sich als Mitglied des GMFUS. 309 


Finanzierung: Von der Bundesregierung (Auswärtiges Amt) 2 
Millionen Dollar jährlich zuzüglich 2018-2022 Projektfinanzierungen 
in Höhe von 604069,52 Euro. 


1137987 Euro von Open Society Foundations 2017-2021; 
hinzukommen Google, Microsoft, Pierre Omidyars Democracy Fund, 
Stiftungen Rockefeller Foundation, Charles Mott Foundation und 
Knight Foundation, das Verteidigungsministerium Lettland sowie das 


belgische Außenministerium. 2020 spendete Craigslist-Gründer Craig 
Newmark an GMFUS 500000 Dollar und 1 Million Dollar 2021 an die 
ASD für die Fakenews-Website Hamilton 68. 310 


Stanford Internet Observatory / Election Integrity 
Partnership (EIP) 


Gegründet: 2019. 
Leiter: Alex Stamos (ehemals Facebook-Sicherheitschef). 


Das Stanford IO rief 2020 auf Betreiben von US- 
Heimatschutzministerium und CISA zusammen mit Graphika, dem 
Atlantic Council/DFRLabs sowie dem Center for an Informed Public 
(CIP, University Washington) die Election Integrity Partnership (EIP) 
311 ins Leben, die nach Bidens Wahlsieg zum 
»Coronafaktenchecker« Virality Project 312 wurde. 


Das Virality Project (»Projekt zur Viralität«) arbeitete mit der CISA, 
der Seuchenschutzbehörde CDC, dem Pentagon-finanzierten 
»Desinformationstracker« Graphika, dem CIP, der National Science 
Foundation, dem Center for Social Media and Politics der New York 
University, dem DFRLab und dem Global Engagement Center 
zusammen. 313 


EIP ließ nach eigenen Angaben im US-Wahlkampf 2020 22 Millionen 
Tweets zensieren. 314 


Forschungsleiterin Renee DiResta (ehemalige CIA-Agentin) brüstete 
sich, daß EIP in Zusammenarbeit mit Regierungsstellen wie CISA 
und GEC Google, TikTok, Facebook und Twitter dazu brachte, »35 
Prozent der gemeldeten Links« zu »entfernen, reduzieren oder 
Zusatzinformationen zu liefern«. 


Verbindungen: DFRLabs, Graphika, Twitter, First Draft, Aspen 
Institute, CISA. 


Finanzierung: Mit 5 Millionen Dollar ins Leben gerufen durch die 
Craig Newmark Foundation (Craigslist) zuzüglich Spendengeldern 
von Gates, Omidyar und Hewlett. 748437 Dollar von der US- 
Regierung (National Science Foundation) in den Jahren 2021-2026. 


Privatfirmen / Dienstleister 


Bellingcat 


Gegründet von Eliot Higgins 2014 in London als Ltd., seit 2018 
Stiftung mit Sitz in Amsterdam. Der Name Bellingcat geht auf die 
mittelalterliche Fabel »Belling the cat« zurück, was in etwa heißt 
»der Katze eine Glocke umhängen«. 


Vertritt »Open-Source Intelligence«x (OSINT) und versammelt 
angebliche Hobbyforscher mit engen Verbindungen zu westlichen 
Nachrichtendiensten. 315 Snowden-Enthüller Glenn Greenwald 
bezeichnete Bellingcat als »vom CIA und dem US-Außenministerium 
finanziert, um sich in andere Länder einzumischen und sie zu 
destabilisieren — wie in Syrien«. 316 Mehrere Bellingcat-Mitarbeiter 
arbeiten auch für das Center for Information Resilience der 
entlassenen »US-Wahrheitsministerin« Nina Jankowicz. 


Laut einem Hack der Gruppe Anonymous 2019 soll Bellingcat mit 
DFRLabs Teil eines Netzwerks EXPOSE sein, dass von Zinc Network 
und dem Integrity Initiative des UK Institute of Statecraft mit Geld 
des UK-Außenministeriums gegründet wurde. 317 


Verbindungen: Human Rights Foundation, Zinc Network, Integrity 
Initiative, Graphika, Atlantic Council/DFRLabs. 


Finanzierung: »Wir bekommen einen Großteil unserer Finanzierung 
von Spendern wie der Open Society Foundation«, sagte Bellingcat- 
Gründer Eliot Higgins dem Guardian 2018. 318 


EU (2021: 320000 Euro), National Endowment for Democracy (NED) 
und Open Society Foundations (383000 Dollar: UK 2016-2018, 
12000 Dollar: NL 2019), Zinc Network (160000 Euro), Adessium 
Foundation, Digital News Initiative, Meedan. 


Global Disinformation Index (GDI) 
Gegründet in London 2018. 


CEO: Clare Melford, ehemalige Leiterin des European Council on 
Foreign Relations (ECFR). 


Geschäftsführer: Daniel Rogers, Gründer, US-Geheimdienstzulieferer 
Terbium Labs. 


Funktion: Der GDI (»Index für weltweite Desinformation«) 319 
erstellt eine Blockliste von konservativen Nachrichtenseiten, die als 
»Desinformation« gebrandmarkt werden, um Werbekunden wie 
Microsofts Xandr und BMW abzuschrecken. Dabei werden linke 
Nachrichtenseiten generell als »vertrauenswürdig« eingestuft. 


Verbindungen: Facebook, Microsoft Open Society, Pew Research, 
European Council on Foreign Relations ECFR, Luminate Network, 
Craig Newmark, Global Engagement Center (GEC), Disinfo Cloud. 


Finanzierung: 230000 Dollar vom National Endowment for 
Democracy, 100000 Dollar vom US-Außenministerium. 


Graphika 
Gegründet: New York 2013. 


Mitarbeiter: CEO ist John Kell. Der ehemalige Graphika- 
Investigativleiter Ben Nimmo war auch NATO-Pressesprecher und 
DFRLabs-Mitarbeite. Innovationschefin Camille Francois war 
Forschunggsleiterin bei Google Jigsaw. 


Privatwirtschaftliches Unternehmen zur Erstellung von Berichten 
über »russische Desinformation« oder »Coronadesinformation«. 
Gründungsmitglied von Election Integrity Partnership (EIP) und 
Virality Project des Stanford Internet Observatory (SIO). 


Verbindungen: Atlantic Council DFRLabs, Pentagon, DARPA, Knight 
Foundation, Bellingcat, Global Engagement Center (GEC), 
Cybersecurity and Infrastructure Security Agency (CISA). 


Finanzierung: 7 Millionen Dollar von US-Verteidigungsagenturen, 
darunter 3 Millionen Dollar von Pentagon 2020-2022, DARPA und 
US-Luftwaffe. 


Die deutschen Zensur-NGOS 


Institute for Strategic Dialogue (ISD) 


Gegründet: 2006 in London. Büros in Berlin, Washington, Paris, 
Amman und Nairobi. 


Mitarbeiter: CEO ist Sasha Havlicek, die Geschäftsführerin der ISD 
Germany gGmbh ist Huberta von Voss-Wittig 320 , die Frau von Dr. 
Peter Wittig, des ehemaligen deutschen Botschafters in Washington 


2018-2020. Zum Vorstand gehörten unter anderem Roland Berger, 
Mathias Döpfner, Karl-Theodor zu Guttenberg. 


Einer der ersten Thinktanks, der sich auf »Desinformation«, 
»Extremismus« sowie »Hass und Polarisierung« konzentrierte. Rief 
2012 das Netzwerk Against Violent Extremism (AVE) 321 ins Leben 
und organisierte 2016 zusammen mit der Obama-Regierung den 
Gipfel »Countering Violent Extremism« (CVE). 322 


Im Dezember 2017 veröffentlichte das ISD die von den Open Society 
Foundations finanzierte Studie »Make Germany Great Again« zur 
angeblichen »Einflussnahme von Alt-Right und Kremli« auf die 
Bundestagswahlen 2017, an der unter anderen Autoren auch die 
Journalistin Anne Applebaum vom US-amerikanischen Magazin The 
Atlantic beteiligt war. 2018 »beobachtete« das ISD die Bayerischen 
Landtagswahlen 323 und 2019 die EU-Parlamentswahlen 324 
wobei AfD-nahe Posts vom ISD als »Desinformation« und 
»Mobilisierung« klassifiziert wurden. Organisierte am 4./5. Februar 
2019 beim Bundesjustizministerium die Veranstaltung »The Impact 
of Misinformation on Polarisation and Extremism: Implications for 
Digital Policv«. 325 Am 19. Mai 2022 veranstaltete das 
Verfassungsschutzsymposium 326 (unter anderen) mit 
Innenministerin Nancy Faeser den Vizevorsitzenden des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz Sinan Selen und Anna-Lena von 
Hodenberg von HateAid, und Hajo Funke der FU Berlin. 327 


Verbindungen: German Marshall Fund/Alliance for Securing 
Democracy, Global Disinformation Index, Global Engagement Center, 
Atlantic Council/Digital Forensic Research Lab, der Verein 
#ichbinhier, Agora Institute/Anne Applebaum, Cybersecurity and 
Infrastructure Security Agency (CISA), NATO, HateAid. 


Finanzierung: Erhielt von Google 2018 1,3 Millionen Dollar für das 
Vorgehen gegen »Hass« im UK. Gründete 2019 mit einem Google- 
Budget von 10 Millionen Dollar die Impact Challenge on Safety 


(»Effektive Inangriffnahme des Sicherheitsproblems«) gegen »Hass, 
Extremismus und Kindesgefährdung«. 328 Von Open Society 
Foundations 2019: 750000 Dollar für die Erforschung von 
»Desinformationskampagnen in den EU-Parlamentswahlen«; 2020: 
448271 Dollar für Aktionen »gegen Online-Desinformation in Bezug 
auf Klimawandel«; 2020: 400000 Dollar für das Vorgehen gegen 
»Desinformation« im Rahmen der US-Wahlen sowie 75198 Dollar für 
Aktionen gegen »Corona-Desinformation im Zusammenhang mit 
Migranten in Griechenland«. 


Seit 2021 verschiedentliche Projektfinanzierungen durch das 
Bundesjustizministerrium (2021-2023: 884118 Euro), darunter 
»Radikalisierung in rechtsextremen Online-Subkulturen 
entgegentreten«, 329 »Im Toten Winkel — Wie Rechtsextreme 
alternative Online-Plattformen zur Radikalisierung nutzen« 330 und 
»Stützpfeiler Telegram _ Wie Rechtsextreme und 
Verschwörungsideolog:innen auf Telegram ihre Infrastruktur 
ausbauen«. 331 Budget vom Bundesjustizministerium 2021-2023: 
300000 Euro. Vom Auswärtigem Amt 2020: 139000 Euro, 2021: 
200059 Euro, 2022: 234000 Euro und 2023: 451086 Euro. 


Weitere Gelder gingen von der EU-Kommission ein (2022: 5,35 
Millionen Euro), vom US-Außenministerium (2018-2023: 5928795 
Dollare), von Open Society Foundations (2017-2021: 2579528 
Dollar) sowie der Gates Foundation, Hertie Stiftung, Mercator 
Stiftung, Omidyar Group, Robert Bosch Stiftung, Bundeszentrale für 
politische Bildung/bpb, Facebook, Google Jigsaw, Microsoft, Spotify, 
YouTube und dem US Heimatschutzministerium. 


Amadeu Antonio Stiftung (AAS) 


Gegründet: 1998 von der ehemaligen Stasi-Informantin Anetta 
Kahane in Berlin. 


Geschäftsführender Vorstand: Timo Reinfrank. 


Instrumentalisiert den Antisemitismusbegriff und relativiert dadurch 
den Holocaust; so wurden beispielsweise Coronamaßnahmennkritiker 
ohne Beweise als Antisemiten verunglimpft. Sammelte zusammen 
mit Campact und dem »SHEROES Fund für Held*innen der 
Demokratie« 332 von B-Promi Jasmina Kuhnke 770000 Euro, um die 
»Opfer« des Rammstein-Sängers Till Lindemann zu vertreten, deren 
Vorwürfe bis dahin für eine Anklage nicht gereicht hatten. Der 
Verbleib der Spenden ist unklar. 333 


Rief gemeinsam mit der Zeit das Projekt »Netz gegen Nazis« 334 ins 
Leben, woraus 2017 die Website Belltower News wurde. Betreibt in 
Jena das Institut für Demokratie und Zivilgesellschaft (IDZ) von 
Matthias Quent, der häufig in öffentlichen Rundfunkanstalten als 
Experte für Radikalisierung auftritt. Stiftungsrat Stephan J. Kramer 
leitet seit Dezember 2015 das Amt für Verfassungsschutz Thüringen. 
Quent publizierte 2018 zusammen mit Simone Rafael vom AAS sowie 
Julia Ebner, Jakob Guhl und Sina Laubenstein vom Institute for 
Strategic Dialogue auch den Beitrag »Hassrede und Radikalisierung 
im Netz«. 335 


Das AAS/IDZ Jena verfasste 2018 im Verbund mit dem Institute for 
Strategic Dialogue (ISD) die Studie »Loving Hate: Anti-Muslim 
Extremism, Radical Islamism and the Spiral of Polarization«, die 
argumentierte, dass Islamfeindlichkeit für die zunehmende 
Radikalisierung von Moslems verantwortlich sei. Diese Studie wurde 
über das Programm Demokratie Leben! vom 
Bundesfamilienministerium und dem Bildungsministerium Thüringen 
finanziert. 336 


Simone Rafael von der AAS wirkte 2021 am EU-Bericht »State of 
Hate: Far right extremism in Europe« mit Safya Khan-Ruf von Hope 
Not Hate (UK) und Expo (Schweden) mit (EU-Finanzierung: 250000 
Euro). 337 


Verbindungen: Familienministerium, bpb, ARD-Faktenfinder, Bauer 
Media/Stern, Pro Asyl, Campact, Open Society, Re:Publica, Google, 
Moonshot, ISD, Correctiv, Das NETTZ, klicksafe, die NdM, Robert- 
Bosch-Stiftung, Mercator Stiftung, Hope Not Hate, Expo (Schweden). 


Finanzierung: Sammelte laut Rechtsanwalt Ansgar Neuhof von 2008 
bis 2014 6,2 Millionen Euro an Bundesmitteln ein, von denen sie 1,3 
Millionen Euro einsparte und 432000 Euro an Darlehen für 
unbekannte Zwecke vergab. 338 


Von der Bundesregierung 2017: 967045,66 Euro, 2018: 23000 Euro, 
2019-2020: 845000 Euro, 2021-2022: 3816000 Euro. 


Von der Open Society 2019: 515075 Dollar, 2021: 48512 Dollar. 
Von der EU 2020: 250000 Euro. 


(Siehe auch McMahon, Collin: Georg Soros’ Krieg, Kopp Verlag, 
2023) 


Correctiv 


Gegründet 2013 in Berlin mit Geldern der Brost Stiftung (Funke 
Medien). Wird seither von Open Society, Luminate und Mercator 
Stiftung finanziert, die auch in den Graichen-Habeck-Skandal 
involviert ist. Weiteres zur »Finanzierung« siehe unten. 


Geschäftsführer: David Schraven. 


Correctiv wurde 2017 von Facebook gegen eine Summe von 105000 
Euro als deutscher »Faktenchecker« engagiert; seit 2019 auch die 
deutsche Presseagentur dpa. Weder Correctiv noch dpa wollten laut 
Kress Report preisgeben, in welcher Höhe sie von Facebook bezahlt 
werden. Quellen zufolge beläuft sich die Summe auf mehrere 
Hunderttausend Euro jährlich. 339 Das »Fact-Checking« übernimmt 


für die haftungsbeschränkte Gesellschaft die gewinnorientierte 
Tochtergesellschaft Correctiv Verlag und Vertrieb, was diese als 
gewinnorientierte Wohltätigkeitsorganisation zum »merkwürdigsten 
Unternehmen Deutschlands« (mit den Worten von Anwalt Stefan 
Homburg) macht. 340 Infolgedessen ist David Schraven 
Geschäftsführer sowohl der gemeinnützigen Organisation als auch 
der gewinnorientierten Tochtergesellschaft und verdiente 2021 etwa 
120000 Euro und 2014-2020 insgesamt 638408 Euro. 2018 schätzte 
Schraven den Umsatz des gewinnorientierten Arms dieser 
Gesellschaft auf 552000 Euro. 


Correctiv kollaboriert häufig mit dem geheimdienstnahen Bellingcat 
und produzierte zusammen mit dem russischen Oppositionellen 
Alexey Navalny die Dokumentation »Putins Palast«. 341 Aktuell 
unterhält es einen sogenannten »Livemonitor der Russland- 
Sanktionen«. 342 Unterhielt eine Kooperation mit Jan Böhmermanns 
Neo Magazin. 343 Correctiv- und Neo-Mitarbeiter Jean Peters 344 
(Peng! Kollektiv, SeaWatch 345 ) vernetzte Böhmermann mit dem 
»Ibiza-Video« 2019, und Correctiv führte 2023 ein wohlwollendes 
Interview mit dem verurteilten Drogenhändler und »Ibiza-Detektiv« 
Julian Hessenthaler. 346 


Verbindungen: Gehört zur Credibility Coalition zusammen mit: 
Meedan, Google, Facebook, Newmark Foundation, ASD/Hamilton 68, 
Bellingcat, AP, AFP, dpa, ARD-Faktenfinder, AAS, EU DisinfoLab, EUVs 
Disinfo, Disinfo Cloud. 347 


Finanzierung: Bundeszentrale für politische Bildung 2015-2018: 
209294 Euro. Bundesregierung 2022: 102176,02 Euro. 
Außenministerium (»Türkischer Salon«) 2020: 44000 Euro. Stadt 
Hamburg 2017-2018: 171950 Euro. Nordrhein-Westfalen 2016- 
2022: 420486 Euro. Deutsche Telekom 2017-2020: 320000 Euro. 
Omidyar Network 2018-2022: 2146439,42 Euro. Open Society 
2016-2021: 419513,82 Euro. Mercator 2019-2022: 506677 Euro. EU 
2021-2022: 400000 Euro. 


(auch McMahon, Collin: Georg Soros’ Krieg, Kopp Verlag, 2023) 


HateAid 


Gegründet 2018 von Gerald Hensels Fearless Democracy in 
Hamburg. 


Geschäftsführer: Gerald Hensel und Anna-Lena von Hodenberg 
(Campact e. V.) mit Sitz in Berlin. (Campact war 2004 nach dem 
Vorbild des US-amerikanischen linken Aktivistenbündnisses 
MoveOn.org gegründet worden.) 


Gerald Hensel war zuvor Werbeleiter bei Scholz & Friends, verlor 
aber seinen Posten in der Werbebranche, nachdem er 2016 die 
Boykottkampagne #keingeldfürrechts organisiert hatte. 2017 erhielt 
Hensel Unterstützung von Open Society, betterplace.org sowie dem 
Institute for Strategic Dialogue, um Fearless Democracy zu gründen. 
348 Hensel trat 2017 zusammen mit Außenminister Heiko Maas auf 
einer EU-Konferenz 349 in Malta auf und gründete im Dezember 
2018 dann die gemeinnützige GmbH HateAid. 


HateAid finanzierte im November 2022 den Prozess des 
»Antisemitismusbeauftragten« Baden-Württembergs Michael Blume 
(laut dem Wiesenthal-Center einer der »Antisemiten des Jahres 
2021«) gegen den israelischen Journalisten Benjamin Weinthal mit 
dem Würzburger Hass-Anwalt Chan-Jo Jun. 350 Chan-Jo Jun 
kündigte an, wegen angeblicher Untätigkeit bei der Entfernung von 
»Hassrede« gegen Twitter vorzugehen. Wie Lars Wienand in seinem 
schmeichelhaften Porträt von Blumes Online-Mob schrieb, scheint 
dieser Fall die Grundlage der 50-Millionen-Euro-Klage des deutschen 
Justizministeriums gegen Twitter zu bilden. 351 


HateAid hat seinen Sitz in Berlin im Haus der Demokratie und 
Menschenrechte, wo man auch folgende Organisationen antrifft: die 


Grüne Liga; Netzwerk Recherche; die israelfeindliichen NGOs 
Amnesty International, Internationale Liga für Menschenrechte und 
Jüdische Stimme für gerechten Frieden in Nahost, die sich für die 
Boykottkampagne BDS einsetzen; die PFLP-nahe palästinensische 
Anwältin Nadija Samour; die Humanistische Union, die für ihr 
Engagement für Pädophilie bekannt ist; sowie die vom 
Verfassungsschutz beobachtete Interventionistische Linke. 


Am 19. Mai 2022 nahm Anna-Lena von Hodenberg am 18. 
Verfassungsschutzsymposium zum Thema »Von Delegitimierung bis 
Desinformation« teil, und zwar gemeinsam mit Julia Ebner, Huberta 
von Voss, Christian Schwieter, Julia Smirnova und Gil Jung vom 
Institute for Strategic Dialogue. 352 Hauptredner waren 
Innenministerin Nancy Faeser und Verfassungsschutzpräsident 
Thomas Haldenwang, demzufolge angebliche »Desinformation« zu 
»Coronapandemie und Ukrainekrieg« in den neuen BfV- 
Phänomenbereich »Verfassungsschutzrelevante Delegitimierung des 
Staates« fällt. 353 


Im Juli 2022 und 2023 sendete die Deutsche Telekom 40 Sekunden 
lange Werbespots für HateAid in der besten Sendezeit vor Beginn 
der ARD Tagesschau, und zwar zu einem Listenpreis von 89200 Euro 
pro Ausstrahlung. Nachfragen dazu wollte die teilstaatliche Telekom 
nicht beantworten. 354 


HateAid unterstützt auch Politiker wie Sawsan Chebli bei Klagen 
gegen Kritiker, und YouTuber Tim Kellner beklagte in einem 
Interview mit der Jungen Freiheit, HateAid würde systematisch seine 
Videos durchforsten, um ihn »in Rechtsstreitigkeiten zu verwickeln«. 


Verbindungen: Campact, Open Society, AAS, Correctiv, die NdM, Das 
NETTZ, Telekom, Gesellschaft für Medienpädagogik und 
Kommunikationskultur (GMK), jugendschutz.net, Verband der 
Beratungsstellen für Betroffene rechter, rassistischer und 
antisemitischer Gewalt (VBRG), Chan-Jo Jun, Lars Wienand, 


#achbessercrew, ARD-Faktenfinder, Volksverpetzer, CLAIM, Institute 
for Strategic Dialogue. 


Finanzierung: \on Bundesfamilienministerium/Demokratie Leben! 
2021: 156647 Euro, 2022: 631166,44 Euro und 2023: 696405,07 
Euro. Vom Bundesjustizministerium 2021: 344000 Euro, 2022: 88000 
Euro, 2023: 600000 Euro, für 2024 gestrichen, aber mit den 
Stimmen der Ampel-Koalition verlängert. 355 2021 ergingen 150000 
Dollar von Open Society an Campact »zur Stärkung von HateAid, das 
gegen Hassrede im Web vorgeht, indem es Hassredner rechtlich zur 
Verantwortung zieht und Opfern hilft«. 


Das NETTZ/ Betterplace Lab 
Gegründet: Das NETTZ 2017, Betterplace Lab 2006. 356 
Geschäftsführer: Hanna Gleiß, Nadine Brömme. 


Das NETTZ ist eine »Vernetzungsstelle« der Betterplace Lab gGmbH 
für »Aktivist*innen aus der Community der digitalen Zivilcourage, 
37 die sich für eine »konstruktive, diskriminierungsfreie 
Diskurskultur einsetzen«. Betterplace beklagt sich auf ihrer Website 
über »die Desinformationa, dass der Klimawandel nicht 
menschengemacht sei«. 


Hannah Gleiß war 2009-2017 Projektmanagerin bei der Robert 
Bosch Stiftung und 2018 Project Fellow des Institute for Strategic 
Dialogue, woraufhin die gemeinnützige Robert Bosch Stiftung zum 
Hauptgeldgeber ihrer NGO wurde. Sie sprach 2019 mit Hannes Ley, 
dem Gründer der Facebook-Gruppe #ichbinhier auf der 
Herbsttagung des BKA zum Thema »Netzwerke gegen Hass und 
Extremismus im Internet stärken«. 358 


Hanna Gleiß interviewte 2020 Anna-Lena von Hodenberg von 
HateAid für Das NETTZ und verfasste 2020 gemeinsam mit Sina 


Laubenstein für die Friedrich-Ebert-Stiftung der SPD die Rede 
»Unboxing Hate Speech: Maßnahmen und Strategien zur 
Bekämpfung von Hate Speech auf europäischer Ebene — ein 
Überblick« 359 für die digitale Konferenz »Unboxing Hate Speech: 
Europäische Impulse für Respekt und Solidarität im Netz« am 18. 
Februar 2021; diese wurde 2020 von der Friedrich-Ebert-Stiftung 
(Martin Schulz) im Verbund mit Heiko Maas (Auswärtiges Amt) 
veranstaltet, mit Christine Lambrecht (Justizministerium), 
Staatssekretärin Rita Hagl-Kehl (Verbraucherschutzministerium), dem 
No Hate Speech Movement des Europäischen Rates (Gilda Sahebi), 
den Neuen deutschen Medienmacher*innen sowie Hannes Ley, 
(#ichbinhier). 360 


Das NETTZ vergibt jedes Jahr einen Förderpreis 361 in Höhe von 
20000 Euro, der unter anderem an folgende Organisationen ging: 
2017 Fearless Democracy zur Gründung von HateAid; 2018 der 
Verein #ichbinhier sowie das Kollektiv MenschMenschMensch; 2019 
Reconquista Internet des ZDF-Aktivisten Jan Böhmermann, in dem 
die Mutter der ermordeten Susanna Feldmann gemobbt wurde, weil 
sie eine Schweigeminute der AfD im Bundestag geteilt hatte. 362 
Zur Jury zählten Simone Rafael von der Amadeu Antonio Stiftung 
und Matthias Quent vom Institut für Demokratie und Zivilgesellschaft 
in Jena sowie Nina Mühe von der Plattform CLAIM/Junge Islam 
Konferenz 363 und Islamaktivistin Kübra Gümüsay,. 


2019 sprachen der auf »Hass« fokussierte Anwalt Chan-jo Jun, 
Renate Künast und Anne Roth, die Netzpolitik-Referentin der 
Fraktion Die Linke, ebenso wie Marie-Theresa Weber von Facebook 
und Nina Morschhäuser von Twitter auf dem »Community Event« 
von Das NETTZ. 364 Bemerkenswerterweise führt das NETTZ unter 
seinen Kontakten auch das Counter Extremism Project (CEP) auf, das 
gegen radikalen Islam und Antisemitismus eintritt. Dies war das 
einzige Beispiel einer nicht linken NGO, die wir im gesamten 
deutschen »Zensurkomplex« finden konnten. 


Verbindungen: AAS, HateAid, Chan-jo Jun, CLAIM, Klicksafe, der 
Verein #ichbinhier, Friedrich-Ebert-Stiftung, Campact, Stop Hate 
Speech, Ufuq, Hassmelden, Landesanstalt für Medien NRW, 
Reconquista Internet, Netzcourage, Junge Islam Konferenz, 
Civic.Net, Kübra Gümüsay, Pinkstinks, Digitale Helden, Tarik Tesfu. 


Finanzierung: Robert Bosch Stiftung, Stiftung Mercator, Gruner & 
Jahr. Von der EU erhielt das Betterplace Lab 2021 für sein DIS4EU- 
Programm 70000 Euro. 


Neue deutsche Medienmacher*innen (NdM) 
Gegründet: 2008 in Berlin. 


Geschäftsführer: Ella Schindle, Juri Wasenmüller, Keywan Tonekaboni 
(Schatzmeister) 


Die Neuen deutschen Medienmacher*innen (NdM) 365 wurden 2008 
von der Journalistin Ferda Ataman mitbegründet, um für »mehr 
Vielfalt« in den Medien und für die »richtige« Berichterstattung zu 
Migrationsthemen zu sorgen. Heute ist Ataman 
Antidiskriminierungsbeauftragte und war Jurymitglied, als 2022 2,3 
Millionen Euro von Kulturstaatssekretärin Claudia Roth an linke 
Propagandagruppen, darunter ihre eigene, vergeben wurden. 366 
Die NdM sind die deutschen Träger des Projekts »No Hate Speech 
Movement«, das 2013 auf Initiative des Europarates COE und der EU 
ins Leben gerufen und 2019 in »No Hate Speech Network« 
umbenannt wurde. 367 Für dieses Netzwerk war Sina Laubenstein 
368 innerhalb Deutschlands zuständig, die bei den NdM auch das 
Projekt »Die Würde des Menschen ist unhassbar — No Hate Speech« 
leitete, bevor sie zum Institute for Strategic Dialogue und zur 
Gesellschaft für Freiheitsrechte (GFF) wechselte. 369 


Verbindungen: 


Zum Nationalen Komitee des No Hate Speech Movement 370 
gehören: AAS, Belltower, die Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes (ADS), das Auswärtige Amt, das Familienministerium, 
die Bundesvereinigung Trans*, das Bundesamt für politische 
Bildung, Campact, Das NETTZ, debate//de:hate, der 
Bundesjugendring, der Deutsche Journalisten-Verband (DJV), 
der Deutsche Fußballbund (DFB), Fearless Democracy/HateAid, 
der Integrationsbeauftragte Reem Alabali-Radovan, 
Jugendschutz.net, Klicksafe, MdB Konstantin von Notz, LSVD, 
Grünen-Sprecherin gegen Rechtsextremismus Monika Lazar, die 
Onlineberatung gegen Rechtsextremismus, Petra Pau, Renate 
Künast, die Initiative Salaam-Shalom, Schule ohne Rassismus, 
Sozialhelden, die Zeit-Stiftung sowie die Zentralwohlfahrtsstelle 
der Juden in Deutschland e. V. 

Wie bei Ferda Ataman üblich sind bei den NdM auch etliche 
Muslimbruder-nahe NGOs dabei: die Muslimische Jugend in 
Deutschland (MJD), i,Slam, Kübra Gümüsay und Ufuq e. V. Das 
Muslimbrüder-nahe Forum of European Muslim Youth and 
Student Organizations (FEMYSO) war ebenfalls ein »tief 
involviertes« Mitglied des No Hate Speech Network; die Seite ist 
inzwischen offline, war aber bis zum 28. Mai 2023 aufrufbar, 
jetzt im Archiv. 371 

Von 2017 bis 2021 war Ferda Ataman außerdem Sprecherin des 
von den NdM gegründeten Dachverbands neue deutsche 
organisationen, dem postmigrantischen Netzwerk (ndo) 372 , 
das ebenfalls von Demokratie leben!, der Bundeszentrale für 
politische Bildung sowie der Integrationsbeauftragten gefördert 
wird. 373 Zu den Mitgliedern dieses Dachverbands ndO 
wiederum gehören die öffentlich-rechtlich finanzierten YouTuber 
um Younes Al-Amayra, die Datteltäter, die den Anschlag 2015 
auf Charlie Hebdo in Paris mit zwölf Toten relativierten, sowie 


die Keimzelle der Datteltäter, die Slam-Poetry-Gruppe i,Slam. 
374 


Finanzierung: 


der Neuen deutschen Medienmacher*innen (NdM): 2016-2022 
durch die Bundesregierung mit 8158504,67 Euro; durch Open 
Society 2017 mit 100712 Dollar und 2020 mit 186029 Dollar; 
durch die EU 2019 mit 30000 Euro. Das Council of Europe 
finanzierte 2022 das Projekt »WE CAN for human rights 
speech«, 375 an dem auch die NdM, AAS, und #ichbinhier 
beteiligt war. 

der neuen deutschen organisationen (ndo): 2020 durch das 
Familienministerium mit 330000 Euro, 2021 mit 347000 Euro 
und 2022 mit 405000 Euro. 


Weitere deutsche NGOs und Thinktanks: 


Campact 

Center for Monitoring, Analysis and Strategy (CeMAS) 
CLAIM - Allianz gegen Islam- und Muslimfeindlichkeit 
de.hate 

European Network Against Racism (ENAR) 

der Verein #ichbinhier 

kKlicksafe 

Das Progressive Zentrum 

Zentrum Liberale Moderne (LibMod) 


ENDNOTEN 


Alle hier aufgeführten Links waren bei Redaktionsschluss online 
zugänglich. Möglicherweise haben Seitenbetreiber in der 
Zwischenzeit Links hinter einer Paywall versteckt. Dies liegt nicht im 
Verantwortungsbereich von Autoren und Verlag. Für Links, die nach 
der Veröffentlichung von den Seitenbetreibern gelöscht oder 
verändert wurden, übernehmen Autor und Verlag keine 
Verantwortung. Manche verlorenen Links können mithilfe der 
Wayback Machine im Internet Archive aufgefunden werden: 
archive.org/web/. 

1 Heinrich Heine an seinen Verleger Julius Campe, 20. Dezember 1836, 


s528128686.online.de/projekte/studentenprojekte/heine/die_pariser_jahre/fe 
uilleton_3.html, ebd. Fußnote 19. 


2 Mill, John Stuart: On Liberty, 1859, neu herausgegeben von Stefan Collini, 
Cambridge University Press, Cambridge 2002; auf Deutsch: Uber die Freiheit, 
übersetzt von Bruno Lemke, Reclam, Stuttgart, 2008. 


3  Rohrßen, Benedikt: Von der »Anreizung zum Klassenkampf« zur 
»Volksverhetzung« ($ 130 StGB). Reformdiskussion und Gesetzgebung seit 
dem 19. Jahrhundert, Juristische Zeitgeschichte, Abteilung 3, Band 34, De 
Gruyter, 2009; 
www.degruyter.com/document/doi/10.1515/9783899497519/html. 


4 _www.gesetze-im-internet.de/stgb/__130.html. 


5 0.A.: »Volksverhetzung: Das goldene Getto« in: Der Spiegel, 4. August 1959; 
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zerstört — ist längst zum Klassiker geworden und gewinnt täglich 
an Aktualität. 


Sein geniales Meisterwerk und Vermächtnis erscheint in 


einer neuen und zeitgemäßen Übersetzung von Paul 
Düring. 
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Corona ist erst vorbei, 


wenn bei den Schuldigen 


die Handschellen klicken 
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400 Zitate dokumentieren für alle 
Zeiten Lügen, Hass und Hetze 
während der Coronakrise 


Immer öfter belegen wissenschaftliche Studien, dass das 
Covid-19-Virus keineswegs ein tödliches Virus ist, das 
einen grausamen Erstickungstod zur Folge hat. Doch 
genau dieses Schreckensszenario diente als 
Rechtfertigung für radikale Einschränkungen unserer 
Grundrechte. 


Mittlerweile ist ein klarer Zusammenhang zwischen Impfung und 
Übersterblichkeit erkennbar. Zigtausende Menschen wurden durch 
die Impfung geschädigt oder sogar getötet. Gemäß der 
Europäischen Arzneimittel Agentur (EMA) sind in Europa 2 179 
125 Personen betroffen. Als »Kollateralschäden« der 
Coronamaßnahmen wurden Hunderttausende Betriebe ruiniert und 
Existenzen vernichtet. 


Wie konnte es so weit kommen? 


Politiker, Journalisten, Wissenschaftler, Mediziner und sogar 
Kirchenvertreter und Künstler machten gemeinsame Sache mit 
Regierung und Pharmaindustrie; sie wurden zu Propagandisten 
der Macht. In diesem Buch nennt Werner Reichel die Namen von 
Überzeugungstätern, Brandstiftern, Profiteuren, Mitläufern, 
Claqueuren und nützlichen Idioten. 


Anhand von rund 400 Zitaten illustriert der Autor die Gefahr, die 
sich aus einer doktrinären Meinungseinfalt ergibt, in der Politik, 
Medien und Pharmaindustrie sich wohlwollend auf die Schulter 
klopfen und die Taschen vollmachen, während geltendes Recht 
und Realität negiert werden. 


Ob sie kritische Geister und Ungeimpfte als »Blinddarm« 
bezeichnen, ihnen den Tod wünschen oder gar den Einsatz von 
»Flammenwerfern« fordern -— der Autor dokumentiert die 
unfassbaren Aussagen für die Nachwelt. Denn wie so oft beginnen 
die Täter, zu verharmlosen, anderen die Schuld zu geben und 
Aussagen zu vertuschen. Viele Texte auf Webseiten, in Blogs und 
Mediatheken wurden inzwischen gelöscht. 


Verewigt statt gelöscht: die wichtigsten Zeitdokumente 
unlöschbar für Ihr Archiv! 


Dieses Buch ist eine wahre Fundgrube an geradezu unglaublichen 
Originalzitaten. Was da an Lügen, Hetze, Hass, Opportunismus 
und bodenloser Dummheit herausgelassen wurde, ist sagenhaft. 


Es ist wichtig, dass diese unglaublichen Worthülsen mitsamt ihren 
Verursachern hier sozusagen für immer festgehalten werden. 


Sie sollten sich jedenfalls all diese Leute merken und auch das, 
was sie abgesondert haben. 


Corona ist erst zu Ende, wenn die Schuldigen im Gefängnis 
sitzen. Umso mehr, als zu befürchten ist, dass sich 
Vorgänge wie diese in Zukunft wiederholen werden. 


Versandkostenfrei bestellen unter www.kopp- 


verlag.de 


KOPP vers 


Bücher, die Ihnen die Augen öffnen 


Collin MeMahon 


‚yo.0,8 


Wie die Open Society Foundations 
die Welt an den Rand des 
Dritten Weltkriegs gebracht haben 
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Der Milliardär, der Ukrainekrieg 
und die deutschen Medien 


George Soros hat seit 1990 über 32 Milliarden Dollar in den 
Aufbau eines weltweiten Netzwerks von 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs), Hochschulen, Medien und 
Thinktanks investiert, die Presse, Justiz und Politik beeinflussen. 


Ab dem Jahr 2000 hatte er durch dieses Netzwerk so viel Macht 
angehäuft, dass es ihm sogar gelang, durch sogenannte 
»Farbrevolutionen« Regierungen zu stürzen. 


Das Milliardengeschäft mit dem Ukrainekonflikt 


Zusammen mit der Obama-Regierung trugen Soros-nahe 
Aktivisten und NGOs 2014 zu einem Umsturz in der Ukraine bei. 
Seitdem herrscht Krieg in der Ostukraine. 


Dabei trägt der Konflikt viele Anzeichen einer Auseinandersetzung 
zwischen zwei Oligarchen: George Soros und Wladimir Putin. Die 
Feindschaft zwischen den beiden Männern geht auf das 
Engagement von George Soros in den 1990ern in Russland zurück, 
als dieser das ehemalige Sowjet-Reich als »Soros-Reich« 
bezeichnete. 


2020 kehrten mit Joe Biden dieselben Soros-nahen Kräfte ins 
Weiße Haus zurück, die bereits 2014 für den Maidan-Umsturz 
verantwortlich zeichneten: US-Außenminister Antony Blinken, der 
Nationale Sicherheitsberatter Jake Sullivan und Vize- 
Außenministerin Victoria Nuland. 


Seither eskaliert der Konflikt um die Ukraine bis hin zur größten 
militärischen Auseinandersetzung in Europa seit dem Zweiten 
Weltkrieg. Von Anbeginn waren Soros-nahe deutsche Medien und 
die deutsche Politik keine neutralen Beobachter dieses Konflikts. 


Gekaufter Mainstream: die »Propagandalawine« 


Collin McMahon zeigt am Beispiel der deutschen Mainstream- 
Medien eindrücklich, wie stark der Einfluss von George Soros ist. 
Mit zuletzt 131 Millionen Dollar sponserte er weltweit 253 
Mediengesellschaften. Zu seinem Mediennetzwerk gehören unter 
anderem ARD, Spiegel und Süddeutsche Zeitung. McMahon 
verdeutlicht nicht zuletzt, wie stark die »Öffentlich-Rechtlichen« 
von Soros-Vertrauten durchsetzt sind. Unzählige prominente 
Journalisten und Entertainer stehen in direkter Verbindung zu 
Soros-NGOs. Und so ist es kein Wunder, dass in ARD und ZDF 
laufend »Experten« zu Wort kommen, die Organisationen von 
Soros angehören. 


Collin McMahon zeigt, wie es so weit kommen konnte, wer 
dahintersteckt und wer davon profitiert. Er belegt seine 
umfangreichen Recherchen mit 678 Quellen. 
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Gibt es einen geheimen Plan, die 
Weltbevölkerung zu dezimieren? 


Dieses Buch zeigt die Fakten, die darauf hindeuten. Es 
nennt die Namen der Akteure und ihrer Hintermänner, die 
diesen Plan geschmiedet haben. Es legt offen, dass diese 
Entscheider die Macht und den Einfluss haben, um dieses 
Vorhaben in die Tat umzusetzen. 


Dieses Buch untersucht auch den mysteriösen Deagel-Report, der 
bis 2025 einen Schwund der Bevölkerung in den westlichen 
Ländern von 60 bis 70 Prozent vorhersagt. Es deckt auf, was das 


Weltwirtschaftsforum und sein Propagandist Yuval Noah Harari 
über uns, die Mehrheit der Erdenbürger, denken. 


Von 8 Milliarden auf 100 Millionen? 


Dieses Buch hinterfragt, warum seit der sogenannten Impfung 
gegen das Coronavirus besonders in den Staaten der westlichen 
Welt eine erhebliche Übersterblichkeit zu verzeichnen ist. Es legt 
offen, dass die USA in Geheimlaboren überall auf der Welt an 
Viren und Biowaffen forschen, die das Potenzial haben, große Teile 
der Menschheit auszurotten. Es erklärt, warum auf rätselhafte 
Weise Lebensmittelfabriken explodieren und Nahrung und Energie 
knapp werden. Es zeigt, dass mit dem Wetter experimentiert wird. 
Es beschreibt, warum ein globaler Krieg zwischen den Ländern des 
Westens und dem von Russland und China geführten Rest der 
Welt ausgebrochen ist. Es macht deutlich, warum die Eliten seit 
dem Jahr 2020 Überwachung und Zensur eingeführt und 
verschärft haben. 


Zufall oder Plan? Dieses Buch belegt anhand zahlreicher Indizien, 
dass es einen Plan gibt, die Menschheit zu dezimieren. Und dass 
es sich dabei um einen Demozid, einen Mord an der Bevölkerung, 
handelt. 


Die Reduzierung der Weltbevölkerung hat begonnen! 
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